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Wegelagerer

Es liegt nicht gerade in ihrer Natur, auch nur auf den kleinsten
Vorteil von Anbeginn verzichten zu können. Deshalb schieben und
drängen sie sich, noch bevor Fronten vollends aufgewühlt und
Widersprüche zugespitzt an das Ende ihrer Bedeutung gelangt sind, mit
territorialer Wucht und lärmenden Begleiterscheinungen raumgreifend
sowie drohend und bedrückend den indessen viel zu kleinen und längst
besetzten Plätzen schamlos auf. Dabei kommt es ihren Interessen
durchaus förderlich entgegen, kleinere Rangeleien und Zerstörungen
auszulösen.

Alles in allem sind die zumeist vertrauten Wegelagerer, in welchem
Status ihrer Entwicklung auch immer fixiert, als solche für jedermann
leicht auszumachen. Deshalb sollte der Umstand wohl kaum irritieren,
daß gerade diese Wegelagerer im Prozeß ihrer Umstrukturierung und
Neuausrichtung ihre Absichten und Ziele, wenn auch in überschaubaren
Fristen, auf diese Weise deutlich präsentieren. Sie liegen oder lagern
allen übrigen Möglichkeiten doch sprichwörtlich im Wege. Der Raub im
Kern aber definiert ihre Perspektive, ihr Wesen und ihre Profession.

Ihre Schattenblick-Redaktion


15. Februar 2019
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ATOM/200: Halbwertzeit - anfällig und gefährlich ... (BBU)


Arbeitskreis Umwelt (AKU) Schüttorf

Aktionsbündnis Münsterland gegen Atomanlagen

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU)

Pressemitteilung - Schüttorf/Lingen/Bonn/Münster, 18. Februar 2019

Brennelementefabrik heute wieder Thema im Landtag


- Brandschutz schon beim Stresstest 2013 mit erheblichen Mängeln

- AtomkraftgegnerInnen konfrontieren Umweltminister Lies in Schüttorf



Der Brand in der Brennelementefabrik Lingen vom Dezember 2018 ist
heute erneut Thema im Umweltausschuss des niedersächsischen Landtags.
Dazu wurde bekannt, dass entgegen bisheriger Äußerungen ausgerechnet
der Brandschutz in der Brennelementefabrik anscheinend schon seit
Jahren sehr verbesserungswürdig ist. So bekam die Brennelementefabrik
beim Thema "Schutz gegen anlageninterne Brände" beim bundesweiten
"Stresstest" von der Entsorungskommission der Bundesregierung 2013 nur
das "Basislevel" bestätigt. Nach Angaben des Bundesumweltministeriums
gegenüber den Grünen im Bundestag führte dies dazu, dass in den
vergangenen Jahren in Lingen eine umfangreiche Maßnahmenliste zur
Verbesserung des Brandschutzes abgearbeitet werden musste. So wurde
erst nach dem Stresstest - also nach 35 Betriebsjahren - eine
Partikelschutzwand eingebaut sowie ein Gerätewagen und ein
Dekontaminationszelt für die Betriebsfeuerwehr angeschafft.

Wie man jetzt weiß, verhinderten auch diese Maßnahmen nicht den Brand.
Selbst die Betreiber der Brennelementefabrik in Lingen, Framatome /
ANF, machten nach dem Brand noch 260 (!) potenzielle Gefahrenquellen
aus. Angeblich drang nach neuesten Informationen beim Brand selbst
durch die Brandschutztüren noch Rauch in die Fertigungshalle, obwohl
diese sich in unterschiedlichen Brandabschnitten befinden. Das Labor,
in dem der uranhaltige Verdampfer in Brand geriet, kann nicht mehr
benutzt werden.

Wiederinbetriebnahme der Brennelementefabrik hätte nicht erfolgen
dürfen

Der Arbeitskreis Umwelt (AKU) Schüttorf sowie das Aktionsbündnis
Münsterland gegen Atomanlagen und der Bundesverband Bürgerinitiativen
Umweltschutz (BBU) sind empört, dass die Atomaufsicht in Hannover
diese gravierenden Brandschutzmängel am Brandtag und die lange
Vorgeschichte der Brandschutzmängel bislang mit keinem Wort öffentlich
thematisiert hat. Auch hat der niedersächsische Umweltminister Olaf
Lies (SPD) bislang den detaillierten Fragenkatalog des Arbeitskreis
Umwelt (AKU) Schüttorf weder mündlich noch schriftlich beantwortet.
Eine Wiederinbetriebnahme der Anlage hätte nicht erfolgen dürfen.

Aus diesem Grund konfrontierten 10 TeilnehmerInnen des AKU Schüttorf
und anderer Anti-Atomkraft-Initiativen aus Lingen, Gronau und Münster
am gestrigen Sonntag (17.02.2019) Umweltminister Lies bei einem Besuch
der SPD in Schüttorf persönlich mit einer Mahnwache, um von ihm mehr
Transparenz und einen wesentlich kritischeren Kurs gegenüber den
Betreibern der Brennelementefabrik zu fordern. Minister Lies stellte
sich dem Gespräch mit den regionalen Anti-Atom Initiativen und
sicherte zu, zeitnah die Fragen zum Brand in der Brennelementefabrik
schriftlich zu beantworten. Ein von den Initiativen gefordertes
inhaltliches Gespräch mit dem Umweltministerium soll vor dem Sommer
stattfinden.

"Seit Jahren ist der Atomaufsicht in Hannover offensichtlich bekannt,
dass es mit dem Brandschutz in der Brennelementefabrik Lingen nicht
gut bestellt ist, dennoch verliert der zuständige Umweltminister nicht
ein einziges kritisches Wort, wenn der Schadensfall wirklich eintritt.
Gab es bei der Atomaufsicht in Hannover diesbezüglich Versäumnisse?
Müssten Brandschutztüren und Brandschutzwände in verschiedenen
Brandabschnitten nicht absolut jede Durchleitung von Rauch, also auch
von Partikeln, verhindern? Das bisherige Verhalten des Umweltministers
ist äußerst betreiberfreundlich und wird dem Ernst des Brandes in der
Atomanlage nicht gerecht - gerade deshalb haben wir ihn in Schüttorf
persönlich angesprochen. Herr Lies muss endlich die Stilllegung der
Atomanlage einleiten," so Christina Burchert vom Arbeitskreis Umwelt
Schüttorf. Udo Buchholz vom Vorstand des Bundesverbandes
Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) erinnerte Minister Lies daran,
dass in Hessen bereits Ende des letzten Jahrhunderts alle
Brennelementefabriken konsequent und endgültig stillgelegt wurden.

Die Bürgerinitiativen und auch der BBU werden sich weiterhin mit
Nachdruck für die sofortige Stilllegung der Lingener
Brennelementefabrik und auch des AKW Lingen 2 einsetzen.



Verwendete Dokumente:

1) ESK-Stellungnahme zum Stresstest zur Brennelementefabrik Lingen
(hier S. 18):

http://www.entsorgungskommission.de/sites/default/files/reports/snstresstestteil114032013.pdf

2) Stellungnahme des BMU gegenüber MdB Sylvia Kotting-Uhl (Grüne),
hier Bundestags-Drucksache 19/6663, Frage 96, S. 88:

http://dip21.bundestag.de/dip21/btd/19/066/1906663.pdf

Weitere Informationen:

www.bbu-online.de

www.sofa-ms.de

www.urantransport.de

https://www.facebook.com/AKU.Schuettorf

 * 

Quelle:

Gemeinsame Pressemitteilung, 18.02.2019

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. Februar 2019 
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ATOM/199: Halbwertzeit - ein umfassendes und konsequentes Nein ... (BBU)


Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V. - Bonn, 16.
Februar 2019

BBU: Bundesrat fehlt Konsequenz gegen Nuklearexporte - Mahnwache
begrüßt Sonntag Umweltminister Lies - Demo am 9.3. in Ahaus



(Bonn / Berlin / Lingen / Ahaus, 16 02.2019) Nach Auffassung des
Bundesverbandes Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) ist weiterer
Druck aus den Reihen der Bevölkerung notwendig, damit die brisanten
Nuklear-Brennstoffexporte aus den Uranfabriken Gronau und Lingen
endlich gestoppt werden. Den Beschluss des Bundesrates zu den
Uranfabriken vom Freitag (15. Februar 2019) bezeichnet das Gronauer
BBU-Vorstandsmitglied Udo Buchholz als "inkonsequent und halbherzig".
Buchholz kritisiert, dass die Bundespolitik rund 8 Jahre nach der
Atomkatastrophe in Fukushima noch immer weitgehend tatenlos zusieht,
wie in den umstrittenen Uranfabriken in Gronau und Lingen Uran für den
internationalen Markt verarbeitet wird; dabei fällt auch Atommüll an.

In seinem Beschluss vom Freitag "bittet" (!) der Bundesrat "die
Bundesregierung, unverzüglich zu prüfen, wie der Export deutscher
Kernbrennstoffe in gefährdete grenznahe Anlagen rechtssicher
verhindert werden kann." https://www.bundesrat.de/DE/plenum/bundesrat-
kompakt/bundesrat-kompakt-node.html (TOP 61). Dieser Beschluss geht
laut BBU-Vorstandsmitglied Buchholz zwar in die richtige Richtung,
grundlegend betont Buchholz aber, "dass die Länder NRW und
Niedersachsen schon eigenverantwortlich die grenznahen Uranfabriken in
Gronau und Lingen stilllegen lassen könnten, um den Schutz der
Bevölkerung zu sichern. Mit zitterigen Bitten an die Bundesregierung
kommen die Länder nicht weiter, konsequentes Handeln ist geboten".

Mahnwache begrüßt Sonntag (17.02.) Umweltminister Lies

Um besonders der Forderung nach sofortiger Stilllegung der
Brennelementefabrik in Lingen, die nach einem Brand im Dezember zwei
Monate außer Betrieb war,Nachdruck zu verleihen, hat der Arbeitskreis
Umwelt (AKU) Schüttorfspontan am Freitag eine Mahnwache fürSonntag
(17.02.2019) ab 13.30 Uhr in Schüttorf vor dem "Kunstwerk", Ohner
Straße 12,angemeldet. In einer Mitteilung des AKU Schüttorf heißt es
dazu: "Grund ist der Besuch von Umweltminister Liesam Sonntag in
Schüttorf bei einer Veranstaltung der örtlichen SPD.Minister Lies hat
esbislang leider immernoch nicht für nötig gehalten, in irgendeiner
Form auf unseren umfassenden Fragenkatalog zum Brand bei Framatome zu
antworten. Es kann und darf einfach nicht sein, dass sich die
zuständige Atomaufsicht in Niedersachsen nach solch einem
schwerwiegenden Vorfall, wie dem Brand in der Brennelementefabrik,
nicht den Fragen von besorgten Bürgern stellt! Herr Lies hätte sich
unseren Fragen bei einer Öffentlichkeitsveranstaltung vor der
Genehmigung zur Wiederinbetriebnahme stellen können und müssen. Das
hat der Minister nicht für nötig gehalten und aus diesem Grund werden
wir ihn mit einer Mahnwache begrüßen und ihn auf der Straße zur Rede
stellen!!!" Mehr dazu unter https://www.facebook.com/AKU.Schuettorf

Nach dem Brand hat sich auch der BBU in einem Schreiben an Minister
Lies für die endgültige Stilllegung der Lingener Brennelementefabrik
ausgesprochen. Auch dieses Schreiben blieb bisher unbeantwortet.

https://bbu-online.de/presseerklaerungen/prmitteilungen/PR%202019/28.011.19.pdf

Überregionale Anti-Atomkraft-Demonstration am 9. März in Ahaus


Schon jetzt weist der BBU darauf hin, dass am 9. März 2019, zwei Tage
vor dem 8. Jahrestag der Fukushima-Katastrophe, in Ahaus (NRW) eine
große überregionale Anti-Atomkraft-Demonstration stattfinden wird. Sie
richtet sich gegen weitere Castor-Atommülltransporte nach Ahaus sowie
gegen alle AKW und Atomfabriken und beginnt um 12 Uhr am Bahnhof in
Ahaus. 

Ausführliche Informationen zur Demonstration unter:

https://atommuell-protest.de

 * 

Quelle:

Gemeinsame Pressemitteilung, 16.02.2019

Bundesverband Bürgerinitiativen Umweltschutz (BBU) e.V.

Prinz-Albert-Str. 55, 53113 Bonn

Internet: www.bbu-online.de

Facebook: www.facebook.com/BBU72
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KOHLEALARM/569: Klimakampf und Kohlefront - Kampagne gegen Präzedenzklage ... (We don't Shut up!)


"We don't Shut Up! - Solidarität mit WeShutDown!"

Pressemitteilung vom 18. Februar 2018

Massive Repression gegen Klimaaktivist*innen

RWE fordert über 2 Mio Euro Schadensersatz für Blockade des Kraftwerks
Weisweiler 2017 +++ Aktion zur Klimakonferenz zwang RWE ihr drittgrößtes
Kohlekraftwerk herunterzufahren +++ Aktion verhinderte Emission von über 27
000 Tonnen CO2 +++ Auch strafrechtliche Verfolgung +++ Aktivist*innen:
"Repression kann diese Bewegung nicht aufhalten"



Europas größter CO2-Emittent, der Energie-Konzern RWE verklagt fünf
Klimaaktivist*innen und einen Journalisten auf Schadensersatz in Höhe
von 2,07 Mio Euro. Die Aktivist*innen von "WeShutDown" hatten am 15.
November 2017 frühmorgens Förderbänder und Bagger im Braunkohlekraftwerk
Weisweiler bei Aachen blockiert, und damit die fast vollständige
Abschaltung des Großkraftwerks erreicht. Zeitgleich tagte die 23.
Klimakonferenz der UN in Bonn. Jetzt versucht RWE offenbar die
Anti-Kohle-Bewegung abzuschrecken und fordert zum ersten Mal im großen Stil
Schadensersatz von Aktivist*innen.

Die Betroffenen zeigen sich davon unbeeindruckt: "Das kann unsere
Bewegung nicht aufhalten. Der Klimawandel wartet nicht. Kohlekraftwerke
müssen sofort stillgelegt werden. Solange das nicht erreicht ist, wird
es Blockaden und andere Aktionen geben." sagt Aktivistin Cornelia.
Die Aktivist*innen haben Widerspruch gegen die Klage eingereicht.

Auch ein Journalist, der die Aktion in Weisweiler begleitete, wird
mitverklagt: Jannis Große, ein Reporter mit Schwerpunkt Klimaaktivismus
und soziale Bewegungen, dokumentierte die Aktion als Unbeteiligter. Er
setzt sich mit Hilfe eines Journalist*innen-Verbandes juristisch gegen die
Forderung zur Wehr.

Die Aktivist*innen der Weisweiler-Blockade "WeShutDown" bereiten sich
auch auf einen Strafprozess vor. Moritz, einer der Angeklagten dazu:
"Wir werden den Prozess nutzen, um RWE anzuprangern für die weltweite
Vernichtung von Lebensgrundlagen und um unsere Forderung eines
sofortigen Kohleausstiegs zu verbreiten."

Die Empfehlungen der Kohlekommission lehnen die Aktivist*innen ab:
"Kohlekraftwerke noch zwanzig Jahre weiterlaufen zu lassen ist Wahnsinn.
Das kapitalistische Wirtschaftssystem basiert auf der Illusion von
andauerndem Wachstum. Deswegen müssen wir es überwinden", sagt Moritz.

RWE, deren drei große Braunkohlekraftwerke Weisweiler, Niederaußem und
Neurath allein rund zehn Prozent der deutschen CO2-Emmissionen
ausstoßen, steht immer mehr in der Kritik. Nichtsdestotrotz werden
Klimaaktivist*innen mit harten Urteilen kriminalisiert:
"Heute gilt unsere ganze Solidarität Eule aus dem Hambacher Forst, die
gestern zu neun Monaten Haft verurteilt wurde", sagt Cornelia.

Für kommenden Montag, den 25.2. 2019, haben die Aktivist*innen eine
Kundgebung am Kraftwerk Weisweiler angemeldet. Diese soll den Auftakt
der Öffentlichkeitskampagne "We don't Shut Up! - Solidarität mit
WeShutDown!" bilden.


Pressespiegel der Aktion:

https://www.zuckerimtank.net/?page_id=958&lang=de

Fotostrecke:

http://stories.jannisgrosse.de/stories/blockade-des-braunkohlekraftwerks-weisweiler/

 * 

Quelle:

"We don't Shut Up! - Solidarität mit WeShutDown!"

E-Mail: wedontshutup@riseup.net
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KOHLEALARM/568: Klimakampf und Kohlefront - einseitiger Kompromiß ... (BUND)


Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Gemeinsame Pressemitteilung vom 18. Februar 2019

Umweltverbände:
Bundesregierung muss Kohleausstieg in Nordrhein-Westfalen starten



Berlin. Deutschlands Ausstieg aus der Kohle muss umgehend mit
Abschaltungen im Rheinischen Revier starten, damit der Kompromiss der
Kohlekommission erfolgreich ist. Dazu muss sich die Bundesregierung
schnellstmöglich mit RWE darauf einigen, drei Gigawatt der ältesten
Braunkohleblöcke der Kraftwerke Niederaußem und Neurath ab 2020 bis
spätestens 2022 vom Netz zu nehmen. Mit dieser Forderung stellen sich
die Vorsitzenden der Umweltverbände Greenpeace, Bund für Umwelt und
Naturschutz Deutschland (BUND) und der Umweltdachverband Deutscher
Naturschutzring heute in einer Pressekonferenz deutlich gegen die
Versuche aus Teilen der Union und der Landesregierung
Nordrhein-Westfalens, den mühsam errungenen Kohlekompromiss zu
zerreden.

Als Mitglieder der Kommission haben die drei Verbände den Kompromiss
miterarbeitet. "Wenn der Kohleausstieg jetzt sehr schnell im Westen
startet, ist das das richtige Signal, um den offenen Konflikt um das
Tempo beim Klimaschutz, den Erhalt des Hambacher Walds und der
bedrohten Dörfer zu entschärfen", sagt Greenpeace-Geschäftsführer
Martin Kaiser. "Die Bundesregierung muss jetzt verbindlich regeln,
dass RWEs schmutzigste Braunkohlekraftwerke bis spätestens 2022 vom
Netz gehen." Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen hat vor wenigen
Tagen angekündigt, nur 2,4 Gigawatt anstatt der vereinbarten 3
stilllegen zu wollen.

Die Verbände verlangen, analog zur Gesetzgebung für den
Strukturwandel, bis Mai auch Eckpunkte für ein Gesetz zum
Kohleausstieg vorzulegen und zügig zu verabschieden. "Strukturhilfen
und Klimaschutz müssen verzahnt sein", fordert der BUND-Vorsitzende
Hubert Weiger. "Das ist auch die Empfehlung der Kommission. Die
Bundesregierung muss für die klimapolitisch konsequente Umsetzung des
Kompromisses sorgen." Mit großer Sorge sehen die Verbände, dass die
Bergbaukonzerne LEAG und RWE weiterhin Fakten schaffen und die
Zerstörung von Dörfern vorantreiben wollen. "Mit den Eckpunkten des
Kohlekompromisses können die Dörfer in Ost und West gerettet werden.
Die Landesregierungen sind in der Verantwortung, der weiteren
Zerstörung jetzt Einhalt zu gebieten. Sie müssen die Tagebauplanungen
entsprechend ändern und sozialverträgliche Lösungen für alle
Umsiedlungsbetroffenen schaffen", so Weiger weiter.

Deutschland tritt beim Klimaschutz auf der Stelle. Der CO2-Ausstoß
sinkt seit 2009 viel zu langsam. Ihr Klimaziel für das Jahr 2020 wird
die Bundesregierung um rund 25 Prozent verpassen, wenn der Ausstieg
aus der Kohle nicht angegangen wird. "Durch die Empfehlungen der
Kommission hat die Bundeskanzlerin nun Zusagen von Industrie,
Gewerkschaften und Umweltverbänden, um in ein kohlefreies Zeitalter zu
starten", so DNR-Präsident Kai Niebert. "Das ist ein historischer
Moment. Die Regierung sollte ihn nutzen, jetzt die ersten Kraftwerke
abzuschalten und einen stetigen Ausstiegspfad festzulegen. Deutschland
kann seinen CO2-Ausstoß so schnell senken, wie es mit dem Vertrag zum
Pariser Klimaabkommen zugesagt hat."

 * 

Quelle:

Gemeinsame Pressemitteilung, 18.02.2019

Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland e.V. (BUND)

Am Köllnischen Park 1, 10179 Berlin

Telefon: 030 / 2 75 86-40

E-Mail: aktion@bund.net

Internet: www.bund.net
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KOHLEALARM/567: Klimakampf und Kohlefront - und sie behalten doch Recht ... (Michael Zobel)


Hambacher Wald und die Dörfer an den Tagebauen

von Michael Zobel, 18. Februar 2019



Guten Tag zusammen,

natürlich bleibt uns das Thema Braunkohle auch in diesem Jahr erhalten,
die ersten Waldspaziergänge sind schon Geschichte, wir machen weiter.

Nach einer kurzen Auszeit sind Eva und ich wieder da und arbeiten mit
vielen Gleichgesinnten am gemeinsamen Ziel, der Zerstörung des Hambacher
Waldes, der Zerstörung der Dörfer an den Tagebauen und der Vernichtung
unserer Lebensgrundlagen vieler Menschen ein baldiges Ende zu bereiten.
DANKE für die Unterstützung.

Bevor die Beschlüsse der Kohlekommission auch nur ansatzweise umgesetzt
werden können, schafft RWE rund um die Tagebaue unumkehrbare Tasachen.
Gegen jede Vernunft werden weiter Dörfer zerstört, Menschen enteignet
und zwangsumgesiedelt, Natur- und Kulturlandschaft unwiederbringlich von
der Landkarte gelöscht. Das muss dringend gestoppt werden und
dazubrauchen wir einen stetig wachsenden öffentlichen Druck.

Besonders freut uns, dass jetzt immer mehr junge Menschen aktiv werden.
Tausende SchülerInnen nehmen ihre Zukunft selbst in die Hand, ein
starkes Signal an die Politik und die Wirtschaft, das wir nach Kräften
unterstützen werden. Und das sagt die GEW:

GEW NRW begrüßt Klimaengagement der Schüler*innen



Die Bildungsgewerkschaft GEW NRW begrüßt, dass junge Menschen sich
 Gedanken um ihre Zukunft machen und mit fantasievollen Aktionen
 engagieren. GEW-Landesvorsitzende Dorothea Schäfer sagte: "Es ist
 beeindruckend, mit welcher Entschlossenheit die Schüler*innen für ihre
 Überzeugung einstehen. Respekt für ihr politisches Engagement, das ist
 aktives Erlernen und praktische Einübung in demokratischer Teilhabe.
 Androhungen von Sanktionen bei Verletzung der Schulpflicht, wie der
 Eintrag von unentschuldigten Fehlstunden ins Zeugnis, halten wir nicht
 für den richtigen Weg. Wir begrüßen, wenn Schulleitungen und Lehrkräfte
 verantwortungsvoll mit den Protestbedürfnissen der Schüler*innen umgehen
 und mit Projektunterricht, außerschulischem Lernen und Demokratiebildung
 die aktuellen Themen behandeln, das ist gelebte Schulkultur." Zur
 Demokratiebildung gehört auch Mittel, Wege und Grenzen des
 demokratischen Protestes zu diskutieren, meint die GEW NRW.



Es gibt viel zu tun, wir lassen nicht nach. Hier ein paar Termine zum
Thema für die kommenden Wochen, ständige Aktualisierungen auf:

www.naturfuehrung.com

• Samstag, 23. Februar, 13.00 Uhr, Dorf- und Waldspaziergang in
Keyenberg und Kuckum, Treffpunkt hinter der Kirche in Keyenberg, An Sankt
Kreuz 8

• Freitag, 1. März, Fridays for Future, in vielen Städten, auch in
Aachen, 11.00 Uhr, Elisenbrunnen

• Freitag, 15. März, Fridays for Future, Schulstreik für das Klima,
heute weltweit, es bahnt sich die größte Klima-Aktion aller Zeiten an...
unter anderem Aachen, 11.00 Uhr am Elisenbrunnen, die junge Generation
nimmt das Handeln für die Zukunft in die eigenen Hände...

• Sonntag, 17. März, 11.30 Uhr, Wald statt Kohle, 59 Monate
Waldspaziergang im Hambacher Wald, Eva und ich sind wieder da...

TREFFPUNKT diesmal in MANHEIM, Berrendorfer Straße!!! Wir zeigen das
Inferno, das RWE hier und anderswo anrichtet.

• Samstag, 23. März, Sternmarsch der Dörfer im Rheinischen Revier, ab
15.00 Uhr, verschiedene Orte

Der vorläufige Rodungsstopp im Hambacher Forst ist ein großer Erfolg!
Diesen wollen wir nutzen, um weiter dafür zu kämpfen, dass Braunkohle im
Boden bleibt. Um einen sich selbst beschleunigenden Klimawandel
aufzuhalten, müssen alle Tagebaue gestoppt werden. Auch der Tagebau
Garzweiler - dort sind zur Zeit noch fünf Dörfer von der Abbaggerung
bedroht.

Deswegen sagen wir: Kohle stoppen heißt alle Dörfer bleiben! Lasst uns
zusammen zeigen, dass die Zeit für RWE abgelaufen ist. Kommt zum
Sternmarsch und stellt euch - gemeinsam mit den Menschen aus den Dörfern
- dem Tagebau Garzweiler entgegen. Denn Bergbau und Klimawandel
zerstören Lebensgrundlagen - hier und weltweit.

https://www.alle-doerfer-bleiben.de/sternmarsch

• Sonntag, 14. April, 11.30 Uhr, Wald statt Kohle, 60 Monate
Waldspaziergang im Hambacher Wald, weitere Termine 12. Mai, 16. Juni,
14. Juli, 18. August

Und dann noch dies, betrifft uns Alle, besonders die Menschen im
belgisch-deutschen Grenzraum bei Aachen:

Bergbau in Ostbelgien????!!!!

Die grenzenlos Ausbeutung des Planeten soll immer weiter gehen, auch
hier bei uns, im belgisch-deutschen Grenzland, ganz nah an Aachen. Gegen
alle Vernunft sollen hier die Weichen für einen neuerlichen Erz-Bergbau
gestellt werden. Gesetze werden vorbereitet, die eine Bürgerbeteiligung
so gut wie unmöglich machen sollen. Bitte unterstützt die folgende
Petition, die mir ein Herzensanliegen ist, helft mit, auch hier die
Lebensgrundlagen kommender Generationen zu schützen. Die nötigen
Informationen und der link hier:

https://www.bihu.eu/projekte/laufend/bergwerksmine/

Und das war's erst einmal für den Moment,

ich freue mich auf viele spannende Wanderungen und Begegnungen im
Frühling 2019.

Mit freundlichsten Grüßen,

Michael Zobel

 * 

Quelle:

Michael Zobel, 18. Februar 2019

Naturführer und Waldpädagoge

E-Mail: info@zobel-natur.de

Internet: www.naturfuehrung.com
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KOHLEALARM/566: Klimakampf und Kohlefront - Zerstörung und Leid ... (Umweltgruppe Cottbus)


Umweltgruppe Cottbus - Pressemitteilung vom 14. Februar 2019

Umweltgruppe lädt zu Spaziergang durch Tagebauvorfeld ein

Waldspaziergang am 30. März am Tagebau Jänschwalde



Cottbus, 14.02.2019. Für den 30. März lädt die GRÜNE LIGA zu einem
geführten Spaziergang durch das Vorfeld des Tagebaues Jänschwalde ein.
Der Spaziergang wird um 11:30 Uhr am Bahn-Haltepunkt Jänschwalde-Ost
starten und durch das Abbaufeld des Tagebaues Jänschwalde nach
Taubendorf führen. Entlang des Weges gibt es Erläuterungen zum
Tagebau, aber auch zur Klage der Umweltverbände gegen den
Hauptbetriebsplan. Der Waldspaziergang setzt zugleich ein Zeichen des
Protestes gegen die Landschaftszerstörung und die Enteignung von
Grundstücken für den Tagebau.

"Wir wollen hautnah zeigen, wie der Tagebau sich durch die Landschaft
frisst. Die Wanderung endet auf dem von Enteignung bedrohten
Waldgrundstück bei Taubendorf, auf das uns der Eigentümer eingeladen
hat."

erläutert René Schuster das Ziel der Aktion. Schuster weiter:

"Die eindrucksvolle Strecke am Tagebau sind im November bereits die
Klimapilger auf dem Weg zum Klimagipfel in Katowice gewandert. Die
Erkenntnis für uns war, dass noch viel mehr Menschen das mit eigenen
Augen gesehen haben müssen. Das Wort Waldspaziergang bekommt durch den
Tagebau eine etwas andere Bedeutung: Wir laufen durch ein ehemals
großes unzerschnittenes Waldgebiet, durch den schon zerstörten hin zum
noch bedrohten Wald bei Taubendorf."

Der als Streckenführung bei den Behörden angemeldete Weg durch das
Tagebauvorfeld soll nach LEAG-Planung nur noch in diesem Frühjahr
existieren, bevor er durch den Tagebau zerstört wird.

Hintergrund:

Der LEAG-Konzern will bis auf wenige Meter an Taubendorf heranbaggern
und dafür auch ein privates Waldgrundstück zerstören, dem Eigentümer
droht die Enteignung. Zugleich entzieht der Tagebau Jänschwalde den
Seen und Feuchtgebieten der Region das Wasser. Eine Klagegemeinschaft
aus Deutsche Umwelthilfe und GRÜNE LIGA geht deshalb aktuell vor
Gericht gegen die weitere Genehmigung des Tagebaubetriebes vor. Der
Tagebau versorgt das Kraftwerk Jänschwalde, eines der
klimaschädlichsten Kraftwerke Europas. Der Bericht der Kohlekommission
hat auf Druck der brandenburgischen Landesregierung keine Klarheit
über die Laufzeit des Kraftwerkes geschaffen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 14.02.2019

Umweltgruppe Cottbus e.V.

Straße der Jugend 94, 03046 Cottbus

E-Mail: umweltgruppe@kein-tagebau.de

Internet: www.kein-tagebau.de
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INTERNATIONAL/039: Nicaragua - Ernesto Cardenal im Krankenhaus (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Nicaragua 

Ernesto Cardenal im Krankenhaus






[image: Rs-foto [CC BY-SA 4.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0)]]

Ernesto Cardenal

Rs-foto 

[CC BY-SA 4.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0)]



(Managua, 14. Februar, ecupres) - Der 94-jährige Priester und Poet aus
Nicaragua, Ernesto Cardenal, befindet sich seit Montag, 4. Februar,
aufgrund einer Infektion im Krankenhaus. Sein Gesundheitszustand sei
jedoch stabil, berichtete die Poetin Luz Marina Acosta, Cardenals
langjährige Assistentin, der französischen Nachrichtenagentur AFP. Die
Ärzte diagnstozierten Gallenblasensteine. Da eine Operation in
Cardenals hohem Alter zu risikoreich sei, werde Cardenal mit
Antibiotika behandelt. Die Schriftstellerin und politische Aktivistin
Gioconda Belli zeigte sich über den Zustand Cardenals auf ihrem
Twitteraccount besorgt.

Cardenal ist einer der wichtigsten Poeten Lateinamerikas. Er war
ebenfalls enger Freund der Schriftstellerin Claribel Alegría, die am
25. Januar 2018 verstarb. Ende der 1970er Jahre unterstützte er aktiv
den Kampf gegen die Somoza-Diktatur, die Nicaragua fast 50 Jahre lang
regierte, bis sie von der linken Sandinistischen Nationalen
Befreiungsfront FSLN (Frente Sandinista de Liberación Nacional)
gestürzt wurde. Unter der sandinistischen Regierung war Cardenal
zunächst Kultusminister, distanzierte sich jedoch von der FSLN
aufgrund der politischen Richtung, die Daniel Ortega als Präsident
seit 2007 eingeschlagen hatte.

Cardenal verurteilte [1] auch die Repression der Ortega-Regierung
gegen die Proteste, die im April letzten Jahres begonnen hatten. Laut
Aussagen von humanitären Gruppen fielen der Repression 325 Menschen
zum Opfer.

Cardenal ist Autor zahlreicher Werke wie "Oración por Marilyn Monroe y
otros poemas", "La revolución perdidada" und "Cántico cósmico", die in
mehr als zwanzig Sprachen übersetzt wurden. Zudem wurde er mit
zahlreichen Literaturpreisen ausgezeichnet: 2009 gewann er den Premio
Pablo Neruda, 2012 den Preis Reina Sofia und im September letzten
Jahres erhielt Cardenal den internationalen Mario Benedetti-Preis.


Anmerkungen:

[1] https://www.npla.de/poonal/stoppe-sofort-die-repression/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/ernesto-cardenal-im-krankenhaus/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de
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LESUNG/4242: Stuttgart - Kamel Daoud, Der Fall Meursault & Zabor, 27.03.2019


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für März 2019

Mittwoch, 27.03.19, 19.30 Uhr

Der Fall Meursault & Zabor

Kamel Daoud

Lesung und Gespräch,

Moderation: Stefan Weidner



Mit seinem letzten Roman "Der Fall Meursault - eine Gegendarstellung"
gab Kamel Daoud dem namenlosen Toten aus "Der Fremde" von Albert
Camus ein Gesicht und erzählt eine Geschichte, die untrennbar mit der
Geschichte Algeriens verknüpft ist - der vielfach preisgekrönte Roman
war eine der literarischen Sensationen der letzten Jahre. Nun
erscheint in der Überseztung von Claus Josten sein neuer Roman
"Zabor", in dem Daoud das menschliche Dasein mit den Mitteln aus
Tausendundeiner Nacht erzählt. Entstanden ist eine große Parabel über
die Macht des Erzählens und des Erzählers: Ismaël, der sich selbst
Zabor nennt, verliert früh seine Mutter. Der Vater verstößt ihn, so
dass Zabor bei seiner Tante und dem stummen Großvater aufwächst.
Trost und Zuflucht findet er in der Literatur. Viel ist das jedoch
nicht in einem algerischen Dorf, das im Süden bereits an die Sahara
grenzt, und so beginnt Zabor, seine eigenen Geschichten zu schreiben
und bemerkt dabei rasch sein besonderes Talent: Er hat die Gabe, das
Leben von Sterbenden zu verlängern; so lange er über die Leute
schreibt, so lang hält er den Tod auf Abstand. So auch, als eines
Tages sein Vater im Sterben liegt.

Kamel Daoud, geboren 1970, arbeitete lange als Journalist für den
"Quotidien d'Oran". Heute lebt er als Schriftsteller mit seiner
Familie in Oran. Für seinen ersten Roman "Der Fall Meursault - eine
Gegendarstellung" wurde er u.a. mit dem Prix Goncourt du Premier
Roman ausgezeichnet.

In Zusammenarbeit mit dem Institut francais

Eintritt: Euro 10,-/ 8,-/ 5,-

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für März 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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LESUNG/4241: Stuttgart - Das Junge Literaturhaus liest "Das hohe Haus" von Roger Willemsen, 11.03.2019


Literaturhaus Stuttgart - Programmvorschau für März 2019

Montag, 11.03.19, 19.00 Uhr

Das hohe Haus - Roger Willemsen

Veranstaltungsreihe: U35 - das Junge Literaturhaus

zwischen/lese = Lesestunde



"Man denkt, alle Welt schaut auf dieses Haus. Und dann findet man so
viel Unbeobachtetes." Für ein ganzes Jahr verfolgte Autor Roger
Willemsen alle Sitzungen des Deutschen Bundestages vor Ort. Seine
Beobachtungen hält er in "Das hohe Haus" in Tagebuchform fest. In
seinem Buch gewährt er Einblicke in Szenarien, die der Öffentlichkeit
häufig entgehen. Dabei steht nicht im Vordergrund welche
Entscheidungen im Parlament getroffen werden, sondern vielmehr wie
diese Entscheidungen getroffen werden. Wie werden wir im Bundestag
vertreten? Und wie funktioniert unsere Demokratie wirklich? Wir lesen
das Buch und diskutieren über diese und weitere Fragen.

Anmeldung unter Eintritt: Mitlgieder frei / Gäste 3,- Euro

 * 

Quelle:

Newsletter, Programmvorschau für März 2019

Literaturhaus Stuttgart

Breitscheidstraße 4, 70174 Stuttgart

Telefon: 0711/22 02 17-3, Fax: 0711/22 02 17-48

E-Mail: info@literaturhaus-stuttgart.de

Internet: www.literaturhaus-stuttgart.de
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PODIUM/229: Berlin Buchvorstellung - Sheila Heti, »Mutterschaft«, 21.03.2019


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für März 2019

Do 21.3., 19:30 Uhr

Sheila Heti »Mutterschaft«

Sheila Heti im Gespräch mit Suncica Klaas

Buchvorstellung

7 EUR / erm. 4 EUR



Was wird gewonnen und was geht verloren, wenn eine Frau sich
entschließt, ein Kind zu bekommen? Das heißt, falls sie sich dazu
entschließen kann. In einer mehrjährigen Selbstbefragung, mal
hierhin, mal dorthin gezogen von Freundinnen, Bekannten, dem
Lebensgefährten und den Verpflichtungen gegenüber ihren jüdischen
Vorfahren, versucht die Protagonistin mit allen Mitteln, sich zu
einer Entscheidung durchzuringen. Mit ihrem Buch bereichert die
kanadische Autorin den Diskurs über Weiblichkeit, Elternschaft und
stellt die alte Frage nach dem Sinn des Lebens.

Mit ihr unterhält sich die Amerikanistin Suncica Klaas.

Sheila Heti »Mutterschaft« Rowohlt, 2019

In englischer Sprache mit deutscher Übersetzung von Lilian-Astrid
Geese

Mit freundlicher Unterstützung der Botschaft von Kanada

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für März 2019

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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PODIUM/228: Berlin Buchvorstellung - Francesca Melandri, »Über Meereshöhe«, 20.03.2019


Literaturhaus Berlin - Programmvorschau für März 2019

Mi 20.3., 19:30 Uhr

Francesca Melandri »Über Meereshöhe«

Francesca Melandri im Gespräch mit Valentina di Rosa

Buchvorstellung

7 EUR / erm. 4 EUR



Nach ihrem Welterfolg »Alle außer mir« liegt nun das nächste Buch von
Francesca Melandri auf deutsch vor: »Über Meereshöhe«, ebenfalls Teil
ihrer »Trilogie der Väter« (1979), begegnen sich auf einer
italienischen Gefängnisinsel die Bergbäuerin Luisa, die fünf Kinder
alleine groß zieht, weil ihr Mann im Gefängnis sitzt, und Paolo, ein
ehemaliger Lehrer, der nicht versteht, wie sein einziger Sohn zu
einem Terroristen werden konnte. Sie kommen miteinander ins Gespräch,
dessen Bedeutung ihnen jedoch erst viele Jahre später bewusst wird.

Mit der Autorin unterhält sich die Literaturwissenschaftlerin
Valentina di Rosa.

In deutscher und italienischer Sprache

Francesca Melandri »Über Meereshöhe«, Wagenbach Verlag, 2019

Eine Veranstaltung in Kooperation mit dem Italienischen

Kulturinstitut

 * 

Quelle:

Literaturhaus Berlin, Programmvorschau für März 2019

Herausgeber: Literaturhaus Berlin

Fasanenstrasse 23, 10719 Berlin

Tel.: 030 / 88 72 86 - 0, Fax: 030 / 88 72 86 - 13

E-Mail: info@literaturhaus-berlin.de

Internet: www.literaturhaus-berlin.de und www.literaturhaeuser.net
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MITTELAMERIKA/139: Tödlicher Einsatz für Menschenrechte in Mexiko


Amnesty International - 18. Februar 2019

Tödlicher Einsatz für Menschenrechte in Mexiko

Warum sechs Mitglieder derselben Familie umgebracht wurden



Mexiko ist eines der gefährlichsten Länder der Welt für Menschenrechtler,
seit 2011 nimmt die Zahl der Angriffe auf sie kontinuierlich zu. Eines der
Opfer ist Julián Carrillo. Immer wieder wurde er wegen seines Einsatzes für
die Land- und Umweltrechte der indigenen Bevölkerung bedroht. Die Behörden
wussten um die Gefahr für Carrillos Leben, taten aber zu wenig für seinen
Schutz - ein grundlegendes Problem.

Bergbau, Rodungen, Drogenanbau: Wirtschaftsinteressen des Staates und
krimineller Banden bedrohen seit Jahrzehnten indigene Gemeinden in
Chihuahua, dem größten Bundesstaat Mexikos, der direkt an die USA grenzt.
Wer sich wehrt, muss damit rechnen, sein Leben zu verlieren.

Das zeigt sich auf dramatische Weise am Beispiel der Familie von Julián
Carrillo, für dessen Fall sich Amnesty International in der Kampagne "Mut
braucht Schutz" einsetzt, die die Schicksale von Menschenrechtlern weltweit
in den Fokus der Öffentlichkeit rückt. Carrillo engagierte sich als
indigener Führer der Gemeinschaft der Rarámuri gegen Abholzung, Bergbau und
Gewalt durch Verbrecherbanden auf ihrem Land.

Julián Carrillo ließ sich in seinem Einsatz für die Rechte seiner Gemeinde
nicht einschüchtern - nicht, als bewaffnete Banden ihn und seine Familie
bedrohten, sein Haus niederbrannten und auch nicht, als sein Schwager, sein
Sohn, seine Neffen und sein Schwiegersohn umgebracht wurden.

Nach dem Mord an seinem Schwiegersohn Francisco Chaparro im Sommer 2018
warnten Dorfbewohner Julián Carrillo, dass die Mörder auch ihn verfolgten.
Am 23. Oktober versteckte sich Carrillo in den schwer zugänglichen Bergen
der Sierra Tarahumara.

Einen Tag später hallten mehrere Schüsse durch die Berge, später fand man
Julián Carrillos Leiche. Bis heute ist der Mord nicht aufgeklärt worden.

Widerstand gegen illegale Rodungen

Fünf Verwandte von Carrillo wurden seit 2015 umgebracht, sie hatten sich
als Gemeindeführer gegen illegale Rodungen in der Sierra Tarahumara, der
Heimat der indigenen Gruppe der Rarámuri, vor Gericht gewehrt:

August 2015: Santiago Quiñonez Cruz, Schwager

Februar 2016: Víctor Carrillo, Sohn

Juli 2016: Guadalupe Carrillo Polanco, Neffe

September 2017: Alberto Quiñones Carrillo, Neffe

Juli 2018: Francisco Chaparro Carrillo, Schwiegersohn

Oktober 2019: Julián Carrillo

Der Tod Carrillos ist ein Mord mit Ansage gewesen. Angehörige der Gruppe
der Rarámuri beschwerten sich jahrelang bei den mexikanischen
Sicherheitsbehörden über die zunehmende Bedrohung durch schwer bewaffnete
Gruppen.

Doch was an Schutzmaßnahmen getroffen wurde, reichte nicht aus: Carrillo
wurde ab und zu von Polizisten begleitet, doch da die Rarámuri sehr
abgeschieden leben, war der Polizeischutz nur sporadisch vorhanden. Die
Schutzmaßnahmen hätten 2017 durch die zuständige Behörde neu bewertet
werden sollen. Amnesty International liegen jedoch Informationen vor, denen
zufolge die letzte Bewertung 2016 vorgenommen wurde.

48 Morde an Menschenrechtlern

Der Mordfall Julián Carrillo zeigt ein grundlegendes Problem auf: Obwohl
Mexiko im internationalen Vergleich eines der Länder ist, in denen
Menschenrechtler am stärksten bedroht sind, schützt der Staat sie nicht
ausreichend. Der Organisation Front Line Defenders zufolge wurden 2018 in
Mexiko 48 Menschenrechtler umgebracht. Zwar gibt es einen Nationalen
Schutzmechanismus, doch reicht dieser nicht aus. Zudem ziehen Drohungen und
Übergriffe fast nie Strafen für die Täter nach sich.

Wie im Fall Carrillo fordert Amnesty die Staatsanwaltschaft dazu auf, die
Verantwortlichen für Bedrohungen und Morde zur Rechenschaft zu ziehen, denn
nur so können weitere Übergriffe verhindert werden. Indigene Gemeinden wie
die Rarámuri müssen wirkungsvoll geschützt und ihre Landrechte respektiert
werden.

Hintergrund

Der Bundesstaat Chihuahua ist der größte Bundesstaat Mexikos und liegt im
Norden an der Grenze zu den USA. Etwa 3,5 Millionen Menschen leben dort.
Bodenschätze spielen eine große Rolle. 2017 war der Bundesstaat Chihuahua
der zweitgrößte Produzent von Silber, sowie von Blei und Zink und der
drittgrößte Lieferant von Gold in Mexiko. Der Bergbau ist eine der
wichtigsten Einnahmequellen.

Die Gewaltrate ist in dem Bundesstaat Chihuahua besonders hoch. Alleine im
Jahr 2016 wurden 791 Erschießungen registriert. Die grenznahe
Industriestadt Ciudad Juarez wurde als "Murder City" bekannt, da es
zwischen 2008-2012 massiv zu Gewalt durch (Drogen-)Kartelle kam (Quelle:
Forbes Magazine).

Die Sierra Tarahumara ist eine große, schwer zugängliche Bergregion im
Bundesstaat Chihuahua. Sie besteht aus 23 Gemeinden, in denen die
Grundversorgung zu großen Teilen prekär ist. In der Sierra Tarahumara leben
120.000 Indigene, wobei vier Gruppen vertreten sind. Die Gruppe der
Rarámuri (auch Tarahumara genannt) macht mit 90 Prozent der indigenen
Bevölkerung den größten Teil aus.

Die Region ist von großem ökonomischem Interesse, sowohl für die
Forstwirtschaft als auch für Bergbau und Tourismus. Sie ist aber auch
vermehrt von Gewalt betroffen, organisierte Verbrechen breiten sich aus.

Die Kampagne "Mut braucht Schutz"

Weltweit setzen sich Aktivisten friedlich und entschlossen für ihre Rechte
und die Rechte anderer ein: Sie fordern das Ende von Gewalt gegen
Minderheiten und verlangen gleiche Rechte für alle Menschen. Doch aufgrund
ihres Engagements werden diese Menschenrechtler selbst zum Ziel von
Drohungen und Angriffen, viele bezahlen ihren Einsatz mit dem Leben. Allein
2018 wurden 321 Menschenrechtler ermordet. Mit der Kampagne "Mut braucht
Schutz" ruft Amnesty die internationale Gemeinschaft dazu auf, sich für
bedrohte Menschenrechtsaktivisten einzusetzen.

https://www.amnesty.de/allgemein/kampagnen/mut-braucht-schutz

 * 

Quelle:

Mitteilung vom 18. Februar 2019

https://www.amnesty.de/informieren/aktuell/mexiko-toedlicher-einsatz-fuer-menschenrechte-mexiko

Amnesty International, Sektion der Bundesrepublik Deutschland e.V.

Kampagnen und Kommunikation

Zinnowitzer Straße 8, 10115 Berlin

Telefon: 030/42 02 48-306, Fax: 030/42 02 48 - 330

E-Mail: presse@amnesty.de

Internet: www.amnesty.de
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AFRIKA/735: Massaker an Christen in Nigeria könnte Präsident Buhari Wahlsieg kosten


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 15. Februar 2019

66 Menschen werden bei Überfall von Nomaden getötet

Buhari hat beim Schutz der Zivilbevölkerung versagt



Göttingen, den 15. Februar 2019 - Nach dem gewaltsamen Tod von 66
Menschen bei einem Massaker hat die Gesellschaft für bedrohte Völker
(GfbV) Nigerias Staatspräsident Muhammadu Buhari Versagen beim Schutz
der Zivilbevölkerung gegen Gewalt bewaffneter Nomaden vorgeworfen.
"Diese Gewalt gegen Christen könnte Buhari seinen Wahlsieg kosten",
erklärte der GfbV-Direktor Ulrich Delius am Freitag in Göttingen.
Buhari tritt an diesem Wochenende zur Wiederwahl als Staatspräsident
an. Vergeblich hatten Christen in den letzten Monaten einen besseren
Schutz vor der Gewalt von Fulani-Nomaden gefordert. "Doch außer
leeren Versprechungen hat Buhari nichts geliefert. Monatelang redete
er die Lage trotz stetiger Überfälle schön", sagte Delius. Am
Freitagabend war bekannt geworden, dass 66 Angehörige des überwiegend
christlichen Kadara-Volkes bei einem Massaker von bewaffneten
Fulani-Nomaden in acht Dörfern im Süden des Bundesstaates Kaduna
getötet wurden. "Es ist verharmlosend und irreführend, wenn die
Behörden von einer Gewalttat Krimineller sprechen", sagte Delius.
Seit mehreren Jahren fordert die GfbV wirksame Massnahmen Nigerias
zum Schutz vor der Gewalt bewaffneter Fulani. Die Gewalt bewaffneter
Nomaden werde von den Behörden nicht wirksam bekämpft, kritisierte
die GfbV.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. Februar 2019

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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NAHOST/340: Nordsyrien - Erkennungsdienstliche Erfassung der IS-Mitglieder gefordert


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 18. Februar 2019

Nordsyrien: Außenminister Maas "Augenwischerei" vorgeworfen -
Untätigkeit gefährdet die innere Sicherheit Deutschlands und Europas -
Gefangene IS-Mitglieder müssen erkennungsdienstlich erfasst
werden!



Göttingen, den 18. Februar 2019 - Für die Gesellschaft für bedrohte
Völker (GfbV) ist die Untätigkeit der Bundesregierung im Fall der in
Nordsyrien gefangen gehaltenen deutschen IS-Mitglieder "nicht
nachvollziehbar und unverantwortlich". "Es muss wenigstens eine
erkennungsdienstliche Erfassung der Extremisten geben, sonst muss
sich die Bundesregierung später vorwerfen lassen, die Sicherheit der
Menschen in Deutschland zu gefährden", forderte der GfbV-
Nahostexperte Kamal Sido am Montag in Göttingen. Er hält es für
wahrscheinlich, dass die IS-Mitglieder nach einem möglichen Einmarsch
türkischer Truppen in Nordsyrien freikommen und nach Deutschland
zurückkehren.

Die Behauptungen von Bundesaußenminister Heiko Maas, eine
erkennungsdienstliche Erfassung sei außerordentlich schwierig,
kritisierte der Menschenrechtler als "Augenwischerei". Es sei kein
Problem, in die nordsyrische Region zu fahren. "Doch Berlin müsste
mit den von Kurden dominierten Sicherheitskräften zusammenarbeiten
und solch ein offizieller Kontakt soll offenbar aus Rücksicht auf den
türkischen Präsidenten Recep Tayyip Erdogan nicht stattfinden",
kritisierte Sido. "Selbst humanitäre Hilfe will die deutsche
Bundesregierung in Nordsyrien nicht leisten. So wird nur Erdogans
Anhängern geholfen, auch wenn sie Radikalislamisten sind."

"Viele der gefangen gehaltenen IS-Mitglieder haben sich an Verbrechen
gegen die Menschlichkeit beteiligt. Sie müssen unbedingt vor ein
ordentliches Gericht gestellt werden", sagte Sido. "Das sind wir den
Yeziden, Christen, Kurden und anderen Opfern der IS-Barbarei im Irak
und in Syrien schuldig."

Nach Angaben der autonomen Selbstverwaltung in Nordsyrien werden mehr
als 800 IS-Kämpfer sowie 900 Frauen und 1.200 Kinder aus 44 Ländern
in Nordsyrien gefangen gehalten. Davon sind bis zu 100 aus
Deutschland, werden Frauen und Kinder mitgerechnet, schätzen
IS-Experten. Nach Angaben deutscher Sicherheitsbehörden sind seit
2013 gut 1.050 Personen in Richtung des Kriegsgebiets in Syrien und
im Irak gereist, um sich am "Heiligen Krieg" ("Dschihad") zu
beteiligen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. Februar 2019

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen

Telefon: 0551/499 06-25, Fax: 0551/58028

E-Mail: presse@gfbv.de

Internet: www.gfbv.de
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AUFRUF/102: Hamburg - Matthiae-Mahl?! am 22. Februar 2019


Bündnis gegen Entrechtung und Verelendung

Aktionsgruppe gegen Hartz IV und prekäre Arbeit

Matthiae-Mahl?!

Freitag, den 22.02.19 Rathausmarkt / Heinrich-Heine-Denkmal



Gutes Leben für alle statt prunkvolle Beköstigung für auserwählte Gäste!
Wir laden alle Menschen ein, ihr eigenes Menü zusammenzustellen.

Freitag, den 22.02.19 Rathausmarkt / Heinrich-Heine-Denkmal

16.30 Uhr: Kundgebung

Es sprechen: Inge Hannemann zu Hartz IV und andere

17 Uhr: Demonstration um das Rathaus

Danach bunte und laute Aktionen zum Empfang der Gäste

20 Uhr: Abschlussaktion

Unser Menü:


	Solidarität statt Konkurrenz

	Bezahlbare Wohnungen

	Menschenwürdige Arbeitsbedingungen

	Gut bezahlte Arbeit, Mindestlohn über 12 Euro

	Schluss mit Befristungen und Leiharbeit

	Rente, die zum guten Leben reicht

	Würde und Rechtsstaatlichkeit im Jobcenter

	Guter kostenloser Nahverkehr für alle

	Ausreichendes Personal und gute Ausstattung für Kitas, Schulen, Unis, mehr Erwachsenenbildung

	Gute Pflege- und Gesundheitsversorgung

	Steuergerechtigkeit



 * 

Bündnis gegen Entrechtung und Verelendung

Aktionsgruppe gegen Hartz IV und prekäre Arbeit

E-Mail/Kontakt: hamburg@attac.de
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LESUNG/6352: Hamburg - Abiturmatinee, Franziska Hartmann liest aus Hebbels »Maria Magdalena«, 18.+19.3.19


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im März 2019

Montag, 18.3.2019, 11.00 Uhr

Ort: Ernst Deutsch Theater, Friedrich-Schütter-Platz 1

Lessing und Hebbel für die Schule

Abiturmatinee - Franziska Hartmann liest aus Hebbels »Maria
Magdalena«

Bernhard Jahn spricht über »Wertvorstellungen«



»Wertvorstellungen - Von Vätern und Töchtern« lautet im Fach Deutsch
eines der Hamburger Abiturthemen 2019. Verbindliche Referenztexte sind
dabei Gotthold Ephraim Lessings »Emilia Galotti« und Friedrich Hebbels
»Maria Magdalena« sowie Maren Ades Drehbuch »Toni Erdmann«.

Die Schauspielerin Franziska Hartmann eröffnet die Veranstaltung mit
einer Lesung aus Hebbels »Maria Magdalena«. Dann wird der
Literaturwissenschaftler Bernhard Jahn, Professor der Universität
Hamburg, in einem kurzen Vortrag das Werk in den Kontext des
bürgerlichen Trauerspiels einordnen. Hierbei geht er auf den Aspekt
der Generation im zeitgeschichtlichen Zusammenhang ein, denn dass
Generationen je eigene Erfahrungen und Werte haben können, ist ein
Gedanke, der erst Ende des 18. Jahrhunderts aufkommt, für die
Vater-Tochter-Beziehung in Lessings »Emilia Galotti« also noch keine
Rolle spielt, wohl aber bei Hebbels »Maria Magdalena« und Ades »Toni
Erdmann«.

Im Anschluss kommen Bernhard Jahn und Rainer Moritz, Leiter des
Literaturhauses Hamburg, über literarische »Wertvorstellungen« ins
Gespräch - mit Blick darauf, was den Hamburger Abiturientinnen und
Abiturienten 2019 hilfreich sein könnte.

Die Veranstaltung findet sowohl am Montag, 18. März, als auch am
Dienstag, 19. März, statt.

In Kooperation mit der Behörde für Schule und Berufsbildung der Freien
und Hansestadt Hamburg, Kulturpartner NDR Kultur

Eintritt: EUR 5,-

Ort: Ernst Deutsch Theater, Friedrich-Schütter-Platz 1

Anmeldung für 18.3. und 19.3. erforderlich: T 040.22 70 20 14

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20-0

Fax.: 040/220 66 12

E-Mail: info@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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LESUNG/6351: Hamburg - Barbara Honigmann, »Georg«, 06.03.2019


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im März 2019

Mittwoch, 6.3.2019, 19.30 Uhr

Barbara Honigmann

liest aus ihrem neuen Buch »Georg«

Moderation: Shelly Kupferberg



Nach »Ein Kapitel aus meinem Leben«, der Geschichte über ihre Mutter,
erzählt Barbara Honigmann mit ihrem neuen Buch »Georg« (Hanser) nun
das bemerkenswerte Leben ihres Vaters. »Mein Vater heiratete immer
dreißigjährige Frauen. Nur er wurde älter. Sie hießen Ruth, Lizzy, das
war meine Mutter, Gisela und Liselotte«. Der Roman beschreibt die
private Lebensgeschichte des Journalisten Georg Honigmann, die um die
halbe Welt führt, schließlich in der DDR endet und die immer
wiederkehrende Erfahrung mit sich bringt: »Zu Hause Mensch und auf der
Straße Jude«. Barbara Honigmann erzählt mitreißend, witzig und traurig
zugleich von ihrer deutsch-jüdisch-kommunistischen Familie. »Georg«
ist ein eindrucksvoller Text über deutsche Geschichte - und eine
bewegende nachgetragene Liebeserklärung an einen außergewöhnlichen
Mann.

Barbara Honigmann wurde 1949 in Ost-Berlin geboren. Sie arbeitete als
Dramaturgin und Regisseurin an der Berliner Volksbühne und am
Deutschen Theater in Berlin. 1984 emigrierte sie mit ihrer Familie
nach Straßburg, wo sie auch heute noch lebt. Honigmanns Werk wurde mit
zahlreichen Preisen ausgezeichnet, unter anderem mit dem Kleist-Preis,
dem Max-Frisch-Preis der Stadt Zürich und 2018 mit dem
Jakob-Wassermann-Preis.

Eintritt: EUR 12,-/8,-

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20-0

Fax.: 040/220 66 12

E-Mail: info@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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LESUNG/6350: Hamburg - Preis der Leipziger Buchmesse, Autor*innen der Shortlist stellen sich vor, 5.3.2019


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im März 2019

Dienstag, 5.3.2019, 19.30 Uhr

Preis der Leipziger Buchmesse

Die Autorinnen und Autoren der Shortlist Belletristik stellen sich
und ihre nominierten Bücher vor

Moderation: Ulrike Sárkány und Rainer Moritz



Muntere Menschen schleusen sich durch die sonnenbeschienene Glashalle;
Bücherstapel werden von Halle 3 in Halle 5 manövriert; Autoren und
Autorinnen eilen zur nächsten Lesebühne, begleitet von
Verlagsmenschen, die ja den Literaturhaus-Leitern auch noch die
heißesten Tipps und geheimsten Empfehlungen für den Herbst zustecken
wollen; Leser, Leserinnen und sogar Lesende bevölkern die Straßen, die
Cafés, die Hotels der Stadt. Hach, die Leipziger Buchmesse ist doch
eines der schönsten Rituale des Literaturbetriebs.

Genauso leserfreundlich kommt der Preis der Leipziger Buchmesse daher,
der sich zu einem der renommiertesten deutschen Literaturpreise
gemausert hat und insgesamt mit 60.000 Euro dotiert ist. Geehrt werden
Neuerscheinungen der Kategorien Belletristik, Sachbuch/Essayistik und
Übersetzung. Mitten auf der Leipziger Buchmesse werden am Nachmittag
des 21. März die Preisträgerinnen und Preisträger bekanntgegeben.

Um der Vorfreude auf den Bücherfrühling nicht nur in Leipzig zu
frönen, sondern sie auch in Hamburg hervorzulocken, laden wir
Kandidatinnen und Kandidaten der Shortlist Belletristik ein. Wer das
sein wird, das wissen wir bei Redaktionsschluss noch nicht. Die Jury -
Jens Bisky, Gregor Dotzauer, Tobias Lehmkuhl, Wiebke Porombka, Marc
Reichwein, Elke Schmitter sowie Katrin Schumacher - wird bestimmt fünf
sehr gute Titel auswählen, die am 14. Februar feststehen.

Eine gemeinsame Veranstaltung von NDR Kultur und Literaturhaus
Hamburg, in Kooperation mit der Leipziger Buchmesse

Eintritt: EUR 14,-/10,-

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20-0

Fax.: 040/220 66 12

E-Mail: info@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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INFOPOOL / DIENSTE / WETTER





AUSSICHTEN/8554: Und morgen, den 19. Februar 2019 (SB)


+++ Vorhersage für den 19.02.2019 bis zum 20.02.2019 +++






[image: Jean-Luc 8554 Wetterfrosch - © 2019 by Schattenblick]






Wolken häufig,

Sonnenlücken,

schauerträufig

auf Jeans Rücken.
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INFOPOOL / EUROPOOL / BÜRGER





MELDUNG/118: Mittelmeerstädte setzen sich für das Leben und die Verteidigung von Menschenrechten ein (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro München

Nachricht aus der Redaktion Barcelona vom 15. Februar 2019

Mittelmeerstädte setzen sich 
für das Leben und die Verteidigung von Menschenrechten ein



Die Städte Barcelona, Madrid, Saragossa, Valencia, Mailand, Neapel,
Bologna, Syrakus, Latina und Palermo veranstalteten am 9. Februar in
Rom einen Gipfel, um ein Bündnis zu schmieden und die spanische und
italienische Regierung sowie die Europäische Union aufzufordern, ihre
administrativen Blockaden gegen nichtstaatliche
Seenotrettungsorganisationen in der SAR-Zone (SAR: Search and Rescue)
unverzüglich aufzuheben und Häfen zu öffnen, um auf See gerettete
Menschen aufzunehmen. Die versammelten Städte repräsentieren mehr als
12 Millionen Menschen.

In einem gemeinsamen Manifest mit dem Titel "Appell der Bürgermeister,
Europa vor sich selbst zu retten" fordern sie den Schutz der
Menschenrechte von Personen, die vor bewaffneter Gewalt und Armut
fliehen, sowie eine Steuerung der Migrationsströme in Koordination
zwischen den verschiedenen Regierungsebenen. Sie fordern Europa auf,
im Bezug auf Seenotrettung nicht internationales Völkerrecht zu
brechen. "Wir müssen Europa vor sich selbst retten. Wir weigern uns zu
akzeptieren, dass die europäische Antwort auf diese Tragödie die
Verweigerung der Menschenrechte und die Untätigkeit gegenüber dem
Recht auf Leben ist. Leben zu retten ist nicht verhandelbar, und es
ist ein Verbrechen, Schiffe am Auslaufen oder am Anlegen in
Ankunftshäfen zu hindern", heißt es in dem Manifest, das sie gemeinsam
vorgelegt haben.

An dem Treffen der Städte nahmen auch verschiedene
Nichtregierungsorganisationen wie Open Arms, Sea Watch und
Mediterranean teil, die von der Blockadepolitik betroffen sind. Diese
Organisationen litten in den letzten Wochen unter der Verweigerung
seitens der politischen Administration, ihre Aufgaben der humanitären
Seenotrettung erfüllen zu können.


Manifest von Rom (Italienisch)

https://www.pressenza.com/wp-content/uploads/2019/02/manifestROMA.pdf

Interview von Pressenza mit der Bürgermeisterin von Barcelona, Ada
Colau (Spanisch):

https://youtu.be/62pUrt_qA8U


Übersetzung von Pressenza München


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / GESCHICHTE





MELDUNG/384: Online-Archiv zur deutschen Kolonialgeschichte veröffentlicht (idw)


Fachhochschule Potsdam - 15.02.2019

Online-Archiv zur deutschen Kolonialgeschichte veröffentlicht



Deutschlands koloniale Vergangenheit hat vielfältige Spuren in den
Archiven hinterlassen. Das Auswärtige Amt hat sich die Aufarbeitung dieser
Spuren zur Aufgabe gemacht. Im Rahmen eines Kooperationsprojekts zwischen
dem Fachbereich Informationswissenschaften der Fachhochschule Potsdam und
dem Auswärtigen Amt wurde ein Online-Portal zur deutschen
Kolonialgeschichte veröffentlicht, das als Beta-Version ab sofort unter
www.archivfuehrer-kolonialzeit.de abrufbar ist.

Ziel des Projekts ist es, historische Fakten und Überlieferungen aus der
Kolonialzeit zusammenzufassen und mit Informationen zu Orten, Akteuren und
Ereignissen zu verknüpfen. Eine Datenbank mit Beschreibungen von
Dokumenten und Beständen, die erstmals online verzeichnet sind, ist das
Kernstück des frei zugänglichen Archiv-Portals. Das Projekt sorgt für mehr
Transparenz bei der Darstellung der Überlieferungssituation von
Archivalien zur deutschen Kolonialgeschichte.

Das vom Auswärtigem Amt finanzierte Projekt steht seit seinem Start 2017
unter der Leitung von Prof. Dr. Susanne Freund, Professorin für
Archivwissenschaften an der FH Potsdam. Der Informations- und
Bibliothekswissenschaftler Uwe Jung setzt das Forschungsprojekt als
wissenschaftlicher Mitarbeiter gemeinsam mit zwei wissenschaftlichen
Hilfskräften um. Ab sofort können unter www.archivfuehrer-kolonialzeit.de
über 64.000 Beschreibungen aus rund 300 Einrichtungen nachgeschlagen
werden. Davon beziehen sich über 48.000 Beschreibungen auf physische
Einheiten wie z. B. Akten oder Bildobjekte. In den kommenden Monaten
werden weitere Einträge hinzukommen.

Eine besondere Herausforderung stellen die unterschiedlichen Interessen
und Vorkenntnisse der Benutzer*innen dar. Das Portal ist dreisprachig
aufgebaut. Besonders Personen aus den Nachfolgestaaten der ehemaligen
deutschen Kolonien sollen einen speziell auf ihre Bedürfnisse
ausgerichteten Zugang zu den Informationen erhalten. Deshalb wurde Wert
darauf gelegt, die Beschreibungen zu übersetzen und mit historischen
geografischen Informationen zu verbinden. Weitere Bereiche des
Online-Archivs führen in die alte deutsche Kurrentschrift, die Aktenkunde
und in den historischen Kontext ein.

Eine weitere Besonderheit stellt die Einbindung der freien
Wissensdatenbank Wikidata in das Projekt dar. Sie ermöglicht die
Zusammenarbeit über Sprach- und Themengrenzen hinweg. In einem Ausschnitt
der Datenbank können Informationen zu Personen, Organisationen,
Ereignissen und Objekten mit Bezug zur deutschen Kolonialgeschichte
systematisch gesammelt und miteinander verknüpft werden. Dabei wird es
auch möglich sein, die mitunter stark eurozentristischen Beschreibungen
von Konzepten durch Alternativen zu ergänzen.

Das Projekt wird laufend weitergeführt und soll voraussichtlich Ende 2019
abgeschlossen werden. Die Schlussversion des Online-Archivs ist bereits
für Oktober in Planung.


Originalpublikation:

Online-Archiv zur deutschen #Kolonialgeschichte veröffentlicht @FHPotsdam
@AuswaertigesAmt #Informationswissenschaften #Archiv

https://www.fh-potsdam.de/informieren/aktuelles/news-detailansicht/artikel/online-archiv-zur-deutschen-kolonialgeschichte-veroeffentlicht/

Weitere Informationen finden Sie unter
https://www.fh-potsdam.de/informieren/aktuelles/news-detailansicht/artikel/online-archiv-zur-deutschen-kolonialgeschichte-veroeffentlicht/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution144

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Fachhochschule Potsdam, 15.02.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





TREFF/729: Hamburg - Philosophisches Café, Richard David Precht befragt Reinhard Kahl, 28.03.2019


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im März 2019

Donnerstag, 28.3.2019, 19.00 Uhr

Philosophisches Café

Vielstimmig - Richard David Precht befragt Reinhard Kahl



Das erste Philosophische Café im Januar 1999 hatte das Thema »Ich bin
mehrere«. Gast war Odo Marquard. Zehn Jahre später erschien Richard
David Prechts Buch »Wer bin ich - und wenn ja wie viele?«. Precht war
seitdem mehrfach der Gast. An diesem Abend wird der Spieß umgedreht.
Richard David Precht befragt Reinhard Kahl an seinem letzten
Philosophischen Café, und zusammen wollen sie dem nachgehen, was ein
Gespräch ausmacht. Wie kommt Vielstimmigkeit auf? Brauchen wir sie
nicht dringend angesichts von Reinheits- und Eindeutigkeitspostulaten,
von Gereiztheiten und Verfeindungen?

Die im Philosophischen Café häufig zitierte Hannah Arendt legt eine
Spur: »Jeder Mensch steht an einer Stelle in der Welt, an der noch nie
ein anderer vor ihm stand.« Es gälte, auf seine ursprüngliche
Fremdheit zu verzichten, um sich mit der Welt und mit sich selbst zu
befreunden. Und was heißt es dann, man selbst zu sein - trotz oder
gerade wegen der Vielstimmigkeit? Immer wieder man selbst zu werden!

Precht sagte in seiner Laudatio auf Reinhard Kahl zur Verleihung des
Vision Award: »Er hat alles mögliche studiert und hätte alles mögliche
werden können. Professor für Soziologie, Pädagogik oder etwas anderes.
Aber offensichtlich hatte ein Satz von Georg Christoph Lichtenberg
starken Einfluss: "Wer angefangen hat, etwas zu sein, hat aufgehört,
etwas zu werden". Also wurde Reinhard Kahl keine Instanz des
Establishments. Er wurde Reinhard Kahl.«

Mit freundlicher Unterstützung der Udo Keller Stiftung Forum Humanum,
Medienpartner NDR Info

Eintritt: EUR 16,-/12,-

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20-0

Fax.: 040/220 66 12

E-Mail: info@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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INFOPOOL / GEISTESWISSENSCHAFTEN / VERANSTALTUNGEN





TREFF/728: Hamburg - Philosophisches Café Extra, "Unsere Generation" mit Peter Sloterdijk, 19.03.2019


Literaturhaus Hamburg Newsletter - Programm im März 2019

Dienstag, 19.3.2019, 19.00 Uhr

Ort: Freie Akademie der Künste, Klosterwall 23

Philosophisches Café Extra

Thema: Unsere Generation 

Gast: Peter Sloterdijk



Häufiger Gast in 20 Jahren Philosophisches Café war Peter Sloterdijk.
Zum Jubiläum und Abschied trifft Reinhard Kahl seinen
Generationsgenossen. Wie hat sich die Generation des
»Generationenkonflikts« verwandelt? Sollte sie heute nicht
Generationendialoge initiieren? Was wären die Themen?

Generation klingt nach Fortschritt. Sloterdijk mischt Bitteres ein.
Sein »Die schrecklichen Kinder der Neuzeit« (Suhrkamp) ist ein
»Schwarzbuch über die Zukunft«: »Es werden der Problemlösungsfähigkeit
künftiger Generationen zunehmend mehr Aufgaben aufgebürdet, als diese
durch die Übernahme eines Kompetenz-Erbes der vorangegangenen
Generation und dessen Ergänzung durch eigene Erfindungskräfte meistern
könnten.«

Nach der Lektüre schrieb Kahl an Sloterdijk: »Ihr Buch hat mich in
eine gewisse Krise versetzt, aber vielleicht kommt es darauf gerade
an.« Er antwortete: »Was Sie über mein Buch bemerken, entspricht ganz
meiner eigenen Einschätzung. Ich bin nicht nur der Verfasser, sondern
auch der erste beunruhigte Leser.«

Der Rückblick und Ausblick wird wie immer ein Gespräch werden, das
beim Sprechen entsteht. Es soll nicht nur abstrakt philosophisch oder
soziologisch sein, sondern auch biografisch. Über den Wandel und die
Kontinuität der Gedanken und über das Weltverhältnis, dem eine
Generation ausgesetzt ist und das sie versucht zu ihrer Sache zu
machen.

In Kooperation mit der Freien Akademie der Künste und mit freundlicher
Unterstützung der Udo Keller Stiftung Forum Humanum

Eintritt: EUR 16,-/12,-

Ort: Freie Akademie der Künste, Klosterwall 23

 * 

Quelle:

Literaturhaus-Newsletter Hamburg

Literaturhaus Hamburg e.V.

Schwanenwik 38, 22087 Hamburg

Tel.: 040/22 70 20-0

Fax.: 040/220 66 12

E-Mail: info@literaturhaus-hamburg.de

Internet: www.literaturhaus-hamburg.de
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INFOPOOL / KUNST / VERANSTALTUNGEN





AUSSTELLUNG/9630: Düsseldorf - Zum 500. Todestag Leonardo da Vincis 26.02.-22.03.2019


Nordrhein-Westfälische Akademie der Wissenschaften und der Künste -
15.02.2019

Auftakt + Ausstellungseröffnung am 26.02.2019:

Veranstaltungsreihe Leonardo da Vinci

Veranstaltungsreihe und Ausstellungen zum 500. Todestag Leonardo da
Vincis vom 26. Februar bis 22. März 2019



Eröffnungsveranstaltung:

Leonardo - Genialer Beobachter: sein Lebenswerk als Künstler und Ingenieur
Mit Vorträgen von Prof. Dr. Georg Satzinger, Prof. Dr. Eberhard H.
Knobloch, Prof. Dr. Herbert Maschat

Um 20 Uhr Ausstellungseröffnung: "DA VINCI 500"

Eine interaktive Ausstellung verbunden mit einer Buch- und
Ausstellungspräsentation zum Codex Madrid I

Nordrhein-Westfälischen Akademie der Wissenschaften und der Künste,
Düsseldorf


Leonardo - Genialer Beobachter: sein Lebenswerk als Künstler und
Ingenieur

Genau beobachten, Eindrücke akribisch notieren, Skizzen anfertigen, Ideen
entwickeln und kreativ umsetzen. Der Natur auf die Finger schauen, sie
studieren und verstehen. Darin war Leonardo brillant. Nach den Prinzipien
der Natur haben auch die Nobelpreisträger für Chemie 2018 Grundlagen zur
Produktion von Biokraftstoffen und Medikamenten entwickelt. Leonardo lebte
zwar in einem anderen Zeitfenster und hatte deshalb andere Schwerpunkte:
Sein Wirkungsfeld war jedoch unvorstellbar breit und unübertroffen. Sein
phänomenales Talent, durch Beobachtung schöpferisch Wirksames
epochenübergreifend zu gestalten, über Disziplinen hinweg großartige Werke
zu schaffen, faszinieren uns und lassen uns erstaunen. In unserer ersten
Veranstaltung aus der Reihe zum 500. Todestag Leonardo da Vincis wollen
wir sein Wirken als Maler, Mechaniker, Hydrologe und Ingenieur vorstellen
und möchten damit das außergewöhnliche Lebenswerk Leonardos präsentieren.

Programm

Begrüßung 18.00 Uhr

Prof. Dr. Wolfgang Löwer, Präsident der Nordrhein-Westfälischen Akademie
der Wissenschaften und der Künste

Vorträge

Leonardo - ein Florentiner Maler und mehr

Prof. Dr. Georg Satzinger, Bonn

Leonardo da Vinci im Rahmen der anderen Renaissance-Ingenieure

Prof. Dr. Eberhard H. Knobloch, Berlin

Leonardo da Vinci: Maschinenelemente machen Maschinen

Prof. Dr. Herbert Maschat, Graz/Klagenfurt

Ausstellungseröffnung und Buchvorstellung

Begrüßung 20.00 Uhr

Prof. Dr. Wolfgang Löwer, Präsident der Nordrhein-Westfälischen Akademie
der Wissenschaften und der Künste

Kurzvortrag und Buchvorstellung

Leonardos Codex Madrid I, ein Panoptikum der Technikgeschichte.
Eine Kurzpräsentation der kommentierten Aachener Neuausgabe.
Prof. Dr. Dietrich Lohrmann, Aachen

Termin: 

26.02.2019 18:00 - 21:00

Veranstaltungsort:

Nordrhein-Westfälischen Akademie der Wissenschaften und der Künste

Palmenstr. 16

40217 Düsseldorf

Nordrhein-Westfalen

Deutschland

Die Ausstellung "Leonardo da Vinci - Bewegende Erfindungen", eine
interaktive Ausstellung des Fachbereichs Ingenieurwissenschaften und
Mathematik der Fachhochschule Bielefeld, und die Ausstellungstafeln zum
Codex Madrid können im Foyer der Akademie vom 26. Februar bis zum 22. März
2019, montags bis donnerstags, von 12.00 bis 17.00 Uhr kostenlos
besichtigt werden.


Zur Veranstaltungsreihe:

Auch 500 Jahre nach dem Tode Leonardo da Vincis ist sein Erbe ein so
lebendiger Teil unserer Kultur, dass dieses Jubiläum eine wunderbare
Gelegenheit biete, sich mit diesem außerordentlichen Menschen und seinen
Werken ausführlich zu beschäftigen. Die Nordrhein-Westfälische Akademie,
die sich der Wissenschaft ebenso wie der Künste widmet, fühlt sich dieser
historischen Persönlichkeit besonders eng verbunden, denn Leonardo da
Vinci hat sich mit beiden Bereichen auf eine überragende Weise
beschäftigt. Die Zusammenarbeit mit der Deutsch-Italienischen Gesellschaft
Düsseldorf (DIG) lag nahe: Die DIG - oder auch Società Italo-Tedesca
Düsseldorf genannt - setzt sich seit über 65 Jahren für die Pflege der
Freundschaft zwischen Italien und Deutschland ein und fördert das
gegenseitige Verständnis beider Länder, insbesondere für die Sprache,
Kunst und Kultur unseres südlichen Nachbarn. Die Akademie und die DIG
konnten gemeinsam ein breites Angebot an Veranstaltungen organisieren.
Lesungen, Vorträgen, Diskussionen und Ausstellungen ermöglichen einen
überaus vielfältigen Einblick in das Schaffen dieses faszinierenden
Mannes. Besonders freuen wir uns über die interaktiven Ausstellungen in
der Akademie und im Düsseldorfer Rathaus: Die Nachbauten ausgewählter
Geräte und Apparate da Vincis können Besucher benutzen und damit die
erstaunlich erfinderische Kraft dieses Ingenieurs der Renaissance selbst
erleben. In verschiedenen Veranstaltungen werden zahlreiche Facetten
seines Lebenswerkes thematisiert und in der Abschlussveranstaltung darüber
diskutiert, was wir von ihm lernen können und wie Leonardo da Vincis Erbe
uns Visionen für die Zukunft ermöglicht. Wir wünschen allen Besucherinnen
und Besuchern eine interessante und anregende Zeit während der
Veranstaltungen und Ausstellungen.

Nordrhein-Westfälische Akademie der Wissenschaften und der Künste

Deutsch-Italienische Gesellschaft e. V.

Società Italo-Tedesca e. V. - Dante Alighier Düsseldorf




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1302

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Nordrhein-Westfälische Akademie der Wissenschaften und der Künste, 15.02.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





GLEICHHEIT/6822: Imperialistische Konflikte beherrschen Münchner Sicherheitskonferenz


World Socialist Web Site

Herausgegeben vom Internationalen Komitee der Vierten Internationale

Imperialistische Konflikte beherrschen Münchner Sicherheitskonferenz

von Peter Schwarz

18. Februar 2019



Die Münchner Sicherheitskonferenz, die gestern zu Ende ging, bot das Bild
einer kapitalistischen Weltordnung, die rasch auseinanderbricht und auf
eine Katastrophe zusteuert.

Die Organisatoren hatten als Motto der Konferenz [1] das Bild eines
zerfallenden Puzzles gewählt und die Frage gestellt, wer die Teile
aufsammeln wird. Der Verlauf des Treffens machte deutlich, dass der Kampf
um die Teile nicht weniger gewaltsam und blutig verlaufen wird, als die
beiden Weltkriege des zwanzigsten Jahrhunderts. Die Konferenzteilnehmer und
Medien gaben sich kaum Mühe, dies zu verschleiern.

CSU-Generalsekretär Markus Blume erinnerte in der Frankfurter
Allgemeinen Zeitung an das Ende des Kalten Krieges vor dreißig Jahren,
als "viele eine neue Epoche immerwährender Stabilität erwarteten" und
Francis Fukuyama vom "Ende der Geschichte" redete. "Heute im Jahr 2019
mutet all das wie ein Bericht aus einer anderen Zeit an", folgerte Blume.
"Wir erleben weltweit dramatische Veränderungsprozesse, deren Ausmaß,
Geschwindigkeit und Radikalität ohne Vorbild sind". Unsere Weltordnung sei
"auf diese Fundamentalveränderungen nicht vorbereitet".

Die Süddeutsche Zeitung kommentierte: "Es ist ein Symptom dieser
Zeit, dass die Probleme weitgehend ordentlich analysiert werden können,
dass aber die intelligente Formel zu ihrer Lösung fehlt. Die Geier kreisen -
 bereit, auf die Reste des Systems herabzustoßen."

Neben der Konfrontation der Nato mit Russland und dem Handelskrieg zwischen
den USA und China beherrschten vor allem die Konflikte innerhalb der Nato
selbst das dreitägige Treffen, an dem mehrere hundert Regierungschefs,
Minister, Militärexperten und Politiker aus aller Welt teilnahmen. Der
Auftritt von US-Vizepräsident Mike Pence ließ die scharfen Gegensätze
zwischen den USA und Deutschland sowie anderen europäischen Mächten offen
zutage treten.

Pence war direkt aus Warschau angereist, wo er gemeinsam mit Israel, Polen
und einer Reihe arabischer Staaten ein Kriegsbündnis gegen den Iran
geschmiedet hatte. Schon dort hatte er die "europäischen Partner" im
Befehlston aufgefordert, "an unserer Seite zu stehen", und ihnen indirekt
mit dem Bruch des Nato-Bündnisses gedroht, falls sie sich weigern. "Wenn
ihr uns bei diesem edlen Anliegen zur Seite steht, dann stehen wir auch zu
euch", hatte er erklärt.

In München sprach Pence im selben arroganten Befehlston. Dem Iran warf er
vor, einen neuen Holocaust zu planen und Israel auslöschen zu wollen. Er
deutete an, dass die USA einen Regimewechsel in Teheran vorbereiten, und
forderte die Europäer ultimativ auf, sich vom Nuklearabkommen mit dem Iran
zu verabschieden und die amerikanischen Sanktionen zu unterstützen.

Auch die bereits im Bau befindliche Ostseepipeline Nord Stream 2, die
Deutschland über die Ostsee direkt mit Russland verbindet, griff Pence
vehement an. "Wir können nicht die Verteidigung des Westens sicherstellen,
wenn unsere Verbündeten sich vom Osten abhängig machen", drohte er.

Noch während der Münchner Konferenz meldete  Handelsblatt
 dann unter Berufung auf Regierungskreise, die Trump-Administration plane
deutsche Autoimporte als Gefahr für die nationale Sicherheit einstufen und
Zölle zu erheben - eine Handelskriegsmaßname, die die deutsche
Exportindustrie empfindlich treffen würde.

Pence bekräftigte auch die Forderung, dass die europäischen Nato-Mitglieder
ihre Militärausgaben auf zwei Prozent der Wirtschaftsleistung erhöhen.
Ultimativ verlangte er "glaubwürdige Pläne", wie sie dieses Ziel bis 2024
erreichen wollen. Nach seiner Rede verschwand der US-Vizepräsident von der
Bühne, ohne - wie in München üblich - Fragen zu beantworten oder sich die
Reden anderer Konferenzteilnehmer anzuhören.

Die Vertreter Deutschlands und anderer europäischer Länder reagierten mit
Empörung. Bundeskanzlerin Angela Merkel hielt eine, wie die Presse es
nannte, für ihre Verhältnisse "ungewöhnlich leidenschaftliche Rede", die
mit stehenden Ovationen gefeiert wurde. Sie trat den amerikanischen
Vorwürfen entgegen und plädierte für eine multilaterale Politik. Es sei
ihrer Überzeugung nach besser, "sich einmal in die Schuhe des anderen zu
versetzen und zu schauen, ob man gemeinsame Win-win-Lösungen erreicht", als
alle Dinge alleine lösen zu wollen, sagte sie.

Der Ruf nach Multilateralismus kann nicht darüber hinwegtäuschen, dass
Deutschland und Europa ebenfalls dabei sind, ihre wirtschaftlichen und
geostrategischen Interessen rücksichtslos durchzusetzen. Die deutsche
Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen beschwor in ihrer
Eröffnungsrede "die Wiederkehr der Konkurrenz großer Mächte" als "das
herausstechende Merkmal der neuen Sicherheitslage" und erklärte: "Ob wir
wollen oder nicht, Deutschland und Europa sind Teil dieses
Konkurrenzkampfs. Wir sind nicht neutral."

Ähnlich wie bei von der Leyen bestand dann auch Merkel Rede über lange
Strecken aus einer Aufzählung, was Deutschland und die EU bereits getan
haben und noch tun wollen, um sich auf eine neue Runde kriegerischer
Auseinandersetzungen vorzubereiten.

Sie bekannte sich ausdrücklich zum Zwei-Prozent-Ziel der Nato und zu den
deutschen Militäreinsätzen an der Seite der USA in Afghanistan und
Osteuropa. Sie legte großes Gewicht darauf, dass Deutschland inzwischen
auch außerhalb der NATO militärisch aktiv sei, insbesondere in Mali und
anderen afrikanischen Ländern. Sie bekannte sich nicht nur zu einer
europäischen Armee und einer gemeinsamen Rüstungspolitik, sondern auch zu
einer gemeinsamen europäischen Rüstungsexportpolitik, was auf die Lockerung
der Exportbeschränkungen für Rüstungsgüter hinausläuft.

Der deutsche Außenminister Heiko Maas (SPD) brachte das deutsch-europäische
Großmachtstreben auf die Formel: "Subjekt oder Objekt der Weltpolitik -
dies ist die entscheidende Zukunftsfrage, vor der Europa steht." Ein
Zeitungskommentar bemerkte: "Der Wunsch nach europäischer Selbstbehauptung
ist so etwas wie das Leitmotiv dieser Konferenz."

Während einige Konferenzteilnehmer die Person von US-Präsident Donald Trump
für die scharfen transatlantischen Spannungen verantwortlich machten,
nannten andere grundlegendere Ursachen. So erklärte der CDU-Außenpolitiker
Norbert Röttgen, Trump sei nicht die Ursache, sondern ein Symptom
tektonischer Verschiebungen in der Geopolitik, die zur Rückkehr von
Großmachtrivalitäten und zentrifugaler Kräfte, weg vom Multilateralismus,
geführt hätten. "In der Nach-Trump-Ära wird es keine Rückkehr zur
Vor-Trump-Ära geben," sagte Röttgen. "Im bisherigen Status Quo wurde
Europas Sicherheit von den USA garantiert. Das wird nie wieder der Fall
sein."

Das Aufbrechen scharfer Konflikte zwischen den USA und Deutschland, die in
zwei Weltkriegen gegeneinander gekämpft haben, wird von heftigen
Gegensätzen zwischen den europäischen Mächten selbst begleitet. Die
Beziehung zwischen Frankreich und Italien befindet sich auf einem
Tiefpunkt, und auch das Verhältnis zwischen Deutschland und Frankreich
kühlt sich merklich ab.

Das bestätigt die Perspektiven des Internationalen Komitees der Vierten
Internationale (IKVI), das bereits Ende der 1980er Jahre vorausgesagt
hatte, dass der Widerspruch zwischen Weltwirtschaft und Nationalstaat, der
damals die stalinistischen Regimes der Sowjetunion und Osteuropas
untergrub, auch zum Aufbrechen neuer Konflikte zwischen den Großmächten und
zu einem Wiederaufleben des Klassenkampfs führen werde.

Während die Verteidiger des Kapitalismus und ihre pseudolinken Apologeten
behaupteten, das Zeitalter der sozialistischen Weltrevolution sei mit der
Auflösung der Sowjetunion zuende gegangen, vertrat das Internationale
Komitee den Standpunt des "unvollendeten 20. Jahrhunderts".

"...die wesentlichen ökonomischen, gesellschaftlichen und politischen
Widersprüche, mit denen die Menschheit zu Beginn des 21. Jahrhunderts
konfrontiert ist, sind im Wesentlichen dieselben wie zu Beginn des 20.
Jahrhunderts", begründete dies David North, der Vorsitzende der Socialist
Equality Party (USA), im Vorwort zu seinem Buch "Die Russische Revolution
und das unvollendete zwanzigste Jahrhundert". "Kein einziges der großen
gesellschaftlichen, ökonomischen und politischen Probleme, die den Kämpfen
dieses Jahrhunderts zugrunde lagen, war abschließend gelöst."

Das Aufbrechen scharfer Konflikte zwischen den Nato-"Partnern" bestätigt
diese Einschätzung und ist gleichzeitig eine scharfe Warnung, dass ein
dritter, atomarer Weltkrieg unvermeidlich ist, wenn die Arbeiterklasse den
imperialistischen Kriegstreibern nicht rechtzeitig in den Arm fällt.

Nicht nur die wachsenden Rivalität zwischen den Großmächten treibt die
herrschende Klasse auf der ganzen Welt in Richtung Krieg und Diktatur,
sondern auch die Angst vor sozialen Aufständen und Revolution. Sie reagiert
auf die Verschärfung des Klassenkampfs - die Gelbwestenbewegung in
Frankreich, Streiks von Lehrern in den USA, von Autoarbeitern in Mexiko,
Indien und Osteuropa, usw. - indem sie Nationalismus schürt, die
Kriegstrommel rührt, faschistische Bewegungen stärkt und den staatlichen
Unterdrückungsapparat aufrüstet.

Die Verschärfung des Klassenkampfs schafft aber auch die objektiven
Voraussetzungen für den Aufbau einer neuen Antikriegsbewegung. Diese muss
sich, wie das IKVI 2016 im Aufruf "Sozialismus und der Kampf gegen Krieg"
[2] feststellte, "von der Arbeiterklasse ausgehen, die als revolutionäre
gesellschaftliche Kraft alle fortschrittlichen Teile der Bevölkerung hinter
sich vereint". Sie muss "antikapitalistisch und sozialistisch sein, denn
man kann nicht ernsthaft gegen Krieg kämpfen ohne danach zu streben, der
Diktatur des Finanzkapitals und dem Wirtschaftssystem, das die Ursache für
Militarismus und Krieg bildet, ein Ende zu setzen".

Deshalb muss "die neue Antikriegsbewegung unbedingt vollkommen unabhängig
sein von allen politischen Parteien und Organisationen der
Kapitalistenklasse und diese ablehnen". Sie muss vor allem "international
sein und dem Imperialismus in einem vereinten globalen Kampf die enorme
Kraft der Arbeiterklasse entgegenstellen".


Anmerkungen:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2019/02/15/secu-f15.html

[2] https://www.wsws.org/de/articles/2016/02/27/ikvi-f27.html
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Spanien: Katalonien-Krise bringt Regierung zu Fall

Von Alejandro López

18. Februar 2019



Am Freitag rief der spanische Ministerpräsident Pedro Sánchez von der
Partido Socialista Obrero Español (PSOE) Neuwahlen für den 28. April aus.
Nur zwei Tage zuvor hatte der Kongress seinen Haushaltsplan abgelehnt.
Sánchez' Regierung war die kurzlebigste seit dem Übergang von der
faschistischen zur parlamentarisch-demokratischen Herrschaft im Jahr 1978.
Sie stürzte wegen der staatlichen Verfolgung der katalanischen politischen
Gefangenen, die am 1. Oktober 2017 das Unabhängigkeitsreferendum
organisiert oder unterstützt hatten. Ihnen drohen bis zu 25 Jahre Haft, da
ihnen zu Unrecht vorgeworfen wird, sie hätten während des Referendums zur
Gewalt aufgerufen.

Sánchez kritisierte die Abgeordneten der katalanischen Nationalisten, die
als Vergeltung für seinen Prozess gegen die inhaftierten katalanischen
Nationalisten seinen Haushalt abgelehnt hatten. Er verkündete: "Wenn einige
Parteien die Entscheidungsfindung blockieren, sind Neuwahlen notwendig.
Manche Niederlagen im Parlament sind soziale Siege." Weiter behauptete er,
aufgrund der angeblich progressiven Maßnahmen im Haushaltsplan, den die
PSOE jetzt aufgibt, hätte "die Bevölkerung gesehen, was wir für das Land
tun wollten".

Andere PSOE-Funktionäre erklärten sich glücklich darüber, dass sie sich
statt auf den Haushalt auf Angriffe gegen die katalanischen Nationalisten
konzentrieren können. Ein führender PSOE-Bürgermeister erklärte gegenüber
El Pais: "Es ist schade, dass der Haushalt nicht angenommen wurde, aber
paradoxerweise haben wir dadurch jetzt einen klaren politischen Kurs. Die
Rechten können uns nicht vorwerfen, wir hätten irgendeine Vereinbarung mit
den Separatisten. Das hat uns geschadet und in Teilen der Wählerschaft
Unsicherheit ausgelöst."

Die PSOE hat die Weichen für den rechtesten Wahlkampf seit dem Jahr 1978
gestellt. Unter dem Deckmantel, den katalanischen Separatismus zu
bekämpfen, sollen Austerität und die Herrschaft des Polizeistaats
durchgesetzt werden. Die Wahlen in den Jahren 2015 und 2016 endeten ohne
klare Mehrheitsverhältnisse zwischen der PSOE, der rechten Partido Popular
(PP), der Ciudadanos (Cs) und Podemos. Während die PSOE jetzt die
katalanischen Nationalisten attackiert, versucht die PP durch eine
anti-katalanische Koalition mit den Cs und der neuen, profaschistischen
Partei VOX eine knappe rechte Mehrheit zusammenzubringen.

Der VOX-Vorsitzende Santiago Abascal erklärte, das "Lebendige Spanien", wie
er seine Anhänger nennt, habe "endlich den Sieg über eine infame Regierung
errungen". Er bezeichnete auch die frühere PP-Regierung von Mariano Rajoy
als "unfähig und feige", weil sie nicht gewaltsam genug gegen das
katalanische Unabhängigkeitsreferendum vorgegangen sei.

Abascal verteidigt die Massenmorde, die Francisco Francos faschistische
Armee während des Spanischen Bürgerkriegs beging. Seine Aussage
unterstreicht, dass VOX für denjenigen Teil der Bourgeoisie spricht, der
offen das Militär einsetzen will, um die Bevölkerung zu unterdrücken.

Unter Rajoy schickte Madrid 16.000 Polizisten nach Katalonien, um die
Wähler beim Unabhängigkeitsreferendum gewaltsam anzugreifen. Durch ihr
brutales Vorgehen wurden mehr als 1.000 Wähler verletzt, darunter auch
Senioren. Die katalanischen nationalistischen Politiker wurden in
Untersuchungshaft genommen, und Rajoy benutzte den Artikel 155 der
Verfassung von 1978, um die gewählte katalanische Regierung aufzulösen und
durch eine von Madrid ernannte Regierung zu ersetzen. Auf dem Höhepunkt der
Krise drohte die PP mit einer direkten Militärintervention in Katalonien.
Dennoch kritisiert Abascal, dieses brutale Vorgehen sei unzureichend.

Der PP-Vorsitzende Pablo Casado bezeichnete seine Partei zwar als "ruhige,
gemäßigte Kraft", betonte aber seine Bereitschaft zur Zusammenarbeit mit
Ciudadanos und VOX, wenn er damit eine Mehrheit erringen könnte. Diese drei
Parteien bilden schon in Andalusien gemeinsam die Regionalregierung. Auf
diesen "Andalusien-Pakt" bezog sich Casado mit seiner Erklärung, die PP
werde keinen "Cordon sanitaire" bilden, um sich von der explizit 
Franco-freundlichen Haltung der VOX abgrenzen. "Ein 'Cordon sanitaire' schadet
immer denen, die ihn ausrufen", erklärte Casado und fügte hinzu, er kämpfe
gegen die "Volksfront", d.h. gegen eine Regierung, wie Franco sie 1936 mit
seinem Putsch und dem anschließenden Bürgerkrieg bekämpft und gestürzt
hatte.

In den letzten Wochen hat Casado zudem eine Flut hysterischer Beleidigungen
gegen Sánchez losgelassen, u.a. bezeichnete er ihn als "Straftäter",
"zwanghaften Lügner", "illegitim", einen "Hausbesetzer" und "Hochverräter".

Auch der Vorsitzende von Ciudadanos, Albert Rivera, forderte "alle
Kandidaten" auf, zur katalanischen Frage "Stellung zu beziehen". Er
versprach außerdem, er werde sich als Wahlsieger weigern, "die für den
Putsch Verantwortlichen [d.h. die angeklagte katalanische Führung] zu
begnadigen". Er warnte vor einer neuen "Frankenstein-Regierung", in welcher
der Podemos-Chef Pablo Iglesias "als stellvertretender Ministerpräsident
für die spanische Wirtschaft verantwortlich ist, und die Separatisten
bestimmen, wie mein Land regiert wird".

Die größte Gefahr in dieser Situation ist, dass sich die Arbeiterklasse
nicht vollständig über die Gefahr eines Polizeistaats und einer Herrschaft
durch das Militär bewusst ist. Von Seiten der Europäischen Union (EU) wird
es keinen Widerstand geben, wenn man ein weiteres Mal den Franquismus
legitimieren wird. Und der offiziell linke Flügel des politischen
Establishments in Spanien unterstützt entweder offen die rechte Politik
oder übt sich in politischer Gleichgültigkeit.

Am Mittwoch warf Sánchez den Ciudadanos und der PP vor, sie würden der
Regierung gegenüber nicht die gleiche "Loyalität" zeigen wie gegenüber der
konservativen Vorgängerregierung: "Die PP-Regierung genoss die
institutionelle Loyalität der Sozialisten. Aber sie waren nicht loyal, und
zwar nicht nur was uns betrifft, sondern auch nicht gegenüber Spanien." Er
fügte hinzu: "Wir waren zu Kompromissen mit Andersdenkenden bereit. Wir
sind pro-europäisch, progressiv, linksorientiert, und kein einziger 
OECD-Staat hat mehr Ministerinnen als wir."

Tatsächlich konnte man die PSOE praktisch nicht von der PP unterscheiden,
als sie an der Regierung war. Ihre grundlegende Politik bestand in der
Fortsetzung der Austerität, einer Verschärfung des Militarismus im Dienst
der geostrategischen Ambitionen Spaniens und der Stabilisierung des Staats
nach der Krise während des katalanischen Unabhängigkeitsreferendums.

Sie attackierte demokratische Rechte und setzte das brutale Durchgreifen
der PP fort. Sie hat die so genannte "heiße Rückkehr" von Immigranten ohne
Papiere befürwortet, d.h. Abschiebungen im Schnellverfahren unter
Missachtung der Einwanderungsgesetze an den Südgrenzen von Ceuta und
Melilla. Zudem hat sie das undemokratische Gesetz zur öffentlichen
Sicherheit verteidigt, das auch als "Knebelgesetz" bekannt ist. Was die
Verfahren gegen katalanische Nationalisten angeht, so hat die 
Sánchez-Regierung die Staatsanwaltschaft angewiesen, diese Politiker wegen
Aufwiegelung anzuklagen, wofür ihnen 15 Jahre Haft drohen.

Auch Podemos hat deutlich gemacht, dass sie der rechten Kampagne keinen
ernsthaften Widerstand entgegensetzen wird. Vielmehr behauptet die Partei,
die von ihr unterstützte PSOE-Regierung sei eine Erfolgsgeschichte gewesen.
Die Parlamentssprecherin von Podemos, Irene Montero, bezeichnete den
"sozial progressivsten Haushalt in der Geschichte" als die wichtigste
Leistung der Regierung. Allerdings werden die Pläne für einen höheren
Mindestlohn, die Abschaffung des "Knebelgesetzes", das Verbot polizeilicher
Filmaufnahmen bei Protesten und die Zuschüsse für ältere Arbeitslose gar
nicht umgesetzt werden, da der Haushalt abgelehnt wurde.

Montero erklärte, Podemos und die PSOE hätten "in den acht Monaten daran
gearbeitet, Dinge zu vollbringen, die Millionen Menschen fordern, die nicht
aufgegeben haben". Tatsächlich sind die Stimmen für die PSOE und Podemos
bei der letzten Wahl in Andalusien, der bevölkerungsreichsten Region
Spaniens, massiv eingebrochen. Hunderttausende entzogen diesen Parteien
ihre Unterstützung und enthielten sich stattdessen.

Doch laut Montero war es Sánchez' größter Fehler, dass er Podemos nicht
direkt in seine Regierung eingebunden hat. Damit hätte er eine "stabile und
solide Regierung aufstellen können, mit der er sich in Europa hätte
präsentieren können". Sie warf den katalanischen Nationalisten zudem vor,
sie hätten die PSOE-Regierung nicht unterstützt, und behauptete zynisch,
Sánchez verkörpere "die beste Garantie für einen ehrlichen und vernünftigen
Dialog mit Katalonien".

Auf die Frage nach möglichen Abkommen nach der Wahl erklärte Montero,
Podemos werde "mit allen legitimen Vertretern der Bürger sprechen". Damit
deutete sie ihre Bereitschaft zu Bündnissen mit allen, auch den rechten
Parteien an.

Nichts zeigt die selbstzufriedene und gleichgültige Haltung von Podemos
gegenüber den Gefahren, die der Arbeiterklasse drohen, so deutlich, wie
Monteros Ankündigung, ihr Partner Iglesias werde während des Wahlkampfs
weiterhin in Vaterschaftsurlaub bleiben. Er ist der Spitzenkandidat der
Partei! Sie bezeichnete dies als Möglichkeit, zu zeigen, "was für ein
Spanien wir wollen" - ein Spanien, in dem Männer und Frauen die
Haushaltspflichten teilten. Tatsächlich zeigt es nur eines: dass Podemos
der Entwicklung Spaniens zu einem Polizeistaat weitgehend gleichgültig
gegenübersteht und keinen ernsthaften Kampf dagegen führen will.

 * 

Bitte senden Sie Ihren Kommentar an: sgp[at]gleichheit.de

Copyright 2019 World Socialist Web Site - Alle Rechte vorbehalten

 * 

Quelle:

World Socialist Web Site, 18.02.2019

Spanien: Katalonien-Krise bringt Regierung zu Fall

https://www.wsws.org/de/articles/2019/02/18/span-f18.html

Sozialistische Gleichheitspartei

Vierte Internationale (SGP)

Postfach 040 144, 10061 Berlin

Telefon: (030) 30 87 27 86, Telefax: (032) 121 31 85 83

E-Mail: sgp[at]gleichheit.de

Internet: www.wsws.org



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. Februar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / ALTERNATIV-PRESSE





OSSIETZKY/1041: Spanien aktuell


Ossietzky - Zweiwochenschrift für Politik / Kultur / Wirtschaft

Nr. 3 vom 9. Februar 2019

Spanien aktuell

von Karl-H. Walloch



Sie war ein Erdbeben für Spaniens Sozialisten: die Parlamentswahl am
2. Dezember 2018 in Andalusien. Die Wahl war die erste seit 1982 in
Andalusien, bei der ein linkes Bündnis keine Mehrheit bekam. Bis dato
regierte Ministerpräsidentin Susana Diaz (Partido Socialista Obrero
Español - PSOE) in einer Koalition mit dem Parteienbündnis "Adelante
Andalucia", bestehend aus Podemos, der Izquerda Unida (IU) sowie zwei
Grünenparteien Izquierda Andalucista (Andalusische Linke) und
Primavera Andaluza (Andalusischer Frühling). Nach der Wahl verfügt
PSOE nur noch über 33 der insgesamt 109 Sitze im Parlament, "Adelante
Andalucia" brachte es auf 17 Abgeordnete. Für die bürgerlichen
Parteien Partido Popular (26 Sitze) und Ciudadanos (21 Sitze) war die
Wahlniederlage der Linken die Chance, eine Regierung zu bilden. Dafür
holten sie als Mehrheitsbeschaffer die Vox ins Boot. Vox feierte den
Sieg in Andalusien als den Beginn einer zweiten "Reconquista". Aus dem
Stand errang die rechtsextremistische Partei zwölf Mandate. Der Schock
erfasste ganz Spanien.

Bis zur Wahl 2018 in Andalusien waren sich die Wahlforscher einig,
dass Rechte in Spanien keine Stimmen gewinnen würden. Die Erinnerungen
an den Diktator Francisco Franco sind noch präsent und waren für viele
bisher eine Hemmschwelle. Allerdings verhinderte bis heute besonders
die Partido Popular (PP) eine Aufarbeitung des Franquismus. Anders als
in Frankreich, Italien, Polen und Ungarn, neu auch Dänemark und
Schweden, spielte bei der Wahl von Vox nur in Almeria das Thema
Migranten eine Rolle. In Almeria, wo Gemüse in Plastik-Gewächshäusern
für Europas Supermärkte angebaut wird, kommen die Arbeitskräfte aus
Nordafrika und afrikanischen Äquatorstaaten.

Vox wird nicht Teil der PP-Ciudadanos-Regierung in Andalusien - die
Absprache heißt: Unterstützung durch Vox. Ihre Wähler konnte Vox mit
Themen wie Katalonienkonflikt, Einwanderung, Exhumierung von Franco
sowie Kriminalität mobilisieren. Lautstark verkündete Vox, mit den
Katalanen gehe die PSOE-Regierung in Madrid zu schonend um. Für die
Vox-Politiker sind die in Madrid regierenden Sozialisten ebenso wie
alle katalanischen Politiker "Spanienfeinde und Landesverräter". Dabei
hatte Pedro Sánchez gehofft, mit der Wahl in Andalusien Rückenwind für
seine Politik zu bekommen. Dem ist aber nicht so.

Vor gut vierzig Jahren, am 6. Dezember 1978, stimmten die Spanier in
einem Referendum der aktuell gültigen spanischen Verfassung zu. Sie
war in der Zeit der "Transición" entstanden, der Periode des Übergangs
von der Franco-Diktatur zu der heutigen parlamentarischen Monarchie.

Am 6. Dezember 2018 gab es im Parlament eine Premiere - es war das
erste Mal, dass die spanische Königsfamilie gemeinsam unter der Kuppel
des Parlaments saß. Das Protokoll sah die Anwesenheit des emeritierten
und des amtierenden Königs nicht vor. Felipe VI. wollte so seinen
Vater Juan Carlos für seine Rolle würdigen, die er beim Übergang von
der Franco-Diktatur zur Demokratie gespielt hatte. Verdrängt wurde
damit, dass es Franco gewesen war, der Juan Carlos zum König von
Spanien gekürt hatte. Auch nannte Felipe die spanische Verfassung
einen "großen Pakt des Zusammenlebens und der Eintracht", was
angesichts der Probleme im Land wohl nicht ganz stimmt.

Erinnert sei daran, dass eine Regierung der PP unter Ministerpräsident
Manano Rajoy mit dem Artikel 155 der Verfassung eine gewählte
Regionalregierung absetzte. Der Artikel ist kein Rest aus der
Franco-Zeit, er wurde in Anlehnung an den Artikel 37 des Grundgesetzes
der Bundesrepublik gefasst.

Mit ihrem Hungerstreik ab dem 1. Dezember im Lledonors-Gefängnis
wollten der von Madrid abgesetzte katalanische Minister Jordi Turull
und der Ex-Vorsitzende des ANC (Katalanische Nationalversammlung)
Jordi Sánchez auf ihr Schicksal aufmerksam machen. In ihrer Erklärung
warfen Turull und Sánchez dem spanischen Verfassungsgericht vor, ihr
Berufungsverfahren vor dem Europäischen Gerichtshof für Menschenrechte
(EGMR) zu blockieren. Seit dem 3. Dezember beteiligten sich auch die
früheren katalanischen Minister Joaquim Forn und Joseff Rull an dem
Hungerstreik, den alle vier inhaftierten Katalanen kurz vor dem 21.
Dezember beendeten.

Wie geplant begann am Morgen des 21. Dezember 2018 im alten
Börsengebäude, der Lonja de Mar, unweit der Uferpromenade die erste
Sitzung des spanischen Kabinetts in Barcelona. Ministerpräsident Pedro
Sánchez und seine Minister wollten mit ihrer Reise demonstrieren, wie
ernst sie die Wünsche und Forderungen der Katalanen nehmen. Für die
Befürworter einer unabhängigen Republik Katalonien war das nur eine
weitere Zumutung seitens der Zentralregierung aus Madrid. Ausgerechnet
am Jahrestag der Regionalwahl vom 21. Dezember 2017 tagte die
spanische Regierung in Barcelona. Ein Jahr zuvor hatten bei der Wahl
erneut jene Parteien eine Mehrheit gewonnen, die für ein unabhängiges
Katalonien eintreten. Das "No pasáran" (Sie werden nicht durchkommen)
aus dem spanischen Bürgerkrieg war am 21. Dezember 2018 der Ruf der
Assemblea Nacional Catalana (ANC) und des Komitees zur Verteidigung
der Republik. Geschützt wurde der Versammlungsort von der Policia
Nacional und der Guardia Civil mit rund 10.000 Einsatzkräften. So
konnten die Regierungsmitglieder ihren Sitzungsort ohne größere
Schwierigkeiten betreten und verlassen, auch wenn am Morgen zeitweise
mehr als 20 Straßen und Autobahnen in Katalonien und Barcelona
blockiert waren und es zu Zusammenstößen zwischen Sicherheitskräften
und Demonstranten kam.

Beschlossen wurden vom Kabinett 100 Millionen Euro für den Straßenbau
in Katalonien. Verkündet wurde auch die Erhöhung des Mindestlohns und
der Beamtengehälter. Der Flughafen El Prat erhält den Namen Josep
Tarradellas. Der Mann wurde am 19. Januar 1899 in Cervelló in
Katalonien geboren, war ab 1954 der Präsident der Generalitat im Exil
und von 1977 bis 1980 Präsident der provisorischen Generalitat.
Tarradellas starb am 10. Juni 1988 in Barcelona.

Am Abend des 20. Dezembers traf sich Pedro Sánchez mit dem
katalanischen Regionalpräsidenten Quim Torra. Das Treffen in Barcelona
war eine Geste guten Willens gegenüber der Regierung Torras.

Im Parlament von Madrid werden das katalanische Wahlbündnis JxCat und
der ERC der Minderheitsregierung von Pedro Sánchez bei den
Haushaltsbeschlüssen helfen. Die Oppositionsparteien Partido Popular
(PP) und Ciudadanos kritisieren, dass Sánchez den katalanischen
Separatisten viel zu weit entgegenkomme, um sein politisches Überleben
zu sichern. "Verrat an Spanien" heißt es dazu bei der PP.

In Madrid und Barcelona sind die Hoffnungen groß, dass sich die
jüngste Entspannung als dauerhaft erweist. Die Spannungen werden
jedoch wieder zunehmen, das zeigte schon die Überführung der
politischen Gefangenen aus den katalanischen Haftanstalten in die
Gefängnisse in Madrid. Es ist die Frage, was die Bilder der
voraussichtlich ab 12. Februar auf der Anklagebank in Madrid sitzenden
politischen Gefangenen in Katalonien auslösen werden. Die katalanische
Regionalregierung jedenfalls hat angekündigt, dem Ministerpräsidenten
eine Reihe von Lösungsvorschlägen im Konflikt zwischen Katalonien und
Spanien zu übermitteln.

 * 
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SOZIALISTISCHE ZEITUNG/2349: Fanny Zeise über ihre Erwartungen an die Streikkonferenz Mitte Februar


SoZ - Sozialistische Zeitung Nr. 2 · Februar 2019

Friede den Hütten - Krieg den Palästen!

"Immer mehr Aktive merken, dass die Gewerkschaften sich ändern
müssen"

Fanny Zeise über ihre Erwartungen an die Streikkonferenz Mitte Februar

Interview von Violetta Bock



Vom 15. bis 17. Februar 2019 laden Rosa-Luxemburg-Stiftung und
regionale Gewerkschaftsgliederungen nach Braunschweig zur vierten
Konferenz gewerkschaftlicher Erneuerung ein. Offiziell trägt sie den
Titel: "Aus unseren Kämpfen lernen. Streiks auswerten, Strategien
entwickeln, politischer werden." Diese sogenannte "Streikkonferenz"
ist mittlerweile die größte linksgewerkschaftliche
Diskussionsplattform in Deutschland.

Violetta Bock sprach mit Fanny Zeise über ihre Erwartungen an
die Konferenz. Fanny ist Referentin für gewerkschaftliche Erneuerung
bei der Rosa-Luxemburg-Stiftung und Mitorganisatorin dieser
Streikkonferenz.(*)


SoZ: Wie schätzt du allgemein die gewerkschaftliche
Situation ein? In Bezug auf Arbeitskämpfe, in bezug auf
Kampfbereitschaft der Gewerkschaften?

Fanny Zeise: Aktuell ist die Arbeitslosigkeit auf einem
Rekordtief. Wenn Unternehmen händeringend Arbeitskräfte suchen, muss
diese Chance genutzt werden, um mehr Geld für die Beschäftigten
durchzusetzen, aber auch andere große Themen wie Arbeitszeitverkürzung
anzupacken. Die nächste große Krise droht schon am Horizont. Die
jetzige Konjunktur muss daher dringend für die Durchsetzung echter
Verbesserungen genutzt werden. Es ist Zeit für eine Offensive!

Während die letzten Jahre vor allem durch Abwehrkämpfe gekennzeichnet
waren, gibt es in jüngster Zeit auch Kämpfe, bei denen die
Gewerkschaften selbst den Konflikt gesucht haben. Die Bewegung für
mehr Personal im Krankenhaus, die Streiks für mehr Anerkennung im
Sozial- und Erziehungsdienst, aber auch der Tarifkampf für kürzere
Arbeitszeiten in der Metall- und Elektroindustrie sind bekannte
Beispiele dafür.

Aber kämpfen ist natürlich auch anstrengend und anspruchsvoll. Trotz
offensiverer Projekte und neuer Erfahrungen spürt man in einigen
Bereichen der Gewerkschaften noch Widerwillen, sich auf neue,
konfliktorientierte Strategien einzulassen. Dabei ist klar, dass die
alten sozialpartnerschaftlichen Routinen nicht mehr reichen, um mit
den heutigen Herausforderungen umzugehen. Mit der Konferenz wollen wir
auch dazu ermutigen, die gewerkschaftliche Strategiedebatte über ein
neues Verhältnis von Kooperation und Konflikt, über neue Formen der
Auseinandersetzung und über eine vertiefte Beteiligungsorientierung
weiterzuführen.


SoZ: Was macht ihr konkret auf der Konferenz?

Fanny Zeise: Im Zentrum der Streikkonferenz steht immer der
Austausch über die eigenen Erfahrungen in gewerkschaftlichen
Auseinandersetzungen, Streiks und Kämpfen, und der Versuch ihrer
Verallgemeinerung. Diesmal wollen wir uns in über zwanzig
Arbeitsgruppen mit Streiks von Halberg Guss über die Krankenhäuser bis
Ryanair beschäftigen, aber auch über Strategien gegen Union-Busting,
die Perspektiven von Arbeitszeitverkürzung und die Möglichkeiten eines
gewerkschaftlichen Aufbruchs in Ostdeutschland sprechen. Die Konferenz
hat für viele Teilnehmende einen ganz konkreten Mehrwert: sie
vermittelt praxisbezogenes Wissen und bietet die Möglichkeit zur
Vernetzung - um so in künftigen Auseinandersetzungen stärker zu
werden.


SoZ: Wie hat sich die Streikkonferenz entwickelt?

Fanny Zeise: Die Konferenzen haben sich zu den wohl größten
"linksgewerkschaftlichen" Konferenzen seit Jahrzehnten entwickelt und
sind zu einem wichtigen Bezugspunkt für linke GewerkschafterInnen und
kritische GewerkschaftsforscherInnen und Aktive aus der
Streiksolidarität geworden. Es kommen aber keineswegs nur Menschen zu
den Konferenzen, die sich selbst als links bezeichnen. Es sind vor
allem GewerkschafterInnen, die sich in unterschiedlichen Feldern um
eine Erneuerung der Gewerkschaftsbewegung bemühen. Immer mehr
Hauptamtliche und betrieblich Aktive merken, dass sich Gewerkschaften
ändern müssen, wenn sie Auseinandersetzungen gewinnen und dauerhaft
Bestand haben wollen. Dadurch kann die Konferenz Anschlussfähigkeit
über die klassischen linksgewerkschaftlichen Milieus hinaus erreichen
und eine gewerkschafts- und generationenübergreifende Ausstrahlung
entfalten. Da auf den Konferenzen ein immer breiteres Spektrum von
Fragen gewerkschaftlicher Erneuerung diskutiert wird, haben wir das
Motto der ersten drei Konferenzen, "Erneuerung durch Streik", diesmal
erweitert zu "Konferenz gewerkschaftliche Erneuerung".

Während zur ersten Konferenz in 2013 die Mehrzahl der Teilnehmenden
noch aus Ver.di kam, sind jetzt viel mehr Menschen aus dem Bereich der
IG Metall, der NGG und anderen Gewerkschaften angemeldet. Die
Konferenz ist breiter geworden. Und sie ist noch mal stärker in den
Gewerkschaften angekommen.


SoZ: Hat das mit der Kooperation mit den Gewerkschaften
zu tun, die die Konferenz mittragen?

Fanny Zeise: Ja, wir haben in Braunschweig und Region das
Glück, dass neben Ver.di auch IG Metall, NGG, GEW und der DGB die
Konferenz engagiert vorbereiten. Zum Teil experimentieren sie schon
länger mit Organizing-Methoden oder stehen für eine politischere
Gewerkschaftsarbeit. Diese Erfahrungen bringen sie in das Programm ein
- und nutzen die Konferenz gleichzeitig, um Anregungen für ihre Arbeit
vor Ort zu bekommen. Ich gehe deshalb auch davon aus, dass 2019 noch
mal mehr betriebliche Aktive aus der Region an der Konferenz
teilnehmen. Insgesamt haben wir fast 600 Anmeldungen (Stand: 10.
Januar). Möglicherweise wird die vierte Konferenz in der Reihe auch
die bisher größte.


SoZ: Was zeichnet diese Konferenz aus?

Fanny Zeise: Ein wichtiger Strang ist die Aussage: "politischer
werden", die sich auch im Titel wiederfindet. Wir erleben einen
gesellschaftlichen Rechtsruck, der vielen Angst macht und der auch vor
Betrieben und Gewerkschaften nicht Halt macht. Wir brauchen dringend
die Debatte, wie wir mit organisierten Rechten und mit rassistischen
und rechtspopulistischen Ideen umgehen können.

Dazu haben wir u.a. den Soziologen Klaus Dörre eingeladen, aber auch
Vertrauensleute von Daimler-Untertürkheim, die mit dem Einzug einer
rechten Liste in den Betriebsrat konfrontiert sind. Gerade an diesem
Punkt wird klar, dass die Gewerkschaften eine politischere Haltung
einnehmen müssen, um rechten Argumenten etwas entgegensetzen zu
können.

"Politischer werden" scheint uns aber auch ein guter Ansatz für
betriebliche und tarifliche Auseinandersetzungen zu sein. Die
Streikenden in den Krankenhäusern haben das vorgemacht. Sie haben die
Auseinandersetzung unter die Parole "Mehr von uns ist besser für alle"
gestellt und dadurch politisiert. Damit haben sie eine breite
Unterstützung in der Öffentlichkeit und in der Bevölkerung erreicht,
die sich auch in der Gründung von Solidaritätsbündnissen um die
Streikhäuser herum ausdrückt.

In Hamburg, Berlin und Bayern wurden zudem Volksbegehren für mehr
Personal im Krankenhaus gestartet, die großen Zuspruch aus der
Bevölkerung erhalten. Die Ankündigungen von Gesundheitsminister Jens
Spahn sind ein - bisher noch uneingelöstes - Zugeständnis auf der
politischen Ebene an diese erfolgreiche Bewegung.

Aber auch der Streik bei dem Billigflieger Ryanair hat gezeigt, dass
es möglich ist, mit Organizing-Kampagnen ein extrem
gewerkschaftsfeindliches Unternehmen zu einem Tarifvertrag zu zwingen.
Wichtig war dabei neben dem Arbeitskampf aber auch der politische
Druck. Mit einer öffentlichen Kampagne, offensiven politischen
Forderungen und Besuchen bei Politikern haben die Streikenden eine
Änderung des Betriebsverfassungsgesetzes durchgesetzt.
FlugbegleiterInnen haben nun endlich auch das Recht, einen Betriebsrat
zu gründen. Erfolge sind somit auch auf der politischen Ebene möglich!


SoZ: Worauf freust du dich besonders?

Fanny Zeise: Auf den Vortrag von Jane McAlevey, die in den USA
als Organizerin sehr erfolgreiche Kampagnen unter anderem in
Krankenhäusern geführt hat. Anlässlich der Streikkonferenz übersetzen
wir ihr aktuelles Buch "No Shortcuts" und wollen damit die deutsche
Organizing-Debatte bereichern. Sie steht für einen Organizing-Ansatz,
der auf die Machtressourcen der Beschäftigten setzt.

Die Beschäftigten prägen die betriebliche Organizing-Strategie mit.
Indem sie dabei ihre eigene Mächtigkeit kennenlernen, sind sie auch
für kommende Auseinandersetzungen gewappnet. Es geht sozusagen um
nachhaltiges Organisieren. Die Frage der Beteiligung oder besser
gesagt, der Demokratisierung von Gewerkschaftsarbeit ist ja auch in
Deutschland ein zentraler Aspekt in der Debatte um die Erneuerung der
Gewerkschaften, weil hier ja jahrelang Stellvertreterpolitik Standard
war.

Mittlerweile werden viele neue beteiligungsorientierte Methoden
ausprobiert und zum Teil - wie mit den Streikdelegiertenversammlungen
im Sozial- und Erziehungsdienst - auch neue Strukturen geschaffen, um
einen breiteren Kreis von betrieblichen Kolleginnen und Kollegen in
Entscheidungen einzubeziehen. Ich glaube, McAlevey kann hier spannende
Anregungen bieten.

Aber auch der Auftakt am Freitagabend verspricht, spannend zu werden.
Ausgehend von einem Vortrag von Oliver Nachtwey werden Christine Behle
(Vorstandsmitglied von Ver.di), Hans-Jürgen Urban (Vorstand der IG
Metall), die GEW-Vorsitzende Marlis Tepe und der Vorsitzende der
LINKEN, Bernd Riexinger, über "gewerkschaftliche Handlungsperspektiven
in der Abstiegsgesellschaft" diskutieren und mit diesen großen Fragen
auch den Rahmen für die Konferenz abstecken.


Das Programm ist zu finden unter:

www.rosalux.de/veranstaltung/es_detail/BJTAJ/aus-unseren-kaempfen-lernen

 * 
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MELDUNG/970: WDR holt Zeitzeugen per Augmented-Reality-App digital ins Klassenzimmer (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 18. Februar
2019

"Meine Geschichte darf nicht verloren gehen"

WDR holt Zeitzeugen per Augmented-Reality-App digital ins
Klassenzimmer



Immer weniger Überlebende des Zweiten Weltkriegs können authentisch
über die verheerenden Folgen des Nationalsozialismus berichten. Der
WDR will diese wichtigen Erfahrungen erhalten und Geschichte für
nachfolgende Generationen anschaulich machen: Mit der einzigartigen
App "WDR AR 1933 - 1945" kommen Zeitzeugen mittels Augmented Reality
direkt ins Klassenzimmer.

Es hat sich seit Jahrzehnten bewährt: Zeitzeugen kommen regelmäßig in
Schulen, um Kindern und Jugendlichen authentisch und eindrucksvoll von
den Schrecken des Zweiten Weltkriegs, vom Nationalsozialismus und von
der Verfolgung der jüdischen Bevölkerung zu berichten. 80 Jahre nach
Kriegsbeginn gibt es allerdings immer weniger Überlebende, die aus
eigener Erfahrung die Zeit vor 1945 schildern können.

Längst stellt sich vielen Schulen die Frage, wie man ohne sie die
Erinnerung für künftige Generationen lebendig halten kann. Darauf hat
der WDR jetzt reagiert: Mit einer besonderen, vor allem für den
Schulunterricht entwickelten App lassen sich Zeitzeugen und ihre
erschütternden Berichte auch künftig in die Klassenzimmer holen. Dank
Augmented Reality (AR), zu Deutsch: erweiterte Realität, werden die
Zeitzeugen wie Hologramme digital in die jeweilige Umgebung des Users
eingebettet.


WDR-Intendant Tom Buhrow: "Erinnerung auch in Zukunft
wachhalten" 

"Wir stehen am Anfang einer Zeit ohne Zeitzeugen. Wir dürfen aber
nicht vergessen, was im Zweiten Weltkrieg passiert ist und welches
Leid der Krieg den Menschen bringt", sagt WDR-Intendant Tom Buhrow.
"Unsere Aufgabe ist es, diese Erinnerung auch in Zukunft wachzuhalten.
Mit modernster Technologie holt der WDR Zeitzeugen in Wohn- und
Klassenzimmer - und macht diesen Teil unserer Geschichte auch für die
nachfolgenden Generationen erfahrbar."

Ein Team aus Dokumentarfilmern, Grafikern, Programmierern und
Redaktionsmitgliedern war an der Produktion der App "WDR AR 1933 -
1945" beteiligt. Das Verfahren wurde von der Hochschule Düsseldorf,
Fachbereich Medien "Mixed Reality und Visualisierung", sowie LAVAlabs,
Studio für Visual Effects, gemeinsam mit dem WDR, Redaktion
Doku&Digital, entwickelt.

Die Mitglieder des Teams reisten bis nach London und Sankt Petersburg,
um Zeitzeugen zum Bomben-Krieg gegen England und zur Einkesselung des
damaligen Leningrads zu befragen. Und auch regionale Geschichte wird
lebendig: Die 1930 geborene Kölnerin Anne Priller-Rauschenberg erzählt
von der Angst der Kinder im Bunker während der Luftangriffe der
Alliierten. Sie hat keinen Moment gezögert, sich an dem Projekt zu
beteiligen. "Meine Geschichte, die darf nicht verloren gehen. Ich sag
den Kindern immer: Seid wachsam, das darf nie wieder passieren!"

Insgesamt drei Geschichten von Zeitzeugen wurden bislang produziert
und sind bereits in der App enthalten. Die weiteren werden in den
kommenden Monaten nach und nach veröffentlicht - darunter auch
Gespräche mit zwei Freundinnen von Anne Frank


"WDR AR 1933 bis 1945" auch auf der Didacta

Der WDR präsentiert seine History-App "WDR AR 1933 - 1945" auch auf
der Bildungsmesse didacta, die vom 19. bis zum 23. Februar in Köln
stattfindet (Halle 8.1 Stand E58). Die App kann für iOS bereits gratis
runtergeladen werden, die Version für Android folgt im März. Dazu gibt
es für den Unterricht umfassende Begleitmaterialien, die in
Zusammenarbeit mit Planet Schule erstellt wurden. Der WDR wird in der
Einführungsphase Schulen besuchen und beraten.


Weiteres Projekt zum Thema "Kindheit im Krieg" im Frühjahr
2019 

Neben der App wird der WDR im Frühjahr mit einem weiteren aufwändigen
Projekt den Fokus auf Zeitzeugen und ihre persönlichen Erfahrungen
richten. Auf der Online-Plattform "Kindheit im Krieg" vermitteln 120
Menschen ihre einschneidenden Erlebnisse aus verschiedenen Kriegen und
Zeitepochen. Sowohl Erfahrungen aus dem Zweiten Weltkrieg als auch
persönliche Berichte aus aktuellen Krisengebieten wie Syrien oder
Afghanistan zeigen das Leid der Menschen, die als Kinder oder
Jugendliche unter Totalitarismus zu leiden hatten und für die Bomben
und Beschuss zum Alltag gehörten. Die ersten 50 dieser eindringlichen
Gespräche werden im Frühjahr veröffentlicht. Außerdem haben User, die
von ihren Kriegserlebnissen berichten wollen, die Möglichkeit, eigene
Videos hochzuladen, die in Zusammenarbeit mit dem WDR der
Öffentlichkeit zur Verfügung gestellt werden.


"Dokumentarfilmer haben Codes eine Seele gegeben!"

Mit der neuen Augmented-Reality-App des WDR können Zeitzeugen wie
Hologramme ins Klassenzimmer geholt werden - ein journalistisches und
technologisches Großprojekt. Warum sich dieser Aufwand gelohnt hat,
erklärt Maik Bialk, Leiter der WDR-Redaktion Doku&Digital.

1. Ihr Projekt will Zeitzeugen und ihre Erfahrungen für nachfolgende
Generationen bewahren. Was macht Zeitzeugen so besonders?

Zeitzeugen können auf eine besondere unmittelbare Weise vom Krieg
erzählen. Sie tragen nicht die absolute Wahrheit, sondern erzählen
subjektiv eine andere Geschichte auf eine andere Weise. Dadurch machen
sie Abstraktes konkret und ermöglichen, sich anders damit
auseinanderzusetzen: Nämlich von Mensch zu Mensch. Und das ist eine
besondere Qualität, die Bilder und Filme in diesem Maße nicht haben.

2. Gerade im Zusammenhang mit dem Zweiten Weltkrieg gehen die
Zeitzeugen aber nach und nach verloren.

Ja, wir befinden uns in einer Verlustsituation. Wir verlieren die
Möglichkeit, uns diese Geschichten von Menschen persönlich erzählen zu
lassen. Und das haben wir mit der App versucht, aufzufangen.
Ausgangspunkt war das eigene Erleben. Alle Kolleginnen und Kollegen
konnten Zeitzeugen in ihrer Schulzeit noch selbst zuhören. Das ist ein
großes Privileg. Aber wir sind die letzten, die das können.

Mit der App wollten wir diesem Erlebnis möglichst nahe kommen. Das war
die Kernintention des Projektes. Wir wollten eine Möglichkeit finden,
das festzuhalten: Diese Begegnung zwischen Menschen.

3. Warum haben Sie sich für AR entschieden? Videoclips wären ja
beispielsweise eine Alternative gewesen.

AR ist eine erlebende Technik. Was es kann, ist: Es kommt mir nah,
also auch körperlich nah. Es ist näher als ein Videoclip. Mein Gehirn
hat ein Erlebnis und etwas, das man selbst erlebt, wirkt viel stärker.
Die Technik ist also ein Mittel zum Zweck: Sie schafft eine Begegnung.
Ich kann mich körperlich reinbewegen und weggehen. Ich kann den Raum
verlassen und wieder reinkommen und der Zeitzeuge sitzt immer noch da.

Ich hole mir eine Geschichte in meinen natürlichen vertrauten Raum.
Ein Zeitzeuge kommt bei mir zu Besuch. Und das Setting dafür bestimme
ich selbst.

4. Die App ist vor allem als Ergänzung für den Schulunterricht
gedacht. Gab es schon erste Reaktionen von Schülern?

Wir haben die App konkret mit Schülern in einem Forschungsinstitut
getestet. Die Testpersonen waren zwischen 14-18 Jahre alt. Bei dem
Testlauf ging es um "Usability", also wie bespielweise die
Bedienbarkeit ist, aber vor allem auch um die Frage: Was bringt die
App euch?

Das Ergebnis war überwältigend. Die Schülerinnen und Schüler hatten
keine Erwartungen und waren überrascht. Vor allem waren sie aber
berührt. Für uns war es das schönste Feedback, dass die Geschichten
der Zeitzeuginnen ein Anlass gegeben haben, zu diskutieren. Denn genau
das soll es geben: Mehr Austausch und Diskussion zwischen den
Schülerinnen und Schülern.

5. Gibt es neben der App weitere Pläne für feste Partnerschaften mit
Schulen?

Wir sind auf der Bildungsmesse "didacta", um die App gezielt zu
bewerben. Wir werden Schulen besuchen, sind mit dem Schulministerium
im Gespräch.

Zu der App gibt es ein umfangreiches Unterrichtsmaterial. Dabei hat
uns "Planet Schule" sehr unterstützt. Unser Ziel ist, dass das ganze
Paket an möglichst vielen Schulen zum Einsatz kommt.

6. Nach welchen Kriterien haben Sie die Zeitzeugen ausgesucht?

Drei Dokumentarfilmer haben zusammen mit Producern aus dem Ausland
recherchiert. Es war relativ schnell klar, dass wir nicht nur von hier
aus Deutschland erzählen wollen. Aber man muss eben auch erstmal
geeignete Zeitzeugen suchen und finden. Viele sind inzwischen sehr
alt, viele sind nicht mehr mobil genug, um sie in unser Studio zu
setzen.

Besonders interessant fand ich, dass es am Ende drei Frauen geworden
sind. Das war nicht geplant. Wir haben auch Interviews mit Männern
geführt. Aber die Frauen konnten besser erzählen. Sie erinnerten sich
an mehr Details, was für die App ganz wichtig war. Bei den Frauen
bekamen die Sachen einen Geruch. Natürlich tragen es die Männer
genauso in sich, sie konnten es nur nicht so nach außen tragen.

7. Klingt nach einem hohen logistischen Aufwand. Was war die größere
Herausforderung während der Produktion?

Die technischen Herausforderungen waren riesig - vor allem, etwas zu
entwickeln, das es noch gar nicht gab. Weltweit nicht. Das hatte ich
noch nie. Bis jetzt hatte man immer andere Beispiele, konnte sich an
anderen orientieren. Diesmal haben wir völlig ins Offene gearbeitet.
Das war ein sehr spannender und beglückender Prozess, aber auch sehr
kompliziert. Man muss bedenken: Während wir gearbeitet haben, hat sich
die Technik weiterentwickelt. Vor zwei Jahren, als wir begonnen haben,
gab es eine erste Beta-Version der AR-Technik. Technik und App haben
sich quasi parallel entwickelt. Die App ist technisch hochkomplex,
ihre Inhalte hochsensibel.

8. Wie geht man vor, wenn man völliges Neuland betritt?

Am allerwichtigsten für das Projekt war, eine gemeinsame Sprache zu
entwickeln. Wir sind ein großes Team aus unterschiedlichsten Menschen
mit unterschiedlichsten Disziplinen, Arbeitsbereichen, Denkweisen.
Programmierer, Dokumentarfilmer, Journalisten - wir mussten ein
gemeinsames Bild malen - das war unsere Kernherausforderung.

Am Ende hat es geklappt: Dokumentarfilmer haben den Codes eine Seele
gegeben, finde ich. Und darüber sind wir extrem glücklich.

9. Was war der bewegendste Moment während der Entstehung der App?

Als Anne Priller-Rauschenberg, eine unserer drei Zeitzeuginnen, die
App selber das erste Mal ausprobieren konnte, sich selber, aber auch
die anderen Zeitzeuginnen sehen konnte. Nach der Geschichte von Vera
aus London sagte sie: "Ja, das ist genau wie bei mir, das ist alles
genau wie bei mir". Das war sehr beeindruckend für das ganze Team.

Die Fragen stellte Luisa Thomé.


Was? Wer? Wie? - Facts zur App

Worum geht es bei der App? Wer kann sie nutzen? Und was ist überhaupt
Augmented Reality? Hier finden Sie wichtige Fakten im Überblick:


Worum geht es bei der App "WDR AR 1933-1945"?

Wie haben Kinder und Jugendliche das "Dritte Reich" von 1933 bis 1945
erlebt? Die letzten Zeitzeug*innen des Nationalsozialismus sind
inzwischen über 80 Jahre alt. Die neue WDR-App funktioniert mit der
neuartigen Technik Augmented Reality (AR). Auf diese Weise können sich
Jugendliche einige der Zeitzeugen ins Wohnzimmer oder in den
Klassenraum holen. Wie Hologramme erzählen sie von ihren Erinnerungen
und Erfahrungen.


Die Geschichten

Die App erzählt drei Geschichten von Frauen, die den Zweiten Weltkrieg
als Kinder erlebt haben. Anne ist zehn Jahre, als die ersten Bomben
auf Köln fallen. Vera ist acht, als ihre Kindheit mit der Luftschlacht
um England endet. Emma ist zehn, als die deutsche Blockade von
Leningrad beginnt. Mittels AR werden die Geschichten direkt und
unvermittelt erzählt, fast so, als würde die eigene Großmutter von
ihren Erfahrungen und Erlebnissen aus dem Krieg berichten.


Mittendrin mit Augmented Reality

Augmented Reality, abgekürzt AR, heißt übersetzt "erweiterte Realität"
und ist eine neuartige Technik. Mit ihr können virtuelle Bilder,
Hologramme oder Zusatzinformationen in reale Räume eingebaut werden.
Es entsteht eine Mischung aus realer Welt und virtuellen Elementen. So
werden die Geschichten greifbarer, die Betrachter können sich eher in
die Gefühlwelt der Protagonisten hineinversetzen.


Die App als Bestandteil des Geschichtsunterrichts

Die App kann Lehrern dabei helfen, den Geschichtsunterricht weniger
theoretisch und dafür realistischer und greifbarer zu gestalten. Unter
folgendem Link können Lehrkräfte ergänzendes Lehrmaterial
herunterladen: planet-schule.de

Bei Bedarf kommt ein WDR-Team zur Schule und stellt das Projekt
persönlich vor.


Download der App

Die App "WDR AR 1933-1945" kann kostenlos im App-Store geladen werden.
Für die gesamte App benötigt der Nutzer etwa 1 GB freien
Speicherplatz. Die App kann auf das Handy oder Tablet geladen werden.
Jede Geschichte kann einzeln geladen und bei Bedarf auch wieder
entfernt werden, um Speicherplatz zu sparen. Für Android wird die App
Mitte März verfügbar sein.


Nutzung der App

Nutzer zielen mit der Kamera des Smartphones in einem Abstand von zwei
Metern auf eine freie Fläche des Bodens. Der Fußboden soll möglichst
ein Muster oder eine Maserung haben. Es erscheint ein weißer Kreis,
mit dem das Hologramm platziert werden kann. Dadurch hat der Nutzer
den Eindruck, die Erzählerin sitze wirklich im selben Raum auf ihrem
Sessel und berichte vom Krieg.


Wie es weitergeht

Das nächste Projekt nach den Kriegskindern wird eine Augmented 
Reality-Anwendung zu "Anne Frank" sein. Veröffentlicht wird es voraussichtlich
Mitte 2019. Im Anschluss soll ein Projekt über junge "Soldaten"
folgen.

Weitere Informationen zur App unter 1933-1945AR.wdr.de

https://www1.wdr.de/fernsehen/unterwegs-im-westen/ar-app/index.html

 * 
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DOKUMENTATION/1601: BR - Drei Generationen auf dem "Zauberberg", 20.2.2019 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 21. Januar 2019

Drei Generationen auf dem "Zauberberg"

Autor und Regie: Jens Meurer

DoX - Der Dokumentarfilm im BR

Mittwoch, 20. Februar 2019 um 22.45 Uhr



"Zauberberg" porträtiert die Familie Perwanger, die über Generationen
hinweg das uralte Berghotel Zirmerhof in Südtirol betreibt und dabei
versucht den gewaltigen Spagat zwischen Tradition und Moderne zu
meistern. Das BR Fernsehen zeigt den Dokumentarfilm von Jens Meurer
erstmals am Mittwoch, 20. Februar 2019 um 22.45 Uhr auf dem Sendeplatz
"DoX - Der Dokumentarfilm im BR". In der BR Mediathek ist der Film
nach Ausstrahlung bis 20. Mai 2019 verfügbar unter:
www.br.de/mediathek.

Hoch über der Etsch auf 1560 Metern, im Südtiroler Bergdorf Radein,
liegt der Zirmerhof, ein Bauernsitz aus dem 12.Jahrhundert. Seit 800
Jahren in Familienbesitz, seit 125 Jahren ein Sehnsuchtsort, an dem
sich Dichter, Nobelpreisträger, NS-Widerständler und Lebenskünstler
begegnen - von Max Planck bis hin zu Adam von Trott zu Solz, von Eugen
Roth bis hin zu Richard von Weizsäcker.

Der Dokumentarfilm geht der Frage nach, wie man ein authentisches,
ursprüngliches Berghotel in die Zukunft bringt, ohne all das zu
zerstören, was seine Einmaligkeit ausmacht. Gleichzeitig ist es ein
interessanter Blick auf unsere Urlaubskultur im Wandel der Jahrzehnte.

Regisseur Jens Meurer hatte für seinen Film Zugriff auf
unveröffentlichtes Foto- und Super 8- Material vom Zirmerhof und
seinen Gästen. Ein Ort, der Tradition gegen Innovation setzt, die
Vergangenheit gegen die Gegenwart aufwiegt.

Am Beispiel des jahrhundertealten Berghofs, der seit vielen
Generationen ein Hotel ist, geht es um die Themen Heimat, Tradition,
Vorstellungen vom Urlaub und wie man all das ins 21. Jahrhundert
rettet ohne die Seele eines Ortes zu verlieren.

Redaktion: Matthias Leybrand (BR), Carlos Gerstenhauer (BR)

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 21. Januar 2019

Herausgeber:

Bayerischer Rundfunk, Anstalt des öffentlichen Rechts

Rundfunkplatz 1, 80335 München

Pressestelle

Telefon: 089 / 59 00-01, Telefax: 089 / 59 00-18 59 00

E-Mail: info@br.de

Internet: www.br.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. Februar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / FERNSEHEN





DOKUMENTATION/1600: WDR - Die Farbe der Sehnsucht, 20.2.2019 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 16. Januar
2019

Die Farbe der Sehnsucht

Ein Dokumentarfilm von Thomas Riedelsheimer

Deutschland 2016

Mittwoch, 20.02.2019, 22.55 - 00.24 Uhr | WDR Fernsehen



Katar, Portugal, Mexiko, Japan und Deutschland sind die Orte, an denen
der vielfach ausgezeichnete Regisseur und Kameramann Thomas
Riedelsheimer die Farbe der Sehnsucht sucht. Mit großen Kinobildern,
Musik, Gedichten und acht berührenden Geschichten über Liebe, Heimat,
Hoffnung, Natur und Freiheit erzählt er von der Tragik und der Freude,
Mensch zu sein.

Was ist die Sehnsucht, dieses viel beschworene, ungewisse und doch so
präsente Gefühl? Wonach sehnen wir uns, was sind unsere Träume, unsere
Vorstellungen von Glück und Erfüllung? Wie gehen wir mit inneren und
äußeren Widerständen und Widrigkeiten um, die unsere Freiheit
begrenzen? Mit der Welt, wie sie ist, und der Welt, wie wir sie
vielleicht wollen? Was treibt uns an?

Mit seinem Dokumentarfilm geht Thomas Riedelsheimer an fünf
verschiedenen Orten der Welt dem Gefühl von Sehnsucht nach. Dabei
lernt er auch Layla kennen. Jetzt, mit 40 Jahren will sie in Katar
endlich leben. Sie will ihre Kleider wegwerfen, will fühlen, riechen,
berühren, ihre Haare im Wind wehen und sich einen roten Schmetterling
tätowieren lassen. Als muslimische Frau in einer schillernden,
surrealen Stadt zwischen Wüste und Meer.

Dona Mingas, 50, lebt in Kova da Moura, einem Einwandererviertel in
Lissabon. Mit 19 hat sie die Kapverden verlassen. Ihre zwei Töchter,
die jüngste gerade mal 9 Monate alt, blieben zurück. Dona Mingas ist
zufrieden, aber insgeheim will sie eines Tages zurück. Anders Tazy,
der junge Graffiti-Sprayer ist im Viertel, das er liebevoll Ghetto
nennt, geboren. Sein Viertel, sein Leben. Er will nicht zurück, obwohl
er als "Black" in Portugal kaum akzeptiert wird. Und das Ghetto ist
ein schwieriger Ort.

Ganz anders Julius. Julius will unbedingt raus, raus in die Welt. Der
frisch gebackene Abiturient aus München sehnt sich nach einem
richtigen Abenteuer. Ihm fällt es schwer, sich mit der deutschen
Gesellschaft zu identifizieren. In der Musik bringt er seine Gefühle
und Gedanken zum Ausdruck. Wie auch andere Abiturienten stellt sich
Julius viele Fragen: "Wohin geht die Reise? Was stelle ich mit meinem
Leben an?"

"Ich gehöre dem Ozean", sagt Alfredo, ein kubanischer Taucher und
Kameramann, der in Mexiko gestrandet ist. Er liebt das Meer, seine
Bewohner und die Verbundenheit, die er in der stillen Weite unter
Wasser empfindet. Und er liebt die Frauen. Nach einer jahrelangen
unglücklichen Liebe hat er sich nun unsterblich in Lisa verliebt. -
Ein tiefes Gefühl voller Sehnsucht.

Ganz anders - die Sehnsucht nach dem Tode, die immer wieder zum
Selbstmord führen kann. Der pensionierte japanische Polizist Shige-San
hat sich zur Aufgabe gemacht, Menschen davon abzuhalten, sich einfach
von den Klippen ins Meer zu stürzen, wenn ihre Sehnsucht nach dem
Nichts sie überwältigt. Er will nicht Zuschauer sein, wenn sich für
sie der Abgrund verführerisch öffnet und sie ihre Sehnsucht in den Tod
treibt.

"Die Farbe der Sehnsucht" ist eine Produktion von Filmpunkt GmbH in
Zusammenarbeit mit SKYLINE PRODUKTIONS in Koproduktion mit WDR und BR
mit Unterstützung von BKM, Film- und Medienstiftung NRW und dem DFFF.

Redaktion: Jutta Krug (WDR), Petra Felber (BR)
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MAGAZIN/885: WDR Quarks - Organspende. Was hilft bei der Entscheidung? 19.02.19 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 13. Februar
2019

Quarks: Organspende - was hilft bei der Entscheidung?

Moderatorin: Mai Thi Nguyen-Kim

19.02.2019, 21.00 - 21.45 Uhr | WDR Fernsehen



Was passiert, wenn ich mit einem Organspendeausweis in der Tasche
herumlaufe - werde ich im Falle des Falles schneller für tot erklärt,
werden die Maschinen schneller abgestellt, um an meine Organe zu
kommen? Kann ich mir aussuchen, welche Organe ich spende? Und kann ich
mir wünschen, dass bestimmte Personen meine Organe bekommen, zum
Beispiel Kinder?

Quarks klärt die wichtigsten Fragen rund um das Thema Organspende -
und macht in einem Reisebus ein ungewöhnliches Experiment: Wie
reagieren Menschen, wenn sie per Gesetz automatisch zu Organspendern
erklärt werden?

 * 
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FEATURE/1197: Deutschlandfunk - Männer und Frauen sind gleichberechtigt, 19.2.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

70 Jahre Grundgesetz

Männer und Frauen sind gleichberechtigt

Der Kampf um Grundgesetzartikel 3, Absatz 2

Von Gudula Geuther

Deutschlandfunk 2009

Das Feature

Dienstag, 19. Februar 2019, 19.15 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk



"Männer und Frauen haben grundsätzlich die gleichen staatsbürgerlichen
Rechte und Pflichten." So hätte der Parlamentarische Rat den
Gleichberechtigungssatz im Grundgesetz formuliert - kaum mehr als das
Wahlrecht für Frauen. Der Rechtsanwältin und hessischen
SPD-Landtagsabgeordneten Elisabeth Selbert genügte das nicht. Sie
forderte die Umgestaltung des gesamten Zivilrechts. Trotzdem dauerte
es fast 20 Jahre, bis die offenkundigsten Ungleichheiten aus dem
Familienrecht getilgt waren. Heute steht in der Verfassung: "Männer
und Frauen sind gleichberechtigt. Der Staat fördert die tatsächliche
Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frauen und Männern und wirkt
auf die Beseitigung bestehender Nachteile hin." Darüber, ob Männer und
Frauen tatsächlich gleichberechtigt sind, gehen die Meinungen
auseinander.

 * 

Quelle:
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MELDUNG/1843: Deutschlandfunk - Sulaiman Masomis Spiel mit rassistischen Klischees, 20.2.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Der Mann mit der Bombe

Sulaiman Masomis Spiel mit rassistischen Klischees

Querköpfe - Kabarett, Comedy & schräge Lieder

Mittwoch, 20. Februar 2019, 21.05 - 22.00 Uhr, Deutschlandfunk



Sein Bart sei üppig wie ihre Vorurteile, ruft Sulaiman Masomi seinen
Fans schon mal zu, und seine Augen so braun wie ihre Vergangenheit. Er
testet gern die Selbstgewissheiten eines sich links und tolerant
wähnenden Publikums. Ob er nicht vielleicht doch einen Sprengsatz in
den Saal geschmuggelt haben könnte? Tatsächlich hat er immerhin das
Passauer Scharfrichterbeil im Gepäck, das er 2018 erhalten hat, doch
seine schärfste Waffe ist die Sprache. Die hat der gebürtige Afghane,
der in Krefeld aufgewachsen ist, in zahllosen Poetry-Slams bis zur
Meisterschaft verfeinert.
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MELDUNG/1842: Deutschlandfunk berichtet täglich live von der didacta, 19.-23.2.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Pressemitteilung vom 15.02.2019

Medienpartnerschaft mit Europas größter Bildungsmesse

Deutschlandfunk berichtet täglich live von der didacta



Mit zahlreichen Liveschalten und Sendungen berichtet der
Deutschlandfunk vom 19. bis 23. Februar von Europas größter
Bildungsmesse.

Das bundesweite Hörfunkprogramm ist Medienpartner der didacta, die in
diesem Jahr in Köln stattfindet. Am Messestand (F-79, Halle 6.1)
können sich Interessierte über die Themenwelt und die
Nachwuchsprogramme von Deutschlandradio informieren.

Das Bildungsmagazin Campus & Karriere berichtet jeden Tag von 14.35
bis 15.00 Uhr live über die wichtigsten Themen des Jahres - von
digitalem Unterricht bis zu neuen Anregungen und Hilfsmittel für
Lehrkräfte. Als Medienpartner überträgt der Deutschlandfunk dabei
sowohl vom eigenen Messestand als auch aus dem Forum Berufliche
Bildung (Halle 6, E-71). Von dort informiert Campus & Karriere am 20.
Februar über den Kampf der Schulen gegen Rassismus und das Engagement
der Wirtschaft bei der Gestaltung von Schule. "Wie finanziere ich am
cleversten mein Studium?" fragt die Sendung Marktplatz an gleicher
Stelle am 21. Februar von 10.10 bis 11.30 Uhr. Das Verbrauchermagazin
stellt Finanzierungsmöglichkeiten vor und fragt, mit welchen Angeboten
sich Ausgaben für Studierende im Rahmen halten lassen. Am 23. Februar
widmet sich Campus & Karriere dem 100-jährigen Jubiläum der
Waldorfschulen.

Erstmals vor Ort ist mit Deutschlandfunk Nova auch das junge Programm
von Deutschlandradio. Am 23. Februar um 11.00 Uhr wird am
Deutschlandfunk-Messeauftritt die Sendung Eine Stunde History
aufgezeichnet. Das auch als Podcast beliebte Format befasst sich dabei
mit der Geschichte der Republikaner, die als Partei für das Ende der
Sklaverei standen und heute immer stärker auf Abschottung gegen Fremde
setzen.

Am Deutschlandradio-Messestand können sich Interessierte an jedem
Messetag von 12.30 bis 13.30 Uhr über das Onlineprojekt "so geht
MEDIEN" informieren, in dem ARD, ZDF und Deutschlandradio anhand von
Videos, Audios, Quiz, interaktiven Karten und Texten erläutern, wie
Medien funktionieren. "So geht MEDIEN" wendet sich an Schülerinnen und
Schüler genauso wie an Lehrkräfte. Am 20. und 21. Februar von 14.00
bis 16.00 Uhr werden am Messestand die Nachwuchsprogramme von
Deutschlandradio vorgestellt, am 23. Februar um 12.00 Uhr präsentieren
die jungen Preisträger des Bundeswettbewerbs lyrix ihre Texte auf der
didacta.


Sendungshinweis:

Campus & Karriere: Montag bis Freitag 14.35 Uhr, Samstag 14.05
Uhr

www.deutschlandfunk.de/campus-karriere-das-bildungsmagazin.679.de.html

Marktplatz: Donnerstag, 10.10 Uhr

www.deutschlandfunk.de/marktplatz
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MUSIK/2832: Deutschlandfunk Kultur - Bonner Barock, 19.2.2019 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Bonner Barock

Die Hofmusik der Kölner Kurfürsten zwischen Lully und Beethoven

Von Bernd Heyder

Alte Musik

Dienstag, 19. Februar 2019, 22.00 - 22.30 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Mit Jean-Baptiste Lullys Versailler Opernspektakel 'Les Fêtes de
l'Amour et de Bacchus' feierte der Kölner Erzbischof und Kurfürst
Joseph Clemens aus dem Hause Wittelsbach 1718 Karneval in seinem
prachtvollen Bonner Schloss. Doch auch in Bonn lebte es sich nicht
unbeschwert. Der Spanische Erbfolgekrieg hatte den kunstsinnigen
Kurfürsten sogar zu einem zwölfjährigen Exil in Nordfrankreich
gezwungen. 1733 taucht unter seinem Neffen und Nachfolger Clemens
August der Name Ludwig van Beethoven in den Bonner Musikerlisten auf:
ein Sänger aus dem flämischen Mecheln, der seinen hellen Bariton
fortan im süddeutsch-italienisch gefärbten Rokoko-Repertoire ertönen
ließ. Seinem Porträt räumte später der berühmte Enkel gleichen Namens
in seinen Wiener Wohnungen immer einen Ehrenplatz ein.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 12. Februar 2019

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Tel 0221.345-2160

Fax 0221.345-4803

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. Februar 2019 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / FACHMEDIZIN





REPRODUKTIONSMEDIZIN/157: Diskussionspapier "Planbare Schwangerschaft - perfektes Kind?" (idw)


Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina - 13.02.2019

Planbare Schwangerschaft - perfektes Kind? Diskussionspapier zu Fortpflanzungs- und Pränatalmedizin



Die medizinischen Möglichkeiten, die Fortpflanzung des Menschen zu
beeinflussen, nehmen zu. Sowohl die Reproduktions- als auch die
Pränatalmedizin eröffnen Handlungsoptionen, um Fruchtbarkeit,
Schwangerschaft und Geburt mit zunehmender Präzision zu gestalten. Diese
Entwicklungen verlaufen oft schleichend - ohne, dass ihre ganze
gesellschaftliche Tragweite stets ausreichend reflektiert wird. Die
Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina und die
Konrad-Adenauer-Stiftung haben vor diesem Hintergrund heute das Diskussionspapier
"Planbare Schwangerschaft - perfektes Kind? Wechselwirkungen von Medizin
und Gesellschaft" veröffentlicht.

Die Autorinnen und Autoren möchten einen Anstoß zur Diskussion geben,
indem sie die medizinischen Entwicklungen, die gesellschaftlichen
Rahmenbedingungen und mögliche Folgen skizzieren.

Das Diskussionspapier greift zwei aktuelle Beispiele auf: Social Freezing,
das Frauen das Konservieren von Eizellen ermöglicht und damit den Zeitraum
für die Verwirklichung eines Kinderwunsches verlängern soll. Und
nicht-invasive Pränataltests (NIPT), mit denen ohne gravierende Risiken für
Mütter und ungeborene Kinder nach genetischen Auffälligkeiten, wie zum
Beispiel Trisomien, gesucht werden kann. Die Vorteile und Nachteile beider
Verfahren, die gesellschaftlichen Hintergründe und mögliche Auswirkungen
werden von den Autorinnen und Autoren erörtert. Ziel ist es, eine
gesellschaftliche Debatte anzustoßen. Dem Diskussionspapier sind zwei
gemeinsame Veranstaltungen der Nationalen Akademie der Wissenschaften
Leopoldina und der Konrad-Adenauer-Stiftung im Jahr 2017 zu den Folgen der
Reproduktions- und Pränatalmedizin für Gesellschaft und Familien
vorausgegangen.

Publikationen in der Reihe "Leopoldina-Diskussion" sind Beiträge der
genannten Autorinnen und Autoren. Mit den Diskussionspapieren bietet die
Akademie Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern die Möglichkeit,
flexibel und ohne einen formellen Arbeitsgruppen-Prozess Denkanstöße zu
geben oder Diskurse anzuregen und hierfür auch Empfehlungen zu
formulieren.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.leopoldina.org/publikationen/detailansicht/publication/planbare-schwangerschaft-perfektes-kind-2019/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution743

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Nationale Akademie der Wissenschaften Leopoldina - 13.02.2019
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ZAHN/278: Forschung - Gegenseitige Kontrolle im Zahnfleisch (idw)


Medizinische Hochschule Hannover - 13.02.2019

Gegenseitige Kontrolle im Zahnfleisch

Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der MHH und der Universität von
Jerusalem: Bakterien und Immunzellen im Zahnfleisch halten sich
gegenseitig in Schach



Erfolgreiche deutsch-israelische Forschungskooperation: Die Arbeitsgruppen
von Professor Dr. Immo Prinz vom Institut für Immunologie der
Medizinischen Hochschule Hannover (MHH) und Professor Dr. Avi-Hai Hovav
von der Universität von Jerusalem in Israel untersuchten die
Wechselwirkungen von Bakterien und Immunzellen im Zahnfleisch von Mäusen.
Sie fanden heraus, dass bestimmte Immunzellen (gamma-delta T-Zellen)
zahlreich im Zahnfleisch an der Grenze zum bakteriellen Biofilm, in dem
Bakterien leben, vorhanden sind. Sie sind also im Kontakt mit hunderten
von Bakterienarten auf den Zähnen, die - wenn ihre Zusammensetzung im
Gleichgewicht ist - beispielsweise vor Parodontose schützen. "Unsere
Ergebnisse deuten darauf hin, dass die gamma-delta T-Zellen und die
Bakterien im Zahnfleisch sich gegenseitig in Schach halten", erklärt
Professor Prinz.

Die Teams konnten beobachten, dass bei Mäusen ohne Bakterien im Mund nur
sehr wenige gamma-delta T-Zellen im Zahnfleisch vorkamen. Bei Mäusen mit
normaler Besiedelung der Mundhöhle durch Bakterien veränderte sich die
Zusammensetzung der Bakterienarten und erhöhten sich die Entzündungswerte,
wenn die gamma-delta T-Zellen gezielt ausgeschaltet wurden. Diese
Ergebnisse veröffentlichte das fachübergreifende Magazin "Proceedings of
the National Academy of Sciences of the United States of America" (PNAS).
Das bilaterale Forschungsprojekt wird noch bis Mitte 2020 durch die
German-Israeli Foundation for Scientific Research and Development (GIF)
gefördert.

Die Erstautorinnen der Studie, Anneke Wilharm aus Hannover und Yaara Tabib
aus Jerusalem, schauen schon über den Tellerrand dieser Publikation
hinaus: "Etwa 40 Prozent der westlichen Bevölkerung leiden an der
entzündlichen Erkrankung Parodontose, bei der es zum weitgehend
irreversiblen Knochenabbau des Zahnhalteapparats und folglich zum
Zahnverlust kommen kann. Wir wollen jetzt die Funktion der gamma-delta
T-Zellen in der Parodontose untersuchen", sagt Anneke Wilharm. "Über die
Situation im menschlichen Zahnfleisch wissen wir noch sehr wenig. Doch zur
Behandlung der Parodontose könnten in Zukunft möglicherweise auch T-Zellen
zum Einsatz kommen", sagt Professor Prinz.


Originalpublikation:

Die Originalpublikation finden Sie hier:

https://www.pnas.org/content/early/2019/01/24/1818812116

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution121
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FORSCHUNG/3997: Neue Landkarte vom Immunsystem des Gehirns erstellt (idw)


Universitätsklinikum Freiburg - 14.02.2019

Neue Landkarte vom Immunsystem des Gehirns erstellt

Wandlungsfähige Immunzellen im Gehirn übernehmen verschiedenste Funktionen
/ Erstmals Veränderungen bei Multipler Sklerose kartiert / Studie am 13.
Februar 2019 im Fachmagazin Nature widerlegt Lehrbuchmeinung



Ein Forscherteam unter Leitung des Universitätsklinikums Freiburg hat das
hirneigene Immunsystem bei Mensch und Maus komplett neu kartiert. So
konnten die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler erstmals zeigen, dass
alle Fresszellen im Gehirn, sogenannte Mikrogliazellen, den gleichen
Ursprung haben, sich aber je nach Aufgabe unterschiedlich entwickeln.
Bisher war man von unterschiedlichen Zelltypen ausgegangen. Der Nachweis
gelang mit Hilfe einer neuen, hochauflösenden Methode zur Untersuchung von
Einzelzellen und ist wichtig für das Verständnis neurodegenerativer
Krankheiten. Außerdem konnten die Forscher aus Freiburg, Göttingen,
Berlin, Bochum, Essen und Ghent (Belgien) detailliert nachweisen, wie sich
das menschliche Immunsystem bei Multipler Sklerose verändert, was für
zukünftige Therapieansätze von Bedeutung ist. Die Studie erschien am 13.
Februar 2019 im Fachmagazin Nature.

"Wir konnten zeigen, dass es im Gehirn nur einen einzigen Typ
Mikrogliazellen gibt", sagt Projektleiter Prof. Dr. Marco Prinz,
Ärztlicher Direktor des Instituts für Neuropathologie am
Universitätsklinikum Freiburg. "Diese Immunzellen sind sehr vielseitige
Alleskönner und keine Spezialisten, wie es bislang Lehrbuchmeinung war",
fasst Prof. Prinz zusammen.

Vielseitige Alleskönner statt Spezialisten

Da die im Blut befindlichen Immunzellen aufgrund der sogenannten
Blut-Hirn-Schranke nicht in Gehirn und Rückenmark gelangen können, benötigt das
Gehirn eine eigene Immunabwehr: die Mikrogliazellen. Diese Fresszellen des
Gehirns bilden sich früh in der Embryonalentwicklung und beseitigen später
eingedrungene Keime und abgestorbene Nervenzellen. Zudem sind sie an der
Reifung und lebenslangen Formbarkeit des Gehirns beteiligt. Bislang war
unklar, ob es für die verschiedensten Funktionen im gesunden und
erkrankten Gehirn Subtypen gibt.

Detailliert verglichen die Forscher um Prof. Prinz und die Erstautoren der
Studie, Dr. Takahiro Masuda, Dr. Roman Sankowski sowie Dr. Ori Staszewski
vom Institut für Neuropathologie des Universitätsklinikums Freiburg, die
unterschiedlichen Immunzellen im Gehirn. Dies taten sie sowohl im
Mausmodell als auch an menschlichem Hirngewebe, das Patienten im Rahmen
eines epilepsichirurgischen Eingriffs entfernt wurde.

Mit Hilfe einer neuen Methode zur Analyse von Einzelzellen konnten die
Forscher detailliert die Herkunft und Funktion der Zellen nachweisen.
Dafür untersuchten sie mittels Mikroskop viele Immunzellen
unterschiedlicher Hirnregionen und Entwicklungsstufen. Mit einem
molekularbiologischen Verfahren analysierten sie außerdem die
RNA-Proteinbaupläne der Zellen. Dabei zeigte sich, das alle Mikrogliazellen
gleichen Ursprungs waren, sich aber je nach Entwicklungsphase und Region
des Gehirns und abhängig von der auszuübenden Funktion unterschiedlich
entwickeln. "Es ist extrem spannend zu sehen, wie flexibel die
Mikrogliazellen sein können", sagt Prof. Prinz.

Hoffnung für Patienten mit Multipler Sklerose

Fehlgesteuerte Mikroglia spielt zudem bei mehreren Hirnerkrankungen eine
Rolle. Insbesondere wird den Mikrogliazellen eine entscheidende Rolle bei
der Entstehung von Alzheimer, Multipler Sklerose (MS) und auch einigen
psychiatrischen Erkrankungen wie Autismus zugeschrieben. Im gesunden
Gehirn bilden Mikroglia ein gleichförmiges Netz um die Nervenzellen,
welches sich bei Erkrankungen in wenigen Minuten verändern kann und viele
neue Fresszellen zur Schadensbekämpfung bilden kann.

"Wir haben jetzt erstmals einen hochauflösenden Immunzellatlas des
menschlichen Gehirns. So können wir auch nachvollziehen, wie sich diese
Zellen bei Erkrankungen wie der Multiplen Sklerose verändern", sagt Prof.
Prinz. "Bei MS-Patienten konnten wir Mikrogliazellen in einem Zustand
finden, der spezifisch für Multiple Sklerose ist. Unsere Hoffnung ist,
dass sich Zellen in diesem Zustand künftig gezielt ausschalten lassen."

Die Untersuchungen im Mausmodell brachten die Forscher auf den richtigen
Weg. Allerdings konnte Erstautor Dr. Masuda auch zeigen, dass menschliche
Mikrogliazellen deutlich komplexer sind als die von Labortieren. "Die
individuellen Veränderungen im menschlichen Gehirn hinterlassen im Laufe
des Lebens auch in den Mikrogliazellen ihre Spuren", sagt Dr. Masuda.


Originalpublikation:

Spatial and temporal heterogeneity of mouse and human microglia at
single-cell resolution

DOI: 10.1038/s41586-019-0924-x

https://www.nature.com/articles/s41586-019-0924-x

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.nature.com/articles/s41586-019-0924-x

(Link zur Studie)

https://www.uniklinik-freiburg.de/neuropathologie.html

(Institut für Neuropathologie, Universitätsklinikum Freiburg)
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UMWELT/330: Stellungnahme zur aktuellen Debatte zum Gesundheitsrisiko von Luftschadstoffen (DZL)


Deutsches Zentrum für Lungenforschung e.V. - 14.02.2019

DZL zu Luftschadstoffen: 8 Fakten

Das Deutsche Zentrum für Lungenforschung (DZL) bezieht Stellung zur
aktuellen Debatte zum Gesundheitsrisiko von Luftschadstoffen.



Mit großer Besorgnis verfolgt das Deutsche Zentrum für Lungenforschung
(DZL), eines der sechs Deutschen Zentren der Gesundheitsforschung, die
derzeitige Diskussion zum Gesundheitsrisiko von Luftschadstoffen. Die
DZL-Jahrestagung in Mannheim zum Anlass nehmend, stellt das DZL hinsichtlich
seiner Position folgendes fest:

1) Der gegenwärtig intensiv diskutierte Grenzwert von 40 Mikrogramm
Stickstoffdioxid je Kubikmeter Luft beruht vor allem auf epidemiologischen
Studien. Zum Verständnis: Epidemiologie ist eine ausgewiesene
wissenschaftliche Fachrichtung, welche als eines ihrer wesentlichen Ziele
verfolgt, Langzeitrisiken von Umwelt- und Lebensstilfaktoren für die
Bevölkerung zu erkennen und in ihrer Bedeutung abzuschätzen. Große
Beobachtungszahlen, verschiedenartige Beobachtungssituationen und komplexe
mathematische Modelle, unterstützt durch toxikologische Studien, werden
eingesetzt, um ursächliche Zusammenhänge von zufälligem Zusammentreffen
von Ereignissen zu unterscheiden.

2) Zahlreiche Fragestellungen können nur mit den Methoden der
Epidemiologie beantwortet werden, da niemand Menschen über Jahre und
Jahrzehnte einem "kontrollierten Versuch" mit Schadstoffexposition
aussetzen würde. So stammt z. B. die von niemandem mehr hinterfragte
Erkenntnis, dass Rauchen gesundheitsschädigend ist, aus epidemiologischen
Untersuchungen.

3) Es besteht wissenschaftlich kein Zweifel, dass die Belastung mit
Luftschadstoffen eine Gesundheitsgefährdung für die Bevölkerung darstellt,
nicht nur hinsichtlich Atemwegs- und Lungenerkrankungen, sondern
beispielsweise auch im Hinblick auf Herz-Kreislauf-Erkrankungen.

4) Es gibt jedoch keine Methode, die es einem Arzt ermöglichen würde, an
einem lungenerkrankten Patienten festzustellen, inwieweit Komponenten der
Luftverschmutzung zu der Erkrankung beigetragen haben.

5) Ausgewählte Experten der unterschiedlichsten Fachrichtungen bewerten in
regelmäßigen Abständen den aktuellen Wissensstand in einem internationalen
Gremium der Weltgesundheitsorganisation (WHO). Die von der WHO auf dieser
Basis empfohlenen Richtwerte für die einzelnen Luftschadstoffe haben das
Ziel, das Gesundheitsrisiko für die Bevölkerung so weit wie möglich zu
minimieren. Die wissenschaftliche Kompetenz des an der WHO angesiedelten
hochkarätig besetzten internationalen Bewertungsgremiums steht außer
Frage.

6) Für Stickstoffdioxid, welches gleichzeitig Indikator für weitere
Luftverschmutzungskomponenten ist, beträgt dieser Richtwert zurzeit 40
Mikrogramm je Kubikmeter Luft. Ein solcher Wert muss auch für besonders
empfindliche Menschen (u. a. Kinder, ältere Menschen, Patienten mit
Lungen- und Herzerkrankungen) im Bereich des Zumutbaren liegen, da sich
der Einatmung der Umgebungsluft - 24 Stunden pro Tag - niemand entziehen
kann. Dem DZL liegen keinerlei belastbare neue Erkenntnisse vor, die dazu
Anlass geben würden, diesen Richtwert gegenwärtig nach oben zu
korrigieren.

7) Der in Deutschland geltende Grenzwert orientiert sich an den
Richtwert-Empfehlungen der WHO, berücksichtigen aber auch zusätzliche Faktoren, wie
z. B. die technische Realisierbarkeit. Es ist zudem eine politische
Entscheidung, welche Maßnahmen in welchem Umfang und in welcher zeitlichen
Abfolge ergriffen werden, um regionalen Überschreitungen der Grenzwerte zu
begegnen. Selbstverständlich muss hierbei die Verhältnismäßigkeit der
Mittel im Auge behalten werden.

8) In der gegenwärtigen Stickoxiddiskussion erfuhren
wissenschaftspopulistische Aussagen eine rasante mediale Aufwertung. Das
"klassische" Reaktionsmuster der Wissenschaft, Bevölkerung und
Entscheidungsträgern wohlüberlegte und ausgewogene Stellungnahmen in
ausgesuchten Publikationsorganen anzubieten, geriet demgegenüber
vollkommen ins Hintertreffen. Es wird zu überlegen sein, wie die
betroffenen Wissenschaftsorganisationen diesem Phänomen in Zukunft besser
vorbereitet begegnen können, da politische Entscheidungen auf dem Boden
solider wissenschaftlicher Erkenntnisse getroffen werden sollten.

Prof. Dr. Werner Seeger (Vorsitzender und Sprecher)
für den Vorstand des Deutschen Zentrums für Lungenforschung (DZL)


Das Deutsche Zentrum für Lungenforschung (DZL e. V.) ist ein
Zusammenschluss aus 29 führenden universitären und außeruniversitären
Einrichtungen, die sich der Erforschung von Lungen- und
Atemwegserkrankungen widmen. Im DZL wird die grundlagen-, krankheits- und
patientenorientierte Forschung koordiniert und auf internationalem
Spitzenniveau durchgeführt, um so die Translation
grundlagenwissenschaftlicher Erkenntnisse in neue klinische Konzepte zur
Verbesserung der Patientenversorgung zu beschleunigen.


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1853
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INFEKTION/1795: Forschung - Wie das Ebola-Virus das Immunsystem in die Irre führt (idw)


Universitätsklinikum Tübingen - 12.02.2019

Wie das Ebola-Virus das Immunsystem in die Irre führt



Cleveres Ablenkungsmanöver durch virale Täuschkörper: Wie das Ebola-Virus
das Immunsystem in die Irre führt. Aktuell publiziert in Cell Reports.
Ein Forscherteam aus Tübingen und Göttingen hat im renommierten
Fachjournal Cell Reports einen neuen Mechanismus beschrieben, wie das
Ebola-Virus der Immunabwehr entkommt. Das Virus bringt infizierte Zellen
dazu sogenannte "Täuschkörper" freizusetzen. Diese führen das Immunsystem
in die Irre, indem sie dessen neutralisierende Antikörper inaktivieren und
verhindern, dass Immunzellen wichtige Botenstoffe freisetzen. Diese
Erkenntnisse könnten zur Entwicklung neuer Impfstoffe gegen hämorrhagische
Fieberviren führen.

Wie das Team um den Virologen Prof. Michael Schindler vom
Universitätsklinikum Tübingen berichtet, bringt das Hüllprotein des
Ebola-Virus Zellen dazu, kleine Vesikel freizusetzen, auf deren Oberfläche sich
das Hüllprotein des Ebola-Virus befindet. Diese sogenannten Virosomen
binden Antikörper, die gegen das Ebola-Virus gerichtet sind. Sie könnten
dadurch die Bekämpfung der Infektion durch die Antikörperantwort
behindern. Außerdem unterdrücken die Virosomen die Freisetzung von
Zytokinen und Chemokinen durch Makrophagen. Makrophagen sind Immunzellen,
die Botenstoffe freisetzen und damit die Immunabwehr des Körpers gegen
Viren koordinieren.

Warum kommt es nun aber trotzdem in den meisten Infizierten zu einer
Immunantwort gegen das Ebola-Virus? Auch hierfür haben die Virologen eine
Erklärung: "Das Immunsystem hat Gegenmaßnahmen gegen die Täuschkörper
entwickelt", erläutert Schindler. "So konnten wir zeigen, dass ein anderes
zelluläres Protein, welches eine wichtige Rolle bei der angeborenen
Immunabwehr spielt, die Freisetzung der Virosomen verhindert."

Immunisieren mit Virosomen

Neben der Bedeutung der Erkenntnisse für die Grundlagenforschung ergeben
sich auch potentielle Anwendungen aus den neu entdeckten Eigenschaften der
Virosomen. "Die Virosomen tragen offensichtlich funktionell intaktes
Ebola-Hüllprotein auf ihrer Oberfläche, sind aber ansonsten nicht
infektiös", erklärt Prof. Stefan Pöhlmann, Koautor der Studie und Leiter
der Abteilung Infektionsbiologie am Deutschen Primatenzentrum in
Göttingen. "Damit sind Virosomen attraktive Kandidaten für die Entwicklung
eines Impfstoffs."

Die Forscher wollen nun in weiteren Experimenten untersuchen, ob andere
hämorrhagische Fieberviren ebenso Virosomen freisetzen und ob diese zur
Herstellung von Impfstoffen genutzt werden können.


Originalpublikation:

Release of immunomodulatory Ebola virus glycoprotein-containing
microvesicles is suppressed by tetherin in a species-specific manner.
Autoren: Julia Nehls, Ramona Businger, Markus Hoffmann, Constantin
Brinkmann, Birgit Fehrenbacher, Martin Schaller, Brigitte Maurer, Caroline
Schönfeld, Daniela Krämer, Stephan Hailfinger, Stefan Pöhlmann, Michael
Schindler

DOI-Nummer: https://doi.org/10.1016/j.celrep.2019.01.065
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STUDIE/635: Früher Arbeitsplatzverlust beeinträchtigt Gesundheit langfristig (idw)


Otto-Friedrich-Universität Bamberg - 14.02.2019

Früher Arbeitsplatzverlust beeinträchtigt Gesundheit langfristig

Soziologen der Universität Bamberg untersuchen Erwerbsbiographien



Zahlreiche Studien legen nahe, dass Arbeitsplatzverluste und
Arbeitslosigkeit zu einer schlechteren Gesundheit führen. Soziologen der
Universität Bamberg greifen diese Forschung nun auf und fragen: Hat der
Verlust des Arbeitsplatzes auch dann noch Auswirkungen auf die Gesundheit,
wenn er schon Jahrzehnte zurückliegt und gegebenenfalls anschließend
weitere Anstellungen folgten? Jonas Voßemer und Prof. Dr. Michael Gebel
vom Lehrstuhl für Soziologie, insbesondere Methoden der empirischen
Sozialforschung, an der Universität Bamberg zeigen in einer aktuellen
Studie: Der unfreiwillige Verlust des Arbeitsplatzes in einer frühen Phase
des Berufslebens beeinträchtigt die Gesundheit langfristig. Mehr als 30
Jahre später lassen sich noch Auswirkungen auf die Gesundheit ausmachen,
die auf diesen Bruch in der Biographie zurückzuführen sind.

Für ihre Studie verwendeten die Forscher Daten der SHARELIFE Erhebung, der
dritten Welle des Survey of Health, Ageing and Retirement in Europe
(SHARE). Bei dieser länderübergreifenden Studie wurden rund 28.000 über
50-jährige Europäer rückwirkend zu ihrem sozialen und familiären Netzwerk,
ihrer Gesundheit und ihrem sozio-ökonomischen Status über ihren gesamten
Lebenslauf befragt. Die Analysen, die Voßemer und Gebel gemeinsam mit Dr.
Olena Nizalova von der University of Kent in England und Olga Nikolaieva
von der ukrainischen Kyiv School of Economics durchführten, zeigen:
Personen, die ihre Stelle in den ersten zehn Jahren ihres Berufslebens
unfreiwillig verloren, gaben mit einer im Mittel 6 Prozentpunkte höheren
Wahrscheinlichkeit bei der Befragung an, einen mittelmäßigen oder
schlechten Gesundheitszustand zu haben als Personen, die in dieser Phase
keinen Arbeitsplatzverlust erfuhren, aber ansonsten vergleichbare
Eigenschaften hatten.

Die Forscher konnten außerdem zeigen, dass dies sowohl für Arbeitnehmer
gilt, die entlassen wurden, als auch für diejenigen, deren Betrieb
schloss. Das spricht dafür, dass der Einfluss von Störfaktoren in den
Analysen vermieden werden konnte. Denn bei einer Schließung sind alle
Arbeitnehmer betroffen, sodass es weniger wahrscheinlich ist, dass der
Arbeitsplatzverlust auf persönliche Merkmale der Arbeitnehmer
zurückzuführen ist, die auch deren Gesundheit beeinflussen. Welche
Schlussfolgerung lassen die Ergebnisse zu? Voßemer sagt: "Im Einklang mit
früheren Studien zeigen wir, dass Arbeitsplatzverluste und
Arbeitslosigkeit nicht nur finanzielle Konsequenzen haben. Unsere Studie
deutet außerdem daraufhin, dass diese Folgen lange weiterbestehen können."
Diese Ergebnisse, falls sie in weiterer Forschung bestätigt werden, legen
nahe, dass die Politik in ihrer Abschätzung der Kosten von
Arbeitsplatzverlusten und Arbeitslosigkeit sowohl die gesundheitlichen
Folgen als auch deren Dauerhaftigkeit berücksichtigen sollte.

Die Studie ist Teil des internationalen und interdisziplinären
EU-Projektes EXCEPT (Social Exclusion of Youth in Europe: Cumulative
Disadvantage, Coping Strategies, Effective Policies and Transfer), das von
der Europäischen Union mit rund 2.4 Millionen Euro gefördert wurde.

Die Studie ist online nachzulesen unter

https://doi.org/10.1016/j.alcr.2018.01.001

Weitere Informationen zum EU-Projekt EXCEPT finden Sie unter

www.uni-bamberg.de/empsoz/forschung/except-projekt/

Originalpublikation:

https://doi.org/10.1016/j.alcr.2018.01.001

Weitere Informationen finden Sie unter

https://doi.org/10.1016/j.alcr.2018.01.001

http://www.uni-bamberg.de/empsoz/forschung/except-projekt/
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FORSCHUNG/284: Technikfolgen - Künstliche Intelligenz in der Medizin (idw)


Karlsruher Institut für Technologie - 14.02.2019

Technikfolgen: Künstliche Intelligenz in der Medizin



Die Entschlüsselung des menschlichen Erbguts gibt noch immer Rätsel auf.
Künstliche Intelligenz könnte helfen, diese zu lösen. Neue therapeutische
Ansätze für schwerwiegende Krankheiten scheinen möglich, genauso wie
nichtmedizinische "Verbesserungen" des Erbguts. Technikfolgenabschätzer
des Karlsruher Instituts für Technologie (KIT) untersuchen gefördert vom
Bundesministerium für Bildung und Forschung (BMBF) welche Anwendungen
realistisch sind und vor welche ethischen Fragen sie die Gesellschaft
stellen.

"Die moderne Genomforschung will verstehen und vorhersagen, wie genetische
Unterschiede zwischen Menschen komplexe Merkmale, wie zum Beispiel
Dispositionen für häufige Krankheiten, bestimmen", so Harald König vom
Institut für Technikfolgenabschätzung und Systemanalyse (ITAS) des KIT.
Obwohl die Möglichkeiten der Analyse des Erbguts rasch fortschreiten,
bleibt das Wissen darüber, wie unser Erbgut solche Merkmale bestimmt,
bislang meist auf Korrelationen beschränkt. Eine entscheidende
Weiterentwicklung verspricht nun der Einsatz von fortgeschrittenen Formen
Maschinellen Lernens: "Insbesondere das sogenannte Deep Learning könnte es
ermöglichen, menschliche Genome nicht nur wie bisher zu 'lesen', sondern
die komplexen biophysikalischen Zusammenhänge und Mechanismen zu
verstehen, die dafür sorgen, aus genetischen Anlagen körperliche Merkmale
hervorzubringen", so König.

Effektive Therapien gegen Krebs oder Demenz

Die neuen Ansätze setzen auf die Kombination von Künstlicher Intelligenz
und rasch fortschreitenden Techniken der Genomanalyse (einschließlich
Einzelzellanalysen) sowie automatisierten Laborplattformen. Letztere
können sehr große Mengen von Daten zu Genomveränderungen und verschiedenen
zellulären Prozessen wie dem Ablesen von Genen oder dem Auftreten
verschiedener Proteinformen unter verschiedenen Bedingungen liefern. "Das
Ergebnis könnte ein enormer Wissenssprung - von Korrelationen hin zu
ursächlichen Zusammenhängen - sein, der ganz neue Anwendungsmöglichkeiten
verspricht", so Harald König. Mit solchen Ansätzen verbinde sich
beispielsweise die Hoffnung auf neue, ungleich effektivere Therapieansätze
für Krebs, Herz-Kreislauf-Erkrankungen oder Demenz. Diese "precision
medicine" könnte maßgeschneidert für verschiedene Gruppen von Patienten,
Krankheitsvarianten oder -stadien eingesetzt werden.

Das Forschungsteam, an dem neben der Technikfolgenabschätzung des KIT auch
das Fraunhofer-Institut für System- und Innovationsforschung ISI beteiligt
ist, will analysieren, welche Anwendungen in der Praxis kurz- bis
mittelfristig realistisch sind. Gleichzeitig liegt ihr Fokus auf den
vielfältigen gesellschaftlichen und politischen Implikationen, mit denen
das neue Wissen verbunden ist. So könnte die Medizin der Zukunft für eine
alternde Gesellschaft enormen makroökonomischen und sozialen Nutzen haben.
Gleichzeitig könnten manche ihrer Ansätze, wie gen- und zellbasierte
Therapien, jedoch auch mit sehr hohen Kosten einhergehen, die Fragen nach
der Finanzierung der Forschung und Entwicklung sowie der Zugänglichkeit
für Patienten aufwerfen.

Präventive Eingriffe in die menschliche Keimbahn

Das Wissen darüber, welche genetischen Informationen wie "umgeschrieben"
werden müssten, um bestimmte Effekte zu erzielen, wirft zusammen mit
jüngsten Verfahren zur Genom-Editierung wie dem CRISPR-Cas-System auch
ethische Fragen auf. So könnte zumindest international der Trend
dahingehen, über seltene Erbkrankheiten hinaus auch häufige Leiden wie
Brustkrebs oder Diabetes durch eine "präventive Korrektur" entsprechender
Risikomutationen in der Keimbahn menschlicher Embryonen zu verhindern.
"Eine Entwicklung, die im Extremfall dazu führen könnte, dass es künftig
eine wachsende Akzeptanz dafür gibt, das menschliche Genom mit
nicht-medizinischen Eingriffen zu 'verbessern'", erklärt Harald König.

Außerdem müsse sich die Gesellschaft damit auseinandersetzen, wie die
Eigentumsrechte von genetischen Daten geregelt und ihre Sicherheit
gewährleistet werden kann. Künftig könnte es beispielsweise möglich sein,
anhand von Genomsequenzen direkt auf den Phänotyp, also beispielsweise das
Aussehen von Personen zu schließen. "Dieses Wissen", so König, "wäre nicht
nur für Strafverfolgungsbehörden äußerst wertvoll".

Optionen für politische Entscheidungsträger

Aufbauend auf ihrer Technikfolgenabschätzung wollen die Forschenden in den
kommenden beiden Jahren Optionen für die Forschungs- und
Innovationspolitik erarbeiten. Politischen Entscheidungsträgern wollen sie
zudem verschiedene Handlungsmöglichkeiten anbieten, die Wege für einen
verantwortungsvollen Umgang mit dieser durch KI und Genomik getriebenen
Technologie eröffnen.

Das Projekt "Deepen Genomics - Chancen und Herausforderungen der
Konvergenz von künstlicher Intelligenz, moderner Humangenomik und
Genom-Editierung" ist Teil der Innovations- und Technikanalyse (ITA) des
Bundesministeriums für Bildung und Forschung (BMBF). Die aktuellen
Forschungsprojekte des Programms werden am 14. und 15. Februar beim
ITA-Forum 2019 in Berlin vorgestellt.


Weitere Informationen:

http://www.itas.kit.edu/iut_lp_koen19_deepgen.php

https://www.bmbf.de/de/innovations-und-technikanalysen-ita-937.html

Als "Die Forschungsuniversität in der Helmholtz-Gemeinschaft" schafft und
vermittelt das KIT Wissen für Gesellschaft und Umwelt. Ziel ist es, zu den
globalen Herausforderungen maßgebliche Beiträge in den Feldern Energie,
Mobilität und Information zu leisten. Dazu arbeiten rund 9 300
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter auf einer breiten disziplinären Basis in
Natur-, Ingenieur-, Wirtschafts- sowie Geistes- und Sozialwissenschaften
zusammen. Seine 25 100 Studierenden bereitet das KIT durch ein
forschungsorientiertes universitäres Studium auf verantwortungsvolle
Aufgaben in Gesellschaft, Wirtschaft und Wissenschaft vor. Die
Innovationstätigkeit am KIT schlägt die Brücke zwischen Erkenntnis und
Anwendung zum gesellschaftlichen Nutzen, wirtschaftlichen Wohlstand und
Erhalt unserer natürlichen Lebensgrundlagen.

Diese Presseinformation ist im Internet abrufbar unter:

www.sek.kit.edu/presse.php

Weitere Informationen finden Sie unter

https://pixabay.com/de/dna-erbgut-helix-proteine-biologie-3539309/

http://www.sek.kit.edu/presse.php

http://www.itas.kit.edu/iut_lp_koen19_deepgen.php

https://www.bmbf.de/de/innovations-und-technikanalysen-ita-937.html

http://jonas.moosmueller@kit.edu

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment70967

Technikfolgen: Künstliche Intelligenz in der Medizin

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1173

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Karlsruher Institut für Technologie - 14.02.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/283: Mit Platin-Nanopartikeln selektiv gegen Leberkrebszellen vorgehen (idw)


Eidgenössische Technische Hochschule Zürich (ETH Zürich), Hochschulkommunikation, 14.02.2019

Mit Platin-Nanopartikeln selektiv gegen Leberkrebszellen vorgehen

Forschende der ETH Zürich konnten kürzlich zeigen, dass mit
Platin-Nanopartikeln Leberkrebszellen abgetötet werden können - selektiver als
mit bestehenden Krebsmedikamenten.



Obschon in den letzten Jahren immer mehr zielgerichtet wirkende
molekularbiologische Krebsmedikamente entwickelt wurden, spielen
klassische Chemotherapeutika in der Krebsbehandlung immer noch eine
wichtige Rolle. Zu den letzteren gehören Platin-Zytostatika. Das sind
Zellgifte, die auf Platin beruhen und die Krebszellen angreifen.
Allerdings schädigen sie auch gesundes Gewebe, was teils heftige
Nebenwirkungen verursacht. Forschende der ETH Zürich haben nun einen
Ansatz gefunden, wie solche Arzneistoffe selektiver für Krebszellen
gemacht werden können.

Als Zellgift wirkt Platin in seiner oxidierten Form, Platin(II). Dieses
ist auch in den bestehenden klassischen Platin-Zytostatika enthalten. Die
nicht-oxidierte Form Platin(0) ist für Zellen weitaus weniger giftig. Die
Wissenschaftler um Helma Wennemers, Professorin am Laboratorium für
Organische Chemie, und Michal Shoshan, Postdoktorandin in ihrer Gruppe,
suchten daher nach einem Weg, Platin(0) in die Zellen zu bringen und es
erst dort zum wirksamen Platin(II) oxidieren zu lassen. Dafür nutzten sie
Platin(0)-Nanopartikel, wobei sie diese zunächst mit einem Peptid
stabilisieren mussten. In einem Screening einer Bibliothek mit Tausenden
Peptiden identifizierten sie ein geeignetes Peptid, welches die
Herstellung von kleinen Platin-Nanopartikeln (Durchmesser von 2,5
Nanometer) ermöglicht, die über Jahre stabil bleiben.

Im Zellinnern oxidiert

Versuche mit Krebszellkulturen zeigten, dass diese Platin-Nanopartikel
tatsächlich in die Zellen gelangen und dass das Platin(0) vom spezifischen
Milieu im Innern von Leberkrebszellen zum zytotoxisch wirkenden Platin(II)
oxidiert wird.

Untersuchungen mit zehn verschiedenen menschlichen Zelltypen zeigten
ausserdem, dass die Toxizität der Nanopartikel sehr selektiv in
Leberkrebszellen auftritt. Dort wirken die Nanopartikel genauso toxisch
wie Sorafenib, das derzeit am häufigsten eingesetzte Medikament bei der
Behandlung primärer Lebertumore. Allerdings sind die Nanopartikel
selektiver als Sorafenib sowie deutlich selektiver als das bekannte
Cisplatin. Es ist daher denkbar, dass die Nanopartikel weniger
Nebenwirkungen haben werden.

In Zusammenarbeit mit der Forschungsgruppe von ETH-Professor Detlef
Günther konnten die Forschenden mittels spezieller Massenspektrometrie den
Gehalt von Platin in den Zellen und deren Zellkernen bestimmen. Es zeigte
sich, dass der Gehalt an Platin in den Zellkernen der Leberkrebszellen
deutlich höher war als beispielsweise in Darmkrebszellen. Die Autorinnen
vermuten, dass die durch Oxidation in Leberkrebszellen erzeugten
Platin(II)-Ionen in den Zellkern gelangen und dort ihre Toxizität
entfalten.

«Es noch ein sehr weiter und ungewisser Weg zu einem Medikament, doch es
ist ein neuer Ansatz, die Selektivität von Arzneistoffen für bestimmte
Krebsarten zu verbessern - durch einen selektiven Aktivierungsprozess, der
spezifisch für einen Zelltyp ist», sagt Wennemers. Weitere Forschungen
sollen nun die chemischen Eigenschaften von solchen Nanopartikeln
erweitern, um deren biologische Effekte noch genauer kontrollieren zu
können.


Originalpublikation:

Shoshan MS, Vonderach T, Hattendorf B, and Wennemers H: Peptide-Coated
Platinum Nanoparticles with Selective Toxicity against Liver Cancer Cells.
Angewandte Chemie 2019, 58: 1

doi: 10.1002/anie.201813149

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.ethz.ch/de/news-und-veranstaltungen/eth-news/news/2019/02/mit-platin-nanopartikeln-selektiv-gegen-leberkrebszellen-vorgehen.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution104

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Eidgenössische Technische Hochschule Zürich (ETH Zürich), Hochschulkommunikation, 14.02.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KONTROLLE/014: Stärkere Überwachung von Medizinprodukten (SH Ärzteblatt)


Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt 1/2019

Nachrichten

Stärkere Überwachung von Medizinprodukten



Die Medizinprodukteüberwachung in Schleswig-Holstein wird
intensiviert. Das Land hat die Voraussetzung dafür geschaffen, dass 14
neue Stellen in dem Bereich geschaffen werden können. Derzeit sind
umgerechnet rund zwölf vollzeitäquivalente Stellen beim zuständigen
Landesamt für soziale Dienste besetzt.

Der Entscheidung waren Berichte in Medien über in Einzelfällen
minderwertige Implantate vorausgegangen. Schleswig-Holsteins
Gesundheitsminister Dr. Heiner Garg sprach in diesem Zusammenhang von
einer Sensibilisierung der Öffentlichkeit für die Qualität von
Medizinprodukten und die Standards der Medizinprodukteüberwachung.

Andere Politiker im Landtag äußerten sich deutlicher. Die
gesundheitspolitische Sprecherin der Grünen im Landtag, Dr. Marret
Bohn, nannte die Berichte "schockierend", sie sieht darin einen
"klaren Handlungsauftrag an die Politik". "Die Zulassung und
Überwachung von Medizinprodukten, wie sie heute abläuft, ist viel zu
lasch. Bisher werden Medizinprodukte nicht besser überprüft als ein
Föhn. Das ist unfassbar", sagte die Ärztin. Die Grünen forderten ein
neues, unabhängiges Prüfverfahren für Medizinprodukte mit dem
Standard, der bei Medikamenten gilt. Weitere Forderungen waren eine
neue staatliche Behörde für die Zulassung und Kontrolle von
Medizinprodukten, eine verpflichtende Haftpflichtversicherung für
Herstellerfirmen, ein verpflichtendes Register für Implantate,
Prothesen und andere Medizinprodukte sowie Transparenz über die
Qualität von Medizinprodukten und unabhängige Informationen für Ärzte.

Eine 2017 verabschiedete EU-Verordnung sieht bereits eine Reihe von
strengeren Verfahren vor, u.a. sind dort unangekündigte Audits bei
Herstellerfirmen enthalten. (PM/RED)


Gesamtausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts 1/2019
im Internet unter:

http://www.aeksh.de/shae/2019/201901/h19014a.htm

Zur jeweils aktuellen Ausgabe des Schleswig-Holsteinischen Ärzteblatts:

www.aerzteblatt-sh.de

 * 

Quelle:

Schleswig-Holsteinisches Ärzteblatt

71. Jahrgang, Dezember 2018, Seite 5

Herausgegeben von der Ärztekammer Schleswig-Holstein

mit den Mitteilungen der Kassenärztlichen Vereinigung

Schleswig-Holstein

Bismarckallee 8-12, 23795 Bad Segeberg

Telefon: 04551/803-272, -273, -274,

E-Mail: aerzteblatt@aeksh.de

www.aeksh.de

www.arztfindex.de

www.aerzteblatt-sh.de

 

Das Schleswig-Holsteinische Ärzteblatt erscheint 12-mal im Jahr.
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MELDUNG/280: Bund fördert Beethoven-Gedenkjahr 2020 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Pressemitteilung vom 18. Februar 2019

Bund fördert Beethoven-Gedenkjahr 2020 

Grütters: "Erlebnisse über kulturelle Grenzen hinweg"



Im Dezember 2020 feiert Deutschland den 250. Geburtstag Ludwig van
Beethovens. Um das einzigartige Schaffen und Wirken des großen Komponisten
für die Gegenwart einmal mehr neu erfahrbar zu machen, plant der Bund
gemeinsam mit weiteren Partnern ein Beethoven-Gedenkjahr mit dem
Jubiläumsprogramm BTHVN2020. Kulturstaatsministerin Monika Grütters stellt
bis zu sechs Millionen Euro für kulturelle Projekte, Veranstaltungen und
weitere Vorhaben zum Beethoven-Jubiläum in ganz Deutschland bereit.
"Beethovens Gesamtwerk steht für Werte, die auf der ganzen Welt verstanden
und geteilt werden", erklärte Grütters dazu. "Der letzte Satz aus
Beethovens 9. Sinfonie ist zur Europa-Hymne geworden. Die Handschrift zur
'Neunten' gehört zum Weltdokumentenerbe der Unesco. Unser Jubiläumsprogramm
2020 wird Beethovenerlebnisse weit über
kulturelle Grenzen hinweg bieten."

Beethoven neu hören und neu denken - darum geht es bei BTHVN2020, so die
Staatsministerin weiter. "Vor allem jungen Menschen wollen wir die
unglaubliche Vielfalt, die Kraft und die Phantasie, für die Beethoven
steht, vermitteln." Leitmotiv für das Jubiläumsprogramm ist es, in der
Auseinandersetzung mit Beethoven frei und kreativ zu denken, um aus seinem
Erbe der Klassik heraus Neues zu schaffen.

Um möglichst unterschiedliche Akteure, Initiativen und Institutionen im
Jubiläumsjahr einzubeziehen, wurden die Vorgaben zur Ausgestaltung der
Projekte bewusst offen gehalten. Dabei reicht das Fördervolumen für die
einzelnen Vorhaben von 20.000 bis 300.000 Euro. Anträge können bei der
Kulturstaatsministerin bis zum 31. März 2019 gestellt werden.

Das Antragsformular sowie nähere Informationen zum Programm finden Sie
unter:

www.kulturstaatsministerin.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. Februar 2019

Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Dorotheenstr. 84, 10117 Berlin

Telefon: 030 18 272-0, Fax: 030 18 10 272-25 55

E-Mail: internetpost@bpa.bund.de

Internet: www.bundesregierung.de
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CROSSOVER/480: Hamburg - Radiotriebwerk Konzert im Fundus Theater am 21. Februar 2019


RADIOTRIEBWERK KONZERT

im Fundus Theater am 21.02.2019 um 18:00



Seit 25 Jahren machen wir voller Freude Musiktheater für die ganze
Familie.

Jetzt destillieren wir aus diesen Geschichten, Stücken, Performances
unsere Musik!

Das Trio mit dem Schlagzeuger Dieter Gostischa (Schlagzeug), Heino
Sellhorn (Bass) und Uwe Schade (Cello) ist radioTriebwerk, ein
Produktionsdestillat. Diese hochprozentigen, verdichteten
Streicherklänge mit Schlagzeug erzählen unsere Geschichten, lassen die
Erinnerungen des letzten Vierteljahrhunderts musikalisch sprudeln, für
Freunde des Theaters, kammermusikalischer Jazz - und Pop Formationen,
klassischer Erzählweisen und satter Klänge:


radioTriebwerk Trio

theaterTransistor Konzerte

Widerstand leisten unsere Theaterstücke, Geschichten, Themen und
Ideen.

Strom, musizierende Leidenschaft jagd durch Träume und Sehnsüchte.

Spannung, eine Rhythmisierung die die Widerstände spiegelt,
reflektiert und entfächert.

Im Transistor sind zwei tiefe Streicher, elektronische Effekte, ein
Schlagzeuger.

Das Spiel, ein doppelter Theater-Boden; endlich frei, entflechtet von
Erzählsträngen, schwingen wir mit unserem Publikum durch Ideen, Bilder
und Phantasien.

Das Trio, die ideale Formation, alles zu berühren, was einem
intensiven, langjährigen Zusammenspiel erwachsen kann.
Die Sender generieren sich aus dem musikalischen Fundus der
Verschiedenartigkeit der vielen Produktionen und deren Arbeitsweisen.

 * 

Quelle:

FUNDUS THEATER / THEATRE OF RESEARCH

Hasselbrookstraße 25 - 22089 Hamburg

Tel.: +49 (0)40 / 250 72 43 Fax: +49 (0)40 / 250 72 26

Internet: www.fundus-theater.de
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AUSLAND/8981: Aus aller Welt - 18.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



136 Maserntote auf den Philippinen

Ein Masernausbruch auf den Philippinen fordert immer mehr Opfer. Wie
das Gesundheitsministerium des südostasiatischen Landes am Montag
mitteilte, sind seit Jahresbeginn 136 Menschen an der
hochansteckenden Virusinfektion gestorben. Etwa 40 Prozent davon
seien Kleinkinder bis vier Jahre gewesen. Die Zahl der
Erkrankungsfälle habe sich innerhalb einer Woche auf 8.443 annähernd
verdoppelt. Obwohl der Inselstaat kostenfreie Impfungen anbietet,
nehmen viele Philippiner das Regierungsangebot nicht an.
Gesundheitsminister Francisco Duque führte die Impfabneigung auf
einen Skandal um einen Impfstoff gegen das Denguefieber zurück. Ende
des Jahres 2017 habe es bei Impfungen mit dem Mittel Dengvaxia des
französischen Pharmakonzerns Sanofi mehrere Todesfälle gegeben.
Seitdem würden viele Eltern ihre Kinder aus Angst um deren Gesundheit
nicht mehr impfen lassen.

18. Februar 2019
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JUSTIZ/8981: Kriminalität und Rechtsprechung - 18.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



Direktfahndung nach Tankstellenräuber ohne Erfolg

Nach einem bewaffneten Raubüberfall auf eine Tankstelle in der
Gemeinde Nuttlar im nördlichen Hochsauerlandkreis fahndet die Polizei
weiter nach den beiden Tätern. Laut Polizeiangaben erbeuteten die beiden
maskierten und mit einer Pistole bewaffneten Männer bei dem Überfall
am frühen Montagmorgen einen fünfstelligen Bargeldbetrag.
Anschließend flüchteten sie zu Fuß vom Tatort.

18. Februar 2019
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MILITÄR/8978: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 18.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



Indische Armee reagiert auf Anschlag in Kaschmir

In der Ortschaft Pinglan im Bezirk Pulwama im Westen des indischen
Bundesstaats Jammu und Kashmir sind bei einer mehrstündigen
Schießerei zwischen indischen Soldaten und Rebellen mindestens sieben
Menschen getötet worden. Unter den Opfern befinden nach offiziellen
Angaben vier Soldaten, zwei Rebellen und ein Zivilist. In der Region
waren am Donnerstag bei einem Anschlag auf einen Konvoi der
paramilitärischen Central Reserve Police Force (CRPF) 41
Sicherheitskräfte getötet worden. Die in Pakistan ansässige
islamische Organisation Jaish-e-Mohammad (JeM), die für eine
Abspaltung Kaschmirs von Indien kämpft, beanspruchte das Attentat für
sich. Nach dem Anschlag startete die indische Armee einen
Großeinsatz, um Rebellenverstecke ausfindig zu machen. Regierungschef
Narendra Modi gab der Armee freie Hand im Kampf gegen die
Aufständischen. In Pakistan wächst unterdessen die Sorge vor einem
neuen militärischen Konflikt mit dem Nachbarland.

18. Februar 2019
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POLITIK/8980: Aus Parlament und Gesellschaft - 18.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



Bundestagsvizepräsidentin protestiert gegen Sammelabschiebung

Die stellvertretende Bundestagspräsidentin Claudia Roth hat die neue
Sammelabschiebung nach Afghanistan, die offensichtlich am Montagabend
vom Flughafen Frankfurt am Main erfolgen soll, scharf kritisiert. In
einem Gespräch mit den Zeitungen des Redaktionsnetzwerks Deutschland
erinnerte die Grünen-Politikerin daran, daß es in fast allen
Landesteilen in jüngster Vergangenheit zu Kämpfen, Anschlägen oder
Gewalttaten gekommen sei. Die Sicherheitslage in Afghanistan sei
katastrophal und Abschiebungen dorthin nicht zu verantworten, sagte
Roth.

18. Februar 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8979: Tragisches und Kurioses - 18.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



ICE aus Deutschland in der Schweiz entgleist

Ein ICE der Deutschen Bahn ist am Sonntagabend auf der kurzen Strecke
zwischen den Bahnhöfen Basel-Badischer Bahnhof und Basel-SBB aus noch
unbekannten Gründen entgleist. Kurz nach Verlassen des Badischen
Bahnhofs in Basel fuhr der Triebkopf und ein Wagen des ICE auf dem
rechten von zwei Gleisen, der Rest des Zuges aber auf dem linken.
Nach Angaben eines Bahnsprechers waren rund 240 Fahrgäste zum
Unfallzeitpunkt an Bord des Zuges. Verletzt wurde offenbar niemand.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/8064: Aus Forschung und Technik - 18.02.2019 (SB)




MELDUNGEN



Japans Raumfahrtbehörde leitet Landemanöver auf Asteroiden ein

Die Asteroiden-Mission Hayabusa 2 der japanischen Raumfahrtbehörde
JAXA steht vor einer weiteren komplizierten Aufgabe. Das
Missions-Team wird am 22. Februar versuchen, die Raumsonde auf dem
rund 300 Millionen Kilometer entfernten Asteroiden Ryugu aufzusetzen
und dabei Staub und Steine des Himmelskörpers einzusammeln. Die
Proben sollen im Jahr 2020 zurück zur Erde transportiert werden. Im
September und Oktober vergangenen Jahres hatte die Sonde bereits zwei
Roboter und einen Lander erfolgreich auf der Oberfläche abgesetzt.
Dazu mußte sich Hayabusa 2 dem Asteroiden bis auf 55 Meter nähern.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/8077: Aus aller Welt - 18.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Israel kürzt Steuerüberweisungen an Palästinensische Autonomiebehörde

Das israelische Sicherheitskabinett hat am Wochenende beschlossen,
erstmals ein vom Parlament im Juli letzten Jahres verabschiedetes
Gesetz zur Anwendung zu bringen, welches die Zurückhaltung von
Steuern für die Palästinensische Autonomiebehörde in dem Umfang
ermöglicht, in dem letztere Familien von Gefangenen und getöteten
Attentätern unterstützt. Zur Zeit betrifft das rund 6000
Palästinenser und Palästinenserinnen. Aktuell geht es um 122
Millionen Euro von den Steuern und Abgaben, welche Israel im
vergangenen Jahr vertragsgemäß für die Autonomiebehörde erhoben hat.
Der Präsident der Autonomiebehörde, Abbas, sieht in der finanziellen
Unterstützung der Familien eine nationale, humanitäre und soziale
Pflicht, wie hoch auch immer der israelische und internationale Druck
dagegen ist. Die Palästinensische Autonomiebehörde hat mit
erheblichen finanziellen Problemen zu kämpfen. Washington hat im
vergangenen Jahr Zahlungen an das UN-Hilfswerk für
Palästina-Flüchtlinge (UNRWA) sowie andere Entwicklungsprogramme in
den Autonomiegebieten eingestellt. Das Welternährungsprogramm mußte
seine Leistungen für die Palästinenser wegen fehlender Mittel
zusammenstreichen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/8036: Medizin und Gesundheitswesen - 18.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Viele Kinder chronisch krank

Um die Gesundheit von Kindern und Jugendlichen steht es nicht zum
Besten. Wie das Deutsche Ärzteblatt berichtete, ist mehr als jedes
vierte Kind in Rheinland-Pfalz chronisch krank. Das ergab eine Studie
der DAK Gesundheit. Die Jungen und Mädchen im Alter von bis zu 17
Jahren leiden vor allem unter Asthma und Heuschnupfen, aber auch
unter Neurodermitis und entzündlichen Darmerkrankungen. Außerdem
leidet rund jeder Zehnte an einer möglicherweise chronisch
verlaufenden psychischen Erkrankung.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/8065: Kriminalität und Rechtsprechung - 18.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Bundesgerichtshof läßt zweites Strafverfahren gegen Nils D. zu

Der Bundesgerichtshof hat eine erneute Anklage des wegen Terrorismus
verurteilten Nils D. aus Dinslaken zugelassen. Der
Generalbundesanwalt eröffnete das Hauptverfahren wegen neuer
Mordvorwürfe gegen den ehemaligen IS-Milizionär. Die Aufhebung des
Haftbefehls gegen ihn wurde rückgängig gemacht, so eine Sprecherin
des Karlsruher Gerichts. Im ersten Verfahren war der zum Islam
konvertierte Deutsche 2016 wegen Zugehörigkeit zum Islamischen Staat
(IS) zu viereinhalb Jahren Haft verurteilt worden. Aufgrund
nachträglich vorgebrachter Zeugenaussagen werden ihm nun dreifacher
Mord und Kriegsverbrechen vorgeworfen. Das Oberlandesgericht
Düsseldorf hatte letztes Jahr eine erneute Anklage von Nils D. nicht
zugelassen, weil eine zweite Bestrafung wegen derselben Tat vom
Grundgesetz her nicht zugelassen ist. Das Gericht war davon
ausgegangen, daß die Anklage zeitlich und inhaltlich die Taten
betrifft, wegen derer Nils D. bereits verurteilt worden war. Die
Zeitung Bild, die von den Vorgängen berichtete, hat nach eigenen
Angaben einen Zeugen ausgemacht, der Nils D. Beteiligung an der
Mißhandlung von Gefangenen vorwarf, in deren Folge mehrere gestorben
waren.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7988: Sprache, Kunst und Medium - 18.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Proteste in London gegen BP als Sponsor des British Museum

Etwa 350 Aktivistinnen und Aktivisten haben am Sonntag in der
Eingangshalle des British Museum in London gegen den Mineralöl-Konzern
als Sponsor für das Museum, aber auch einzelne Ausstellungen
protestiert.

Anlaß ist die Ausstellung "I am Ashurbanipal" mit dem assyrischen
König dieses Namens im Zentrum, die von BP finanziell unterstützt
wird. Zu sehen ist Kunst aus dessen Regierungszeit.

Laut der Tageszeitung The Guardian soll es sich bei einigen der
Exponate um Raubkunst aus der ottomanischen Zeit handeln, was die
Museumsleitung bestreitet. Der Erwerb sei im Einvernehmen mit den
Behörden abgewickelt worden.

Der Hauptvorwurf richtet sich demnach auch gegen den Konzern, der sich
nach Auffassung der Initiative einen bürgerlichen Anstrich gibt,
tatsächlich aber zu den zerstörerischsten Unternehmen weltweit zähle,
der gerade der Bevölkerung Iraks Armut und viel Elend gebracht habe.

Belegt sei, daß BP nach dem Millenium intensive und erfolgreiche
Lobby-Arbeit bei der Londoner Regierung betrieben hat, um gleich nach
Kriegsende im Irak die Ölförderung wieder aufnehmen zu können.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/8055: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 18.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Truppenabzug für jemenitische Hafenstädte vereinbart

Vertreter der international anerkannten Regierung im Jemen und der
Huthi-Rebellen haben sich nach zweitägigen Verhandlungen in der
Hafenstadt Hudaida im Grundsatz auf das weitere Vorgehen zur
Umsetzung der Waffenstillstandsvereinbarungen vom Dezember
verständigt. Beide Seiten wollen aus Hudaida und den Hafenstädten
Saleef und Ras Issa ihre Truppen abziehen, damit wieder dringend
benötigte Hilfsgüter ins Land kommen können. Ein Zeitpunkt für den
Truppenabzug wurde noch nicht genannt. Mehrere derartige
Vereinbarungen wurden in der Vergangenheit nicht umgesetzt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/8069: Aus Parlament und Gesellschaft - 18.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Merkel vermutet hinter Schüler-Klimaprotesten lenkende Hand

Bundeskanzlerin Merkel hat zum Abschluß ihrer Rede vor der Münchner
Sicherheitskonferenz auf eine eher allgemein gehaltene Frage ihres
Biographen Kornelius zur Lage Europas von Europas Gegnern und einer
hybriden Kriegsführung Rußlands gesprochen, welche täglich in jedem
europäischen Land zu spüren ist. Als erstes werden immer die
ökonomisch Schwächsten angegriffen. Plötzlich gibt es Bewegungen im
Internet, die man nicht für möglich gehalten hätte. In Deutschland
protestieren jetzt die Kinder für Klimaschutz. Das sei ein wirklich
wichtiges Anliegen, versicherte die Kanzlerin. Aber daß plötzlich
alle deutschen Kinder nach Jahren ohne jeden äußeren Einfluß auf die
Idee kämen, daß man diesen Protest machen müsse, das könne man sich
auch nicht vorstellen. Merkels Sprecher Seibert stellte später klar,
die Kanzlerin habe die Demonstrationen von Schülern und Schülerinnen
als ein Beispiel für die Mobilisierung durch Kampagnen im Netz
genannt. Seibert betonte, Merkel finde das Engagement der Streikenden
ausdrücklich gut.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/8038: Tragisches und Kurioses - 18.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Zehn Stunden am Stück treppauf treppab

Bei der fünften Auflage des Treppenhaus-Marathons hat André Weinand 
aus Rust seinen Titel in Hannover verteidigt und einen Rekord 
aufgestellt.

Wie die Hannoversche Allgemeine berichtete, brauchte der 41 Jahre alte
Extremsportler zehn Stunden und vier Minuten, um die fast 84.000
Stufen eines 13stöckigen Hochhauses 194 Mal hinauf und hinunter zu
rennen. Damit unterbot er seine bisherige Bestzeit um etwa neun
Minuten, sagte Erfinder und Veranstalter Horst Liebetruth am Sonntag
der Deutschen Presse-Agentur.

Die zweitbeste Zeit erreichte Gabriele Hirsemann aus Hildesheim. Von
den 19 Teilnehmern - darunter vier Frauen - erreichten auf der
Marathondistanz von 42,192 Kilometern immerhin acht das Ziel. Bei
dieser Vertikal-Variante wird mit der etwa vierfachen Belastung
gegenüber dem Straßenlauf gerechnet.

18. Februar 2019






Copyright 2019 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/8066: Arbeit, Soziales und Familie - 18.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Warnstreiks bei der Arbeiterwohlfahrt in NRW

Am Warnstreik bei der Arbeiterwohlfahrt am Montag in
Nordrhein-Westfalen haben sich nach Angaben der Gewerkschaft Verdi
3500 Mitarbeiter beteiligt. Rund 2900 kamen zu einer zentralen
Kundgebung nach Essen. Am Dienstag sollten die Warnstreiks in einigen
Einrichtungen fortgesetzt werden. Bestreikt werden
Kindertagesstätten, Seniorenwohnheime, Berufsbildungswerke,
Beratungsstellen und Offene Ganztagsschulen. Die AWO beschäftigt in
NRW in etwa 3000 Einrichtungen rund 65.000 Mitarbeiter und
Mitarbeiterinnen. Deren Lohn soll auf das Niveau des öffentlichen
Dienstes angehoben werden. Deshalb fordert Verdi zehn Prozent mehr
Geld bei einer Laufzeit des Tarifvertrags von 13 Monaten. Die
Arbeitgeber haben in der vergangenen Woche sieben Prozent angeboten.
Die vierte Verhandlungsrunde soll am 6. März stattfinden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/8047: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 18.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Keine einheitlichen Glyphosat-Richtlinien

Obgleich Union und SPD im Koalitionsvertrag vereinbart hatten, den
Einsatz von glyphosathaltigen Pflanzenschutzmitteln deutlich
einzuschränken, tut sich die Bundesregierung weiterhin schwer, sich
auf einheitliche Richtlinien zu einigen. So will Julia Klöckner (CDU)
als Bundeslandwirtschaftsministerin die Anwendung in privaten Gärten,
öffentlichen Grünanlagen, Naturschutzgebieten und in der Nähe von
Gewässern verbieten. Das ist Bundesumweltministerin Svenja Schulze
(SPD) aber bei weitem zu wenig. Wie sie in ihrem Konzept ausführt,
will sie sehr viel schärfere Einschränkungen durchsetzen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/8054: Märkte und Finanzen - 18.02.2019 (SB)




VOM TAGE



USA größter Importeur von Waren aus Deutschland

Von allen Ländern profitieren die USA am meisten von Produkten aus
Deutschland. Im vergangenen Jahr führten sie Waren für 113,5
Milliarden Euro ein, wie das Statistische Bundesamt auf Basis
vorläufiger Zahlen meldete. Demnach stiegen die Importe der USA aus
Deutschland gegenüber 2017 um 1,5 Prozent. Der Exportüberschuß
Deutschlands gegenüber den USA belief sich auf 48,9 Milliarden Euro.
Zweitgrößter Abnehmer war Frankreich, gefolgt von China. Die
Volksrepublik ihrerseits lieferte so viele Waren nach Deutschland wie
kein anderes Land. Der bilaterale Handel mit China hatte einen Umfang
von knapp 200 Milliarden Euro, gefolgt von den Niederlanden mit fast
190 und den USA mit 178 Milliarden Euro. Hauptexportgüter
Deutschlands waren Maschinen und Kraftfahrzeuge.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/8070: Aus Forschung und Technik - 18.02.2019 (SB)




VOM TAGE



Tausende Apps greifen unerlaubt Nutzerdaten ab

Auch wenn viele Apps kostenlos sind, bedeutet das nicht, daß die
Entwickler allein vom puren Altruismus angetrieben werden. So meldete
gerade die Plattform areamobile.de, daß Tausende von Apps unerlaubt 
Nutzerdaten abgreifen. Obgleich dieser Vorwurf schon seit Monaten 
bekannt ist, hat Google wegen dieses Verstoßes gegen die eigenen 
Werberichtlinien lange nicht reagiert. So ergab eine Untersuchung der 
unabhängigen Forschungseinrichtung Appcensus aus dem kalifornischen 
Berkeley, welche aus einer Datenbank von 24.000 Android-Apps die 
sogenannte Werbe-ID für Smartphones abfragen, daß rund 70 Prozent 
weitere Identifizierungsmerkmale abgreifen würden. Selbst populäre 
Apps wie Clean Master und Subway Surfers, die mehr als eine Milliarde 
Mal installiert wurden, verstoßen gegen die Werberichtlinien.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





STERN/392: "Sternschweife" - der Beginn vom Ende eines offenen Sternhaufens (idw)


Universität Heidelberg - 15.02.2019

"Sternschweife" - der Beginn vom Ende eines offenen Sternhaufens

Heidelberger Forscher weisen dieses Phänomen mithilfe von Gaia-Daten
anhand der Hyaden erstmals nach



Im Laufe ihres Lebens verlieren offene Sternhaufen kontinuierlich Sterne
an ihre Umgebung. Dadurch entstehende, langgestreckte "Sternschweife"
bieten Einblicke in Entwicklung und Auflösung eines Sternhaufens. Im
Milchstraßensystem sind diese Schweife bisher nur bei massereichen
Kugelsternhaufen und Zwerggalaxien entdeckt worden. Für offene Sternhaufen
wurde dieses Phänomen lediglich theoretisch vorhergesagt. Forscher der
Universität Heidelberg haben erstmals die Existenz eines solchen "Tidal
Tail" nachgewiesen - in dem Sternhaufen, der der Sonne am nächsten liegt,
den Hyaden. Die Entdeckung beruht auf der Auswertung von Messdaten des
Gaia-Satelliten.

Offene Sternhaufen sind Ansammlungen von annähernd 100 bis zu wenigen
tausend Sternen, die nahezu gleichzeitig aus einer kollabierenden Gaswolke
entstanden sind und sich in etwa mit derselben Geschwindigkeit durch den
Raum bewegen. Verschiedene Einflüsse führen allerdings dazu, dass sie sich
bereits nach einigen Hundert Millionen Jahren auflösen: Gegen die
Eigengravitation, die die Sterne aneinander bindet, arbeitet unter anderem
die Gezeitenwirkung einer Galaxie. Dadurch werden Sterne aus dem Haufen
herausgezogen. Während der Bewegung eines Sternhaufens durch die
Milchstraße führt dies zur Ausbildung von "Sternschweifen". Es ist der
Beginn vom Ende eines offenen Sternhaufens.

Dieses Phänomen haben Wissenschaftler des Zentrums für Astronomie der
Universität Heidelberg (ZAH) gemeinsam mit Forschern des
Max-Planck-Instituts für Astronomie in Heidelberg nun zum ersten Mal für die
Hyaden nachgewiesen, einem der älteren und am besten untersuchten offenen
Sternhaufen im Milchstraßensystem. Die Forscher nutzten hierfür die im
April 2018 veröffentlichten Daten des Astrometrie-Satelliten Gaia, der
seit fünf Jahren den Sternenhimmel systematisch erfasst. Gaia liefert
dabei keine direkten Himmelsaufnahmen, sondern misst die Bewegungen und
Positionen der Sterne.

Aus diesen Daten konnten die Heidelberger Astronomen zwei "Tidal Tails"
der Hyaden mit insgesamt rund 500 Sternen identifizieren, die sich bis zu
650 Lichtjahre entfernt vom Cluster erstrecken. Dabei geht einer der
beiden Schweife dem offenen Sternhaufen voraus, der andere folgt diesem
nach, wie Dr. Siegfried Röser von der zum ZAH gehörenden Landessternwarte
Königstuhl erläutert. "Unsere Entdeckung zeigt, dass es möglich ist, die
Bahnen einzelner Sterne der Milchstraße zu ihrem Entstehungsort in einem
Sternhaufen zurückzuverfolgen", so Dr. Röser. Der Wissenschaftler geht
davon aus, dass dies nur der Auftakt für weitere bedeutende
Forschungsergebnisse in der galaktischen Astronomie ist. Neben den
Forschern in Heidelberg hat auch ein Team aus Wien die "Sternschweife" der
Hyaden entdeckt.

Die Forschungsarbeiten wurden im Rahmen des von der Deutschen
Forschungsgemeinschaft geförderten Sonderforschungsbereichs "Das
Milchstraßensystem" (SFB 881) an der Universität Heidelberg durchgeführt.


Originalpublikation:

S. Röser, E. Schilbach and B. Goldman:

Hyades tidal tails revealed by Gaia DR2.

Astronomy & Astrophysics 621, L2 (2019),

https://doi.org/10.1051/0004-6361/201834608

Weitere Informationen unter:

http://www.zah.uni-heidelberg.de/de/zah

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution5
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ZOOLOGIE/1611: Ameisen gegen Elefanten - Wie die Insekten die Fressfeinde von Akazien aufspüren (idw)


Ruhr-Universität Bochum - 15.02.2019

Ameisen gegen Elefanten: Wie die Insekten die Fressfeinde von Akazien
aufspüren



Ameisen beschützen afrikanische Akazien gegen Fressfeinde wie Elefanten,
Giraffen oder Antilopen und erhalten im Gegenzug Unterschlupf und Nahrung
von den Bäumen. Wie die Ameisen die Säugetiere detektieren, haben Bochumer
Biologen in Afrika erforscht. In Current Biology berichten sie am 14.
Februar 2019, dass die Insekten dafür Vibrationen nutzen und dass sie
zwischen Vibrationen durch Säugetiere und Wind unterscheiden können.

Afrikanische Akazien haben viele Feinde. Pflanzenfressende Tiere wie
Giraffen, Elefanten oder Antilopen können verheerenden Schaden anrichten.
Sie fressen Blätter, ziehen dem Stamm die Rinde ab, brechen Äste oder
stürzen den ganzen Baum um. Um sich zu schützen, gehen viele Akazien eine
sogenannte mutualistische Beziehung mit Ameisen ein.

Ameisen als Bodyguards

Sie stellen Ameisen sozusagen als Bodyguards ein, bieten Nahrung und
Unterschlupf und erhalten im Austausch Schutz vor Pflanzenfressern. Sobald
die Akazie angefressen wird, strömen Ameisen aus und verteidigen aggressiv
ihren Baum. Obwohl Ameisen viel kleiner sind, können sie Elefanten oder
Giraffen verjagen, indem sehr viele Tiere gemeinsam sehr schnell
reagieren.

Dr. Kathrin Krausa und Dr. Felix A. Hager von der Arbeitsgruppe
Verhaltensbiologie und Didaktik der Biologie der Ruhr-Universität Bochum
(RUB) wollten wissen, wie Ameisen es schaffen, so schnell zu reagieren und
den Angreifer zu finden. Dafür untersuchten sie das Verhalten der 
Akazien-Ameisen Crematogaster mimosae in Kenia. Ihre Ergebnisse wurden nun 
in dem renommierten Journal Current Biology publiziert.

Die beiden Forscher interessierte vor allem, was die Ameisen alarmiert.
Elefanten sind kaum zu übersehen, nachts jedoch, und mit den relativ
schlechten Augen der Ameisen, sind visuelle Reize nur sehr eingeschränkt
von Nutzen. Die Ausbreitung chemischer Reize, mit denen bisher die
Abwehrreaktion der Ameisen erklärt wurde, ist verhältnismäßig langsam und
stark vom Wind abhängig. Daher wären sie keine zuverlässige
Informationsquelle.

"Wir hielten es darum für viel wahrscheinlicher, dass die Ameisen
mechanische Reize detektieren", sagt Kathrin Krausa. Damit fiel ihre
Forschung in den Bereich der Biotremologie. Dies ist eine junge
wissenschaftliche Disziplin, die die Produktion, Ausbreitung und
Wahrnehmung von substrat-getragenen Vibrationen und ihren Effekt auf
Organismen untersucht.

Vibrationen können durch Tiere, aber auch durch Wind hervorgerufen
werden

"Eine Akazie in der afrikanischen Savanne vibriert nicht nur, wenn ein
Elefant an ihr rüttelt", erklärt Felix Hager. "Auch Wind versetzt Äste
oder den ganzen Baum in Schwingungen." Die beiden Forscher wollten daher
die durch Wind verursachten Vibrationen mit denen von fressenden
Säugetieren vergleichen. "Anstelle von Elefanten, die zwar zahlreich
vorhanden, aber schwer zu bändigen waren, haben wir eine Ziege an den
Akazien fressen lassen", so Kathrin Krausa.

Die Messungen zeigen, dass sich Vibrationen verursacht von fressenden
Säugetieren klar von den vom Wind verursachten Vibrationen unterscheiden,
sie sind hochfrequenter. Auch Ameisen nehmen diesen Unterschied wahr.
Tatsächlich konnten Kathrin Krausa und Felix Hager zeigen, dass
Vibrationen, die durch das Abzupfen von Blättern verursacht werden, die
alarmierenden Reize sind.

Ameisen reagieren auf Säugetier-Vibrationen mit verstärktem
Patrouillieren, wohingegen sich ihre Aktivität nicht ändert, wenn der Baum
sich im Wind bewegt. Die Vibrationen, die entstehen, wenn ein Säugetier
ein Blatt abzupft, sind so stark, dass sie über den gesamten Baum
weitergeleitet und von den Ameisen wahrgenommen werden. "So werden die
überall auf dem Baum verteilten Ameisen innerhalb kürzester Zeit
alarmiert", so die Forscher.

Tropotaktische Orientierung

Eine durch Vibrationen alarmierte Ameise orientiert sich laut der Biologen
unmittelbar in die Richtung, aus der die Vibrationen kommen. Sie erhält
also eine Richtungsinformation. Dank dieser tropotaktischen Orientierung
können Ameisen sehr schnell den Angreifer lokalisieren und bekämpfen.
Vibrationen sind der Schlüsselreiz, den Ameisen nutzen, um die Akazie zu
verteidigen.

Förderung

Die Arbeiten wurden finanziell durch ein Feodor-Lynen-Forschungsstipendium
der Alexander-von-Humboldt-Stiftung an Dr. Felix A. Hager unterstützt.

Redaktion: Raffaela Römer


Originalpublikation:

Felix Hager, Kathrin Krausa:

Acacia ants respond to plant-borne vibrations caused by mammalian
browsers,

in: Current Biology, 2019, 

DOI: 10.1016/j.cub.2019.01.007

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





EUROPA/1766: Grüne beantragen Aktuelle Stunde zu deutsch-französischem Geheimabkommen zu Waffenexporten


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 18. Februar 2019

Grüne beantragen Aktuelle Stunde zu deutsch-französischem Geheimabkommen zu Waffenexporten



Die Grüne Bundestagsfraktion hat eine Aktuelle Stunde mit dem Titel
"Haltung der Bundesregierung zu einem vermeintlich
französisch-deutschem Abkommen zur Industriekooperation im
Verteidigungsbereich und etwaigen Verabredungen über Rüstungsexporte"
beantragt. Hierzu erklärt Britta Haßelmann, Erste Parlamentarische
Geschäftsführerin:

Wenn die Bundesregierung mit Frankreich geheime Verhandlungen über den
Verkauf von Waffensystemen an Drittländer führt, kann es nicht sein,
dass das Parlament davon erst aus der Presse erfährt. Wir fordern von
der Bundesregierung, alle Nebenabsprachen mit Frankreich transparent,
nachvollziehbar und öffentlich zu machen. Bei der
Rüstungsexportpolitik darf es keine Politik des kleinsten gemeinsamen
Nenners auf europäischer Ebene geben. Europäische Standards für den
Export dürfen keinesfalls untergraben werden. Auch bei einer
verstärkten Zusammenarbeit müssen Menschenrechte gelten. Wir fordern
strenge und restriktive gemeinsame Regeln für Rüstungsexporte entlang
menschenrechtlicher Kriterien.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. Februar 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





EUROPA/1765: Geheimabkommen verstößt gegen den Gemeinsamen Standpunkt der EU


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 15. Februar 2019

Geheimabkommen verstößt gegen den Gemeinsamen Standpunkt der EU



Zu Berichten über ein deutsch-französisches Geheimpapier zu
Waffenexporten erklären Franziska Brantner, Sprecherin für
Europapolitik, und Katja Keul, Sprecherin für Abrüstungspolitik:

Es ist absurd, dass ein so wichtiges Thema wie der spätere Verkauf von
Waffensystemen an Drittländer von der Bundesregierung mit Frankreich
in einem Geheimabkommen verhandelt wird und dass Opposition und
Öffentlichkeit davon aus der Presse erfahren. Eine europäische und in
diesem Fall deutsch-französische Rüstungskooperation darf nicht
bedeuten, Menschenrecht zu missachten und solch heikle Entscheidungen
wie den Export von Waffen an Länder außerhalb der NATO einer anderen
Regierung zu überlassen, selbst wenn es unser französischer Nachbar
ist.

Mit einer solchen Regelung versucht man offenbar an das
Schmidt-Debré-Abkommen aus den siebziger Jahren anzuknüpfen.
Inzwischen ist dies aber nicht mehr möglich, da eine solche Regelung
gegen den Gemeinsamen Standpunkt der EU zu Waffenausfuhren aus dem
Jahr 2008 verstößt und damit gegen geltendes Europarecht.

Es darf auf europäischer Ebene keine Rüstungsexportpraxis des
kleinsten gemeinsamen Nenners geben. Wir Grüne fordern die
Bundesregierung auf, umgehend Transparenz zu schaffen und alle
Nebenabsprachen mit Frankreich öffentlich zu machen. Es muss strenge
und restriktive gemeinsame Regeln für Rüstungsexporte entlang
menschenrechtlicher Kriterien geben.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 15. Februar 2019

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





RECHT/540: Katja Kipping zur Diskussion über die Rücknahme von IS-Kämpfern


DIE LINKE - Pressemitteilung vom 18. Februar 2019

Katja Kipping zur Diskussion über die Rücknahme von IS-Kämpfern



Katja Kipping, Vorsitzende der Partei DIE LINKE:

"Die Verbrechen des IS sind systematische Verbrechen gegen die
Menschlichkeit. Die europäischen Staaten diskutieren derzeit darüber,
ob und in welchem Rahmen sie Staatsbürger, die IS-Verbrechen begangen
haben, zurücknehmen und vor Gericht stellen. Es geht aber nicht nur um
die Rücknahme von etwaigen Straftätern, sondern auch um eine
grundsätzliche Auseinandersetzung mit den IS-Verbrechen. Ein
internationales Tribunal ähnlich den Strafgerichtsverfahren für Ruanda
wäre aus meiner Sicht ein geeigneter Weg, die Verbrechen systematisch
aufzuklären und die Hauptverantwortlichen zu verurteilen.
Bundesaußenminister Heiko Maas sollte dies als Vorschlag in den
UN-Sicherheitsrat einbringen."

 * 

Quelle:

Partei DIE LINKE - Pressemitteilung vom 18. Februar 2019

Bundesgeschäftsstelle

Kleine Alexanderstraße 2, 10178 Berlin

Telefon: 030/240 09-0, Fax: 030 / 240 09 220
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





SOZIALES/2593: Unterhaltsvorschuss - Jugendämter besser ausstatten


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 18. Februar 2019

Unterhaltsvorschuss: Jugendämter besser ausstatten



"Seit der Reform des Unterhaltsvorschusses 2017 sind die Jugendämter
mit einer steigenden Zahl von Anträgen konfrontiert, es gibt
zahlreiche Beschwerden über die Bearbeitungszeit, und nun sinkt auch
noch die Rückholquote. Es ist dringend geboten, die Jugendämter
personell besser auszustatten, damit sie ihre Arbeit verrichten
können", sagt Katrin Werner, familienpolitische Sprecherin der
Fraktion DIE LINKE, mit Blick auf aktuelle Berichte über sinkende
Rückzahlungen beim Unterhaltsvorschuss. Werner weiter:

"Die Regierung ist in der Verantwortung, Menschen in die Lage zu
versetzen, Unterhalt zahlen zu können. Dazu braucht es eine gute
Arbeitsmarktpolitik: zwölf Euro Mindestlohn, Kampf gegen den
Niedriglohnsektor und gegen Leiharbeit."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 18. Februar 2019

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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BUNDESTAG/8041: Heute im Bundestag Nr. 175 - 18.02.2019


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 175

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Montag, 18. Februar 2019, Redaktionsschluss: 09.26 Uhr

1. Mehr Bahnfahrer durch neue ICE-Strecken

2. Ausgaben für Bundesfernstraßen

3. Motorräder weiterhin ohne Plakettenpflicht

4. Architekturwettbewerb für Bahngebäude

5. Kein Recht auf Vorlage von Akten



1. Mehr Bahnfahrer durch neue ICE-Strecken

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Nach Auskunft der Deutschen Bahn AG (DB AG) sind im
Jahr 2018 4,9 Millionen Reisende auf Strecken des Verkehrsprojekts
Deutsche Einheit Nr. 8.1 (VDE Nr.8.1) (Berlin - München) im
Fernverkehr der DB AG gefahren. Das schreibt die Bundesregierung in
ihrer Antwort (19/7577) auf eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis
90/Die Grünen (19/7247). Dies entspräche einer Steigerung von 2,5
Millionen Fahrgästen gegenüber dem Vorjahr auf der vergleichbaren
Verbindung via Jena und damit einer prozentualen Steigerung um 104
Prozent, heißt es in der Antwort. Über die Verbindungen zwischen
Frankfurt und Berlin (VDE Nr.8.2) - sowohl über Braunschweig als auch
über Erfurt - seien im Jahr 2018 8,9 Millionen Fahrgäste in Zügen der
DB Fernverkehr gefahren. "Hier konnte im Vergleich zum Jahr 2015 vor
der Inbetriebnahme der VDE 8.2 eine Steigerung um 1,6 Millionen
Reisende (22 Prozent) erzielt werden", schreibt die Regierung.

Bereits ein Jahr nach Inbetriebnahme des VDE 8.1 habe die DB
Fernverkehr AG im Dezember 2018 ihr Angebot auf der Strecke durch
zusätzliche Züge zwischen Berlin und München und erste internationale
Züge zwischen Berlin und Wien "deutlich ausgeweitet", heißt es in der
Antwort weiter. Hinzu kämen zusätzliche Sitzplätze in den bestehenden
Zügen durch den Einsatz des ICE 4, so dass seit Dezember 2018 den
Fahrgästen insgesamt knapp 20 Prozent mehr Sitzplatzkapazitäten zur
Verfügung stünden. Mittel- und langfristig werde die DB Fernverkehr AG
das Angebot entsprechend der Nachfrageentwicklung weiter ausbauen,
kündigt die Bundesregierung an.

Weiter heißt es in der Antwort, mit der Inbetriebnahme des VDE 8.1 sei
die systematische Bedienung der Städte Naumburg(Saale), Jena, Saalfeld
und Lichtenfels entlang der alten Route mit ICE-Zügen im Stunden-
beziehungsweise Zwei-Stunden-Takt entfallen. Über eine Neuordnung des
Nahverkehrssystems im Dezember 2017 seien die größten Städte im
Saaletal und in Oberfranken jedoch auf direktem Weg mit den
nächstgelegenen ICE-Knoten in Halle, Leipzig, Erfurt und Bamberg
verbunden. Die Anschlüsse in diesen Bahnhöfen seien auf den
ICE-Fahrplan optimiert worden, "so dass sich in der Regel nur kurze
Wartezeiten ergeben", heißt es in der Vorlage.

 * 

2. Ausgaben für Bundesfernstraßen

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Der größte Anteil der in den vergangenen beiden
Jahren verausgabten Mittel für Bundesfernstraßen ist nach Bayern
gegangen. Das geht aus der Antwort der Bundesregierung (19/7578) auf
eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/7056)
hervor. Der Antwort zufolge lagen die Ist-Ausgaben der
Bundesfernstraßenmittel für Bayern bei 1,83 Milliarden Euro in 2017
und 2,00 Milliarden Euro in 2018. Für Nordrhein-Westfalen wurden 1,28
Milliarden Euro in 2017 und 1,4 Milliarden Euro im Jahr 2018
verausgabt. 1,2 Milliarden Euro an Bundesfernstraßenmitteln gingen der
Vorlage zufolge im Jahr 2018 nach Baden-Württemberg. 2017 lag dieser
Wert bei 887 Millionen Euro.

 * 

3. Motorräder weiterhin ohne Plakettenpflicht

Verkehr und digitale Infrastruktur/Antwort

Berlin: (hib/HAU) Mopeds und Motorräder dürfen auch künftig -
unabhängig von ihrer Schadstoffklasse und ohne Plakette - in den zur
Einhaltung der Feinstaubgrenzwerte eingeführten Umweltzonen fahren.
Das geht aus der Antwort der Bundesregierung (19/7313) auf eine Kleine
Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/6756) hervor. In der
Antwort verneint die Bundesregierung die Frage, ob sie eine Anpassung
oder Abschaffung der in der 35. Verordnung zur Durchführung des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes (BImSchV) im Anhang 3 Nummer 4
genannten Ausnahmen plant. Laut der Vorschrift sind unter anderem
"zwei- und dreirädrige Kraftfahrzeuge" von der Plakettenpflicht
ausgenommen.

Die Regierung verweist darauf, dass die Luftqualitätsgrenzwerte für
Feinstaub in Deutschland "in den vergangenen Jahren zunehmend
eingehalten wurden". Zudem würden zwei und dreirädrige Kraftfahrzeuge
nur einen sehr geringen Beitrag zur innerstädtischen
Stickstoffdioxidbelastung aufweisen.

 * 

4. Architekturwettbewerb für Bahngebäude

Verkehr und digitale Infrastruktur/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/HAU) Den Architekturwettbewerb für das neue
Empfangsgebäude des geplanten Fern- und Regionalbahnhofs
Hamburg-Diebsteich thematisiert die Fraktion Die Linke in einer
Kleinen Anfrage (19/7582). Die Abgeordneten schreiben, es habe sich um
einen Einladungswettbewerb gehandelt, ohne vorherige Bekanntmachung
des Wettbewerbs im Amtsblatt der Europäischen Union und daher auch
ohne die Möglichkeit, sich unabhängig zu bewerben. Die Bundesregierung
wird nun gefragt, aus welchen Gründen es sich ihrer Auffassung nach
beim Bau des sich nach Fertigstellung im Eigentum der Deutschen
Bahn AG (DB AG) befindlichen Empfangsgebäudes nicht um einen
öffentlichen - und damit ausschreibungspflichtigen - Auftrag handelt.

 * 

5. Kein Recht auf Vorlage von Akten

Finanzen/Antwort

Berlin: (hib/HLE) Das parlamentarische Auskunftsrecht erstreckt sich
nicht auf die Vorlage von Akten oder anderen Dokumenten. Dies stellt
die Bundesregierung in ihrer Antwort (19/7575) auf eine Kleine Anfrage
der FDP-Fraktion (19/7305) fest, die Nachfragen zu internen Berichten
der Bundesregierung über Missstände in der Financial Intelligence Unit
(FIU) gestellt hatte. Dem Bundestag sei ein Aktenvorlagerecht
gegenüber der Bundesregierung nur auf Grundlage spezifischer
Ermächtigungsgrundlagen eingeräumt, so etwa den
Untersuchungsausschüssen, dem Petitionsausschuss, dem Wehrbeauftragten
des Bundestages und dem Wahlprüfungsausschuss. Ein darüber
hinausgehendes Aktenvorlagerecht des Bundestages gegenüber der
Bundesregierung bestehen nicht. Das sei ständige Staatspraxis. Weiter
heißt es in der Antwort: "Es entzieht sich der Kenntnis der
Bundesregierung, ob und - wenn ja - auf welche Weise interne Dokumente
über Missstände in der FIU der Presse zugänglich gemacht worden sind.
Eine autorisierte Herausgabe der in Rede stehenden Dokumente auf eine
offizielle Presseanfrage hat nicht stattgefunden."

 * 

Quelle:

Heute im Bundestag Nr. 175 - 18. Februar 2019 - 09.26 Uhr
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PRESSEKONFERENZ/1821: Regierungspressekonferenz vom 15. Februar 2019 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift Pressekonferenz - Freitag, 15. Februar 2019

Regierungspressekonferenz vom 15. Februar 2019

Themen: Terroranschlag in Indien, Termine der Bundeskanzlerin
(100-jähriges Firmenjubiläum der Firma Ottobock, Gespräch mit dem
Präsidenten der Europäischen Zentralbank, "Digitising Europe Summit 2019",
Empfang von Karnevalisten, Kabinettsitzung, Empfang der Staatspräsidentin
Georgiens, Empfang des Staatspräsidenten von Burkina Faso, Empfang des
Präsidenten Lettlands), Münchner Sicherheitskonferenz, Positionspapier von
Lungenärzten zu Luftschadstoffgrenzwerten, Novelle des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes, Speicherung von biometrischen Daten in
Pässen und Reisedokumenten, Stopp der Produktion des Airbus A380,
Besteuerung von Digitalkonzernen, Ausgaben der Bundesregierung für private
Beratungs- und Unterstützungsleistungen, mögliche Einrichtung einer
Gebäudekommission, Berichterstattung über Verhinderung einer geplanten
Abschiebung wegen Insolvenz der Fluggesellschaft Germania, Pläne zur
Einführung einer allgemeinen CO2-Abgabe, mögliche Entschädigung für
Stromerzeuger wegen des geplanten Kohleausstiegs, geplante Novellierung des
§ 219a StGB, Liste der sicheren Herkunftsstaaten, Konferenz zum Nahen
und Mittleren Osten in Warschau, Berichterstattung über illegale
Mülltransporte nach Malaysia, Fall des in Venezuela inhaftierten
Journalisten Billy Six


Themen: Terroranschlag in Indien, Termine der Bundeskanzlerin 
(100-jähriges Firmenjubiläum der Firma Ottobock, Gespräch mit dem Präsidenten
der Europäischen Zentralbank, "Digitising Europe Summit 2019", Empfang von
Karnevalisten, Kabinettsitzung, Empfang der Staatspräsidentin Georgiens,
Empfang des Staatspräsidenten von Burkina Faso, Empfang des Präsidenten
Lettlands), Münchner Sicherheitskonferenz, Positionspapier von Lungenärzten
zu Luftschadstoffgrenzwerten, Novelle des Bundes-Immissionsschutzgesetzes,
Speicherung von biometrischen Daten in Pässen und Reisedokumenten, Stopp
der Produktion des Airbus A380, Besteuerung von Digitalkonzernen, Ausgaben
der Bundesregierung für private Beratungs- und Unterstützungsleistungen,
mögliche Einrichtung einer Gebäudekommission, Berichterstattung über
Verhinderung einer geplanten Abschiebung wegen Insolvenz der
Fluggesellschaft Germania, Pläne zur Einführung einer allgemeinen 
CO2-Abgabe, mögliche Entschädigung für Stromerzeuger wegen des geplanten
Kohleausstiegs, geplante Novellierung des § 219a StGB, Liste der
sicheren Herkunftsstaaten, Konferenz zum Nahen und Mittleren Osten in
Warschau, Berichterstattung über illegale Mülltransporte nach Malaysia,
Fall des in Venezuela inhaftierten Journalisten Billy Six


Sprecher: StS Seibert, Breul (AA), Strater (BMVI), Fichtner (BMU),
Ruwwe-Glösenkamp (BMI), Jornitz (BMWi), Wogatzki (BMF), Fähnrich (BMVg),
Malachowski (BMJV)




Vors. Szent-Iványi eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

StS Seibert: Zunächst bitte ich für die Kleine Verspätung um
Entschuldigung.

Ich wollte zuerst auf den gestrigen Terroranschlag in Indien im Bundesstaat
Jammu und Kashmir eingehen. Sie wissen: Dort hat es einen
Selbstmordanschlag gegeben, zu dem sich die Terrororganisation
Jaish-e-Mohammed bekannt haben soll, bei dem mehr als 40 indische Soldaten
getötet und viele weitere verletzt wurden. Die Bundesregierung spricht
Indien und natürlich ganz besonders den Angehörigen der Opfer ihr tief
empfundenes Beileid aus. Wir verurteilen diesen grausamen Terroranschlag
auf das Schärfste.

Nun müssen die Hintergründe der Tat restlos aufgeklärt werden, und die
Verantwortlichen müssen in rechtsstaatlichen Verfahren zur Rechenschaft
gezogen werden. Wir stehen an der Seite unseres strategischen Partners
Indien. Deutschland und Indien teilen die Besorgnis über den Terror in der
Welt, und wir arbeiten bei seiner Bekämpfung international zusammen.

Breul: Wenn ich darf, würde ich das kurz ergänzen: Für uns als
Bundesregierung ist besonders wichtig, dass alle Staaten jegliche
Unterstützung von Terrorgruppen auf ihrem Territorium unterbinden und
verhindern, dass Terrornetzwerke über Grenzen hinweg operieren können.
Außenminister Maas plant heute auch im Rahmen der Münchner
Sicherheitskonferenz ein Gespräch mit dem pakistanischen Außenminister
Qureshi, und dabei wird es sicherlich auch Gelegenheit geben, diesen Punkt
anzusprechen.

Es ist für uns aber auch wichtig, dass alle Seiten jetzt besonnen reagieren
und sich der Verantwortung für die Stabilität in der Region bewusst sind.
Wir sind uns alle im Klaren: Der Kaschmir-Konflikt existiert seit mehr als
70 Jahren. Er hat zu zahlreichen bewaffneten Zusammenstößen geführt. Vor
diesem Hintergrund appellieren wir, dass Gesprächskanäle offengehalten
werden.

StS Seibert: Dann könnte ich die öffentlichen Termine der Bundeskanzlerin
in der kommenden Woche nennen.

Fangen wir mit Montag, den 18. Februar, an. Die Bundeskanzlerin wird in
Duderstadt am 100-jährigen Firmenjubiläum der Firma Ottobock teilnehmen.
Sie wird dort gegen 12.15 Uhr eine Rede halten. Ottobock ist ein
Familienunternehmen mit großer Innovationskraft im Bereich der
fortschrittlichen Medizintechnik, und das Ganze seit 100 Jahren. Das alles
wird die Bundeskanzlerin würdigen. Sie wird sich dann auch noch in das
Goldene Buch der Stadt Duderstadt eintragen.

Am Montagnachmittag wird dann im Kanzleramt ein Gespräch mit dem
Präsidenten der Europäischen Zentralbank, Mario Draghi, folgen. Die beiden
tauschen sich ja immer wieder einmal über aktuelle Fragen der Eurozone aus.
So ist dieses Treffen, das nicht presseöffentlich ist, einzuordnen.

Am Dienstag wird die Kanzlerin hier in Berlin im E-Werk am "Digitising
Europe Summit 2019" teilnehmen, veranstaltet vom Vodafone Institut für
Gesellschaft und Kommunikation. Sie wird dort gegen 10.15 Uhr eine Rede
halten. Die Veranstaltung trägt das Motto "The Future of Made in Europe".
Es geht natürlich um die Chancen und Herausforderungen der Digitalisierung
für Europa.

Am Nachmittag folgt dann ein traditioneller Termin: Karnevalisten aus ganz
Deutschland werden zu Gast im Bundeskanzleramt sein. Die Bundeskanzlerin
wird den Präsidenten des Bundes Deutscher Karneval und Prinzenpaare aus den
verschiedenen Bundesländern empfangen.

Am Mittwoch wird dann um 9.30 Uhr die Sitzung des Kabinetts stattfinden.

Am Mittwochnachmittag wird die georgische Staatspräsidentin Salome
Surabischwili zu ihrem Antrittsbesuch ins Kanzleramt kommen. Sie wird um
16.15 Uhr von der Bundeskanzlerin zu einem Gespräch empfangen werden. Es
wird zu Beginn einen Bildtermin geben.

Am Donnerstag, den 21. Februar, wird dann der Besuch des Staatspräsidenten
von Burkina Faso, Roch Marc Kaboré, im Bundeskanzleramt stattfinden. Im
Anschluss an dieses Gespräch mit der Bundeskanzlerin wird es gegen 14 Uhr
eine gemeinsame Pressekonferenz geben.

Am Freitag, den 22., wird um 10.30 Uhr der Präsident Lettlands, Raimonds
Vejonis, im Bundeskanzleramt empfangen werden. Er wird sich zu einem
Staatsbesuch in Deutschland aufhalten. Auch bei seiner Ankunft wird es
einen Bildtermin geben. - So viel dazu.

Breul: Ich könnte noch kurz etwas zu München sagen, weil es dazu Anfang der
Woche ja schon Fragen gab. Zu den Terminen des Außenministers dort: Er
befindet sich gerade im Flieger oder ist vielleicht gerade in diesen
Minuten schon gelandet. Es wird dann ein Mittagessen mit dem russischen
Außenminister Sergej Lawrow geben. Er wird heute Nachmittag auch eine Rede
in München halten. Kernthema ist, wie es gelingen kann, die multilaterale
Ordnung zu erhalten und Werte wie Kooperation und die Achtung des
Völkerrechts stark zu machen.

Wie Ihnen bereits bekannt ist, hat Außenminister Maas begonnen, ein
internationales Netzwerk aufzubauen. Heute wird er am Rande der
Sicherheitskonferenz auch ein Abendessen zu diesem Thema mit den
Außenministern aus Frankreich, Kanada und Japan durchführen, denen
ebenfalls sehr an diesem Thema gelegen ist. Des Weiteren wird es Gespräche
mit dem ukrainischen Außenminister Klimkin, mit dem japanischen
Außenminister Kono, mit dem chinesischen Außenminister sowie mit dem
iranischen Außenminister geben.

Morgen folgt dann der traditionelle Termin mit den Abgeordneten aus dem
US-Kongress. Wir freuen uns, dass in diesem Jahr besonders viele
Abgeordnete aus den USA angereist sind. Die letzte mir vorliegende Zahl ist
48. Das ist ein historischer Höchstwert und zeigt, wie eng verbunden
Europa, Deutschland und die Vereinigten Staaten sind.

Frage: Herr Seibert, ich habe eine Frage zu dem Gespräch mit Herrn Draghi
am Montag im Kanzleramt. Sie sprachen von einem regelmäßigen Austausch über
aktuelle Fragen der Eurozone. Können Sie vielleicht sagen, wann Herr Draghi
zuletzt im Kanzleramt zu Gast war? Welche aktuellen Fragen könnten dort zur
Sprache kommen?

StS Seibert: Die zweite Frage werde ich sicherlich nicht durch Beantwortung
irgendwie vorwegnehmen.

Wann Herr Draghi das letzte Mal da war, müsste ich nachschauen. Vielleicht
können wir das sogar im Laufe dieser Pressekonferenz noch nachreichen.

Frage: Herr Breul, ist das Mittagessen mit Herrn Lawrow ein allgemeines
Essen, oder gibt es bestimmte Schwerpunkte? Spielt der INF-Vertrag eine
Rolle? Ist da noch etwas zu machen oder zu erweitern, oder können Sie uns
andere Schwerpunkte nennen?

Breul: Das ist ein reguläres Gespräch zwischen den beiden Außenministern,
wie es regelmäßig stattfindet. Dabei stehen alle möglichen Themen auf der
Agenda. Mit Sicherheit wird auch über den INF-Vertrag geredet werden.

Frage: Ich habe eine Frage an das Verkehrsministerium zu den
Stickoxidgrenzwerten. Jetzt gibt es ja in dieser Woche Berichte darüber,
dass die Berechnungen des Lungenfacharztes Köhler offenbar leichte
Unsicherheiten hatten. Ihr Minister hat sich hingegen dieser Kritik des
Lungenfacharztes relativ schnell angeschlossen. Welche Konsequenzen ziehen
Sie oder der Minister denn jetzt daraus, dass die Stickoxidwerte offenbar
falsch berechnet waren?

Daran anschließend: Warum hat sich der Minister diese Kritik denn so
schnell zu eigen gemacht, ohne vielleicht einmal selbst nachzurechnen?

Strater: Ich fange einmal mit dem Ersten an. Wir haben uns dazu entgegen
anderer Meldungen, die sagen, wir hätten das nicht getan, auch bereits
gestern geäußert. Wir haben gestern mitgeteilt, dass der Aufruf der
Lungenärzte einen Impuls für die Debatte über die europäischen
NOx-Grenzwerte gesetzt hat. Diese Debatte hat dazu geführt - das haben wir
auch hier in dieser Veranstaltung besprochen -, dass sich die Leopoldina
als Nationale Akademie der Wissenschaften des Themas annehmen soll, um eine
fundierte, gemeinschaftliche Position herzustellen.

Der Minister hat auch ein Schreiben an die EU-Verkehrskommissarin Violeta
Bulc geschickt, damit die EU-Kommission die Herleitung des Grenzwertes
sowie eine Neubewertung prüft. Minister Scheuer hat darüber auch mehrfach
mit Frau Bulc gesprochen. Ziel, so dieses Schreiben, sollte es sein, die
Debatte insgesamt auf der Basis zutreffender Fakten und anerkannter
wissenschaftlicher Methoden zu versachlichen. Hierfür, so das Schreiben
weiter, bietet sich der aktuell in der Zuständigkeit der Generaldirektion
Umwelt stattfindende Fitness-Check der Luftqualitätsrichtlinie an.

Auf diesen Ebenen, die ich gerade genannt habe - also Leopoldina als
Nationale Akademie der Wissenschaften und EU-Ebene, Kommission -, muss die
Debatte wissenschaftlich fortgesetzt und eine Versachlichung herbeigeführt
werden.

Im Übrigen weise ich auch noch einmal auf das hin, was der
Verkehrsgerichtstag in Goslar zu dem Thema gesagt hat beziehungsweise
beschlossen hat. Der Verkehrsgerichtstag in Goslar hat beschlossen, dass
die Europäische Kommission aufgefordert werden soll, zeitnah den Grenzwert
auf seine wissenschaftliche Fundiertheit und Belastbarkeit zu überprüfen
und künftig eine gesetzlich verpflichtende Evaluierung von Grenzwerten
vorzusehen. Nur auf der Grundlage eines wissenschaftlich fundierten
Grenzwertes dürfen Fahrverbote als in Grundrechte eingreifende Maßnahmen
als letztes Mittel angeordnet werden, sagt der Verkehrsgerichtstag in
Goslar.

Weil Sie gesagt haben, der Minister habe sich die Arbeit von Herrn Prof.
Köhler zu eigen gemacht: Das ist nicht so, auch wenn der
Verkehrsausschussvorsitzende das gerne so haben möchte und heute behauptet.
Prof. Köhler ist auch nicht der Chefberater des Verkehrsministers, wie es
die Deutsche Umwelthilfe gestern in einem Tweet behauptet hat. Er hat sich
auch nicht in die wissenschaftliche Debatte um diese Werte als solche
eingemischt, sondern er hat die Debatte als solche begrüßt. Das Ziel dieser
Debatte habe ich Ihnen gerade beschrieben.

Zusatzfrage: Ist denn im Ministerium selbst nachgerechnet worden?

Strater: Es ist ja nicht unsere Aufgabe, uns in diese wissenschaftliche
Erarbeitung dieser Werte oder dieser Berechnungen einzumischen, sondern wir
müssen politische Entscheidungen treffen. Die müssen auf verifizierten
wissenschaftlichen Erkenntnisse fußen. Die Ebenen, auf denen diese
wissenschaftlichen Erkenntnisse erarbeitet werden, habe ich Ihnen gerade
genannt.

StS Seibert: Ich will noch kurz etwas zur Rolle der Leopoldina nachtragen:
Die Wissenschaft forscht natürlich unabhängig. So hat die Bundesregierung
die Bitte an die Leopoldina als Nationale Akademie der Wissenschaften
gerichtet, sich dieses Themas anzunehmen. Die erarbeitet derzeit eine
Darstellung zum Stand der aktuellen wissenschaftlichen Erkenntnisse zu den
gesundheitlichen Folgen der Stickoxidbelastung in der Atemluft.

Frage: Herr Strater, es ist natürlich objektiv richtig, dass da eine
Diskussion angestoßen wurde. Gleichwohl haben wir hier auch erlebt, wie
sehr schnell nach der Veröffentlichung des Papiers von Köhler und 100
Unterstützern Ihr Minister das sozusagen als Indiz dafür herangezogen hat,
dass wir es hierbei mit einer überhitzten Debatte zu tun hätten und dass es
gut sei, dass die nun endlich seriös und wissenschaftlich geführt werde.
Jetzt stellt sich heraus, dass das, worauf der Minister seine Position
gestützt hat und was er begrüßt hat, einfach unseriös und rechnerisch
falsch ist. Wäre es dann nicht doch angezeigt, "Es ist uns peinlich" zu
sagen? Sie haben sich nämlich an eine vornehmlich wissenschaftliche
Position angehängt, die einfach keine wissenschaftliche Position war.

Ich darf noch einmal ein Zitat bringen: "Der Aufruf der Lungenärzte muss
dazu führen, dass die Umsetzung der Grenzwerte hinterfragt und
gegebenenfalls verändert wird." Die Lungenärzte haben ihren Aufruf mit
falschen Berechnungen begründet. Jetzt können Sie doch nicht einfach sagen
"Das geht uns alles nichts mehr an"!

Strater: Der Minister hat ja nicht gesagt, dass der Aufruf der Lungenärzte
sozusagen die abschließende Bewertung der Plausibilität der Grenzwerte ist,
sondern es hat einen Impuls für eine Debatte über diese Grenzwerte gegeben,
die auf diesen Ebenen, die ich eben genannt habe, geführt werden muss,
insbesondere auf der europäischen Ebene, weil es hierbei um eine
europäische Festlegung dieser Grenzwerte geht. Deswegen hat er sich an die
Kommissarin gewandt, um diesen Impuls auch nach Brüssel zu tragen, wenn man
so will.

Wenn Sie sagen, es hat Fehler gegeben: Ja, wer Fehler macht, muss
nacharbeiten und die Gesamtaussage noch einmal überprüfen. Aber das könne
nicht wir tun. Das muss Herr Prof. Köhler selbst machen.

Zusatzfrage: Aber noch einmal: Der Minister hat die Notwendigkeit einer
Überprüfung aus einem Zahlenwerk abgeleitet, das objektiv falsch ist. Wo
ist da eine Verantwortlichkeit des Ministers?

Strater: Wir sind nicht der Autor dieses Aufrufes, sondern der Autor ist
Prof. Köhler samt anderen Lungenärzten. Die haben den auch unterzeichnet.
Es sind mehr als 100. Wir haben ihn ja nicht unterzeichnet.

Wir haben gesagt: Es muss eine Versachlichung der Debatte geben. Dafür hat
dieser Aufruf einen Impuls gesetzt. Wenn Fehler gemacht worden sind: Ich
habe gerade gesagt, was zu tun ist. Diese Debatte muss auf dieser Ebene
geführt werden, die der Minister adressiert hat, nämlich in Brüssel.

Frage (zum Bundes-Immissionsschutzgesetz): Es gibt jetzt eine Vorabmeldung
des "Spiegel", wonach im Bundestag geplant wird, bei der Nachrüstung den
Grenzwert bezüglich der Einfahrerlaubnis in belasteten Städte von, glaube
ich, 270 Milligramm auf 350 Milligramm zu erhöhen. Ich wollte einmal das
Umweltministerium und das Verkehrsministerium fragen, ob diese Pläne
bekannt sind. Es handelt sich dabei laut "Spiegel" um eine Gruppe von
Abgeordneten, um Verkehrspolitiker der beiden Regierungsfraktionen. Würde
so eine Anhebung von den Häuser mitgetragen werden?

Fichtner: Es geht um das Bundes-Immissionsschutzgesetz. Ich kann, weil Sie
die Bundesregierung beziehungsweise das Bundesumweltministerium fragen,
sagen, was wir im Bundeskabinett beschlossen haben und warum wir das getan
haben. Was ich nicht tun kann, ist, jetzt mit Ihnen zu besprechen, was im
Bundestag damit passieren wird. Da gilt das "Strucksche Gesetz", das machen
die Abgeordneten frei und ohne uns.

Wenn Sie mich nach der Kenntnis fragen: Ich habe das aus dem "Spiegel"
erfahren.

Möchten wir noch wissen, warum wir auf die 270 Milligramm gekommen sind?
Das wissen Sie vermutlich schon.

Zusatz: Ja, vielleicht könnten Sie noch einmal begründen, warum die 270
Milligramm angenommen werden und ob dieser Grenzwert eben bei Betrachtung
der Gesundheit vielleicht das Höchste der Gefühle ist.

Fichtner: Das ist auch ein wesentlicher Teil des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes. Darin geht es ja nicht nur um die Frage
der Verhältnismäßigkeit, die sonst meistens diskutiert wird, sondern es
geht auch um die Frage, ob man eigentlich sicher sein kann, dass
nachgerüstete Euro-5-Fahrzeuge auch bei Fahrverboten weiter einfahren
dürfen. Das regeln wir durch diesen Grenzwert, der im Bundeskabinett auf
270 Milligramm festgelegt wurde. Dieser Wert ist einer, von dem uns
Nachrüster sagen "Den können wir schaffen", sodass jetzt jeder sicher sein
kann. Nachrüster wissen also, worauf sie sich einstellen können, und
Autofahrer wissen auch, dass, wenn sie dann nachgerüstet haben, nicht vom
Fahrverbot betroffen sein werden, auch wenn sie ein Euro-5-Fahrzeug fahren.

Die 270 Milligramm sind aus dem Prüfstandswert in Höhe von 180 Milligramm
hergeleitet, multipliziert mit dem in der EU üblichen strengen
Konformitätsfaktor von 1,5.

Frage: In der Vorabmeldung heißt es auch - vielleicht Herr Seibert und auch
das Verkehrsministerium gefragt -, dass ursprünglich BMW mit diesem
Vorstoß, diesen Grenzwert heraufzusetzen, an das Kanzleramt herangetreten
sei. Vielleicht können Sie dazu etwas sagen.

An das Verkehrsministerium: Es heißt auch, so berichtet der "Spiegel", dass
Herr Scheuer schon beauftragt worden sei, den Grenzwert bei der Nachrüstung
entsprechend heraufzusetzen. Ist das richtig?

StS Seibert: Das Einzige, das ich zu der Frage der Novelle des
Bundes-Immissionsschutzgesetzes sagen kann, ist, dass sie sich jetzt im
parlamentarischen Verfahren befindet, worauf der Kollege schon hingewiesen
hat, und dass wir auf eine baldige Verabschiedung hoffen.

Strater: Ich kann mich den Vorrednern nur anschließen, den Kollegen aus dem
Umweltministerium und dem Regierungssprecher. Was das Thema "technische
Richtlinie für Hardwarenachrüstung" angeht, so haben wir sie bereits
erarbeitet. Sie finden sie auf unserer Internetseite. Das ist die Basis,
auf der die Hersteller ihre Systeme entwickeln.

Zusatzfrage: Ist es denn falsch, dass Herr Scheuer beauftragt worden ist,
jetzt den Grenzwert entsprechend heraufzusetzen?

Strater: Ich kann zu dem ganzen Komplex nicht mehr als meine Vorredner
sagen. Das ganze Gesetz liegt in der Zuständigkeit des Umweltministeriums.
Es befindet sich im parlamentarischen Verfahren. Es gab dazu einen
Kabinettsbeschluss.

Zu den technischen Richtlinien: Wir haben sie erarbeitet. Sie sind
veröffentlicht. Das ist die Basis für die Hersteller, um ihre Systeme zu
entwickeln.

Frage: Noch einmal zu Herrn Köhler: Herr Strater, sind denn Ihr Ministerium
und Ihr Minister immer noch der Meinung, dass dieser irreführende Impuls
immer noch zur Versachlichung der Debatte, was Sie sich ja gewünscht
hatten, beigetragen hat?

Strater: Ich habe ja gesagt, dass der Minister einen Brief nach Brüssel
geschrieben hat, in dem er das Ziel beschrieben hat, nämlich die
Versachlichung der Debatte. Das heißt nicht, dass wir mit diesem Aufruf der
Lungenärzte schon am Ziel gewesen sind, sondern wir müssen dort hin, und
zwar in den entsprechenden europäischen Gremien und auf der entsprechenden
europäischen Ebene. Da müssen wir hin. Das ist der Ort, wo die
Versachlichung der Debatte stattfindet. Das haben - ich wiederhole mich -
übrigens nicht nur die Lungenärzte gefordert, sondern auch der
Verkehrsgerichtstag in Goslar.

Zusatzfrage: An das Umweltministerium: Konstatieren Sie denn, dass dieser
Impuls das Gegenteil von Versachlichung bewirkt hat?

Herr Strater, ist damit zu rechnen, dass es wieder ein neues Video von
Herrn Scheuer aus dem Ministerium gibt mit der Ente des Tages, der Ente der
Woche oder der Ente des Jahres in Sachen Herrn Köhler? Wird er so ehrlich
sein und das einräumen?

Strater: Was soll der Minister einräumen?

Zusatz: Dass er sich an Herrn Köhler gehangen hat.

Strater: Gehangen hat? So leiblich irgendwie?

Zusatz : Politisch.

Strater: Ich habe das ja beschrieben. Sie haben es ja selber zitiert.

Zusatz: Er ist ja offenbar einer Ente aufgesessen.

Strater: Es gab einen Aufruf von mehr als 100 Lungenärzten. Das war nicht
von uns unterzeichnet worden, sondern von 100 Lungenärzten. Sie haben
gesagt, das Ziel sei es, die Debatte zu versachlichen. Dafür hat dieser
Aufruf einen Impuls geliefert. Nun wird von einem Rechenfehler von Herrn
Professor Köhler berichtet. Ich habe gesagt: Wer Fehler macht, muss
nacharbeiten. Das heißt, er muss auch die Gesamtaussage noch einmal
überprüfen.

Ich lese heute und gestern in den Meldungen, dass sich Herr Professor
Köhler dazu schon geäußert hat. Das ist aber nicht unsere Sache. Das ist
seine eigene Sache, wenn er nachrechnet und dort einen korrekten Wert
einfügt, was das für die Gesamtaussage bedeutet. Das ist nicht unsere
Aufgabe. Das muss er tun.

Wo die Debatte nun geführt wird und wo sie versachlicht wird, das habe ich
hier schon mehrfach beschrieben, nämlich auf europäischer Ebene.

Fichtner: Wir haben im Umweltministerium ja auch an dieser Stelle mehrfach
betont, dass es sich in dieser Stellungnahme nicht um eine
wissenschaftliche Studie handelt, sondern um eine bloße Meinungsäußerung
von Ärzten, Therapeuten und Ingenieuren. Insofern haben wir da nichts zu
korrigieren.

Insofern überrascht es uns auch nicht, was jetzt die "taz" berichtet hat.
Es macht einfach einen Unterschied, ob wissenschaftliche Studien von
Experten im Verfahren des Peer-Review qualitätsgesichert werden oder ob es
einfach auf einem Flugblatt-Niveau geschieht. Daraus haben sicherlich
einige etwas zu lernen.

Frage (zum Bundes-Immissionsschutzgesetz): Herr Fichtner, ich wollte noch
einmal zu einem anderen Thema nachhaken. Erstens. Was würde denn aus Sicht
des Hauses eine Heraufsetzung auf 350 mit der Belastung der Luft machen?
Zweitens. Würde man dann nicht eigentlich dem Ziel zuwiderlaufen, die Luft
in den Innenstädten zu verbessern?

Fichtner: Ich werde mich jetzt nicht zu diesem angeblichen Vorstoß, den ich
jetzt nicht näher kenne, äußern. Ich kann Ihnen nur zur Einordnung ein paar
Zahlen geben. Die Euro-5-Flotte stößt derzeit im Durchschnitt ungefähr 900
Milligramm pro Kilometer aus. Auf dem Prüfstand sind es 180. Das zeigt
diese Diskrepanz zwischen Prüfstand und Realität. Dieser Wert von 270 ist
also deutlich besser als die 900. Das heißt, dass auch Nachrüstungen, die
uns zu diesem Ziel bringen, eine deutliche Verbesserung der Luftqualität
bedeuten. Wenn Sie jetzt einen anderen Wert als 270 nehmen, dann können Sie
sich selber ausrechnen, wie das im Vergleich steht.

Frage: Ich hätte noch einmal eine Frage an das Verkehrsministerium
bezüglich der Nachrüstungen, über die Sie schon gesprochen haben. Das
Verkehrsministerium betont ja, dass die technische Richtlinie jetzt schon
fertig ist. Mich würde aber interessieren, ob jetzt mittlerweile dem
Kraftfahrtbundesamt vollständige Anträge von Seiten der Nachrüster
vorliegen und ob es zwischen den Nachrüstern und dem Verkehrsministerium
zum Beispiel im Februar noch einmal eine Begegnung im Austausch gegeben hat
und was der möglicherweise gebracht hat. Die Kernfrage ist: Wann kommen
denn die Nachrüstungen? Wann ist es so weit?

Strater: Meines Wissens ist es immer noch so, dass die Anträge nicht
vollständig sind, dass dort noch technische Unterlagen fehlen, die die
Hersteller liefern müssen. Soweit ich weiß, sind wir auch im Austausch mit
dem Kraftfahrtbundesamt und den Herstellern. Aber ich kann jetzt nichts
über konkrete Termine sagen. Uns ist natürlich daran gelegen, dass das so
schnell wie möglich passiert und hier die vollständigen Unterlagen
eingereicht werden, damit die Systeme auf den Markt kommen und dann
natürlich auch angeboten werden können.

Frage: Eine Frage an Herrn Strater: Da Sie jetzt dreimal oder viel häufiger
betont haben, dass die Debatte in versachlichter Form in Brüssel geführt
wird oder werden soll - Versachlichung ist da notwendig, wo es bisher
unsachlich war -, wo ist die bisherige Debatte in Brüssel unsachlich
geführt worden?

Eine Frage an Herrn Seibert: Hat die Bundeskanzlerin als gelernte
Wissenschaftlerin ein Verhältnis dazu, wenn Politiker Impulse aus
wissenschaftlichen Fehlberechnungen gewinnen?

Strater: Ich habe nicht gesagt, dass in Brüssel eine unsachliche Debatte
geführt wird, ich habe nur adressiert, wo die Debatte geführt werden muss.
Ich habe aber auch gesagt, dass es hier um die Luftqualitätsrichtlinie
geht, die bearbeitet wird, und dass dort diese Debatte geführt werden muss.

Wir haben in Deutschland in den letzten Monaten und Jahren - das kann man
ja sagen - eine sehr hoch emotionalisierte Debatte erlebt. Wir müssen das
auf wissenschaftlich fundierte Füße stellen und fundiert über die Dinge
sprechen. Der Ort dafür ist Brüssel beziehungsweise auch die Leopoldina,
die gebeten worden ist, sich des Themas anzunehmen. Insofern werden da die
Diskussionen geführt.

StS Seibert: Wie der Kollege sagt: Für die Arbeit der Bundesregierung wie
natürlich auch für die Arbeit der europäischen Institutionen sind fundierte
wissenschaftliche Erkenntnisse notwendig. Deswegen die Bitte an die
Leopoldina als unsere nationale Akademie der Wissenschaften, die
unterschiedlichen Positionen, die in Positionspapieren, Medienberichten
usw. im Umlauf sind, einmal zusammenzubringen und dazu eine Darstellung aus
ihrer Sicht abzugeben.

Zusatzfrage: Eine Nachfrage an Herrn Strater: Würden Sie einräumen, dass
das Köhler-Papier mit seinen falschen Berechnungen objektiv zur
Verunsachlichung der Debatte beigetragen hat?

Strater: Ich habe ja - ich weiß nicht, wie oft man das hier eigentlich noch
sagen muss - gesagt: Wer Fehler macht, muss nacharbeiten und muss das auch
bewerten, was das für die Gesamtaussage dieses Papiers bedeutet. - Aber das
ist nicht unsere Aufgabe. Das ist die Aufgabe von Herrn Professor Köhler,
dies zu tun.

Frage: Ich habe noch eine Nachfrage zur Leopoldina. Wann werden die
Ergebnisse der Leopoldina zur Verfügung stehen? Werden die Ergebnisse der
Leopoldina für den Fitness-Check, der gerade auf europäischer Ebene läuft
und bis Ende des Jahres abgeschlossen sein soll, dann irgendeine Art von
Relevanz haben? Werden sie da irgendwie eingespeist oder hat man das halt
von der Leopoldina, um es zu haben?

StS Seibert: Ich kann Ihnen nicht sagen, wann die Leopoldina das Gutachten,
um das sie gebeten worden ist, abliefern wird. Wenn es vorliegt, dann
werden wir das natürlich in die Diskussion einbringen.

Frage (zum Bundes-Immissionsschutzgesetz): Herr Strater, ich wollte Sie
noch einmal zu diesem Vorab über die Grenzwerte bei den Nachrüstungen
fragen. Stünde denn der Minister hinter einer Anhebung auf 350 Milligramm?

Strater: Ich habe Ihnen das zu sagen, was ich dazu - ich weiß nicht, vor
wie vielen Minuten das inzwischen war - gesagt habe. Das Gesetz befindet
sich im parlamentarischen Verfahren. Es gab dazu einen Kabinettsbeschluss.
Das ist mein Kommentar dazu.

Zusatzfrage: Sie beschreiben ja eigentlich nur, was passiert. Das ist kein
Kommentar. Das ist nur eine Zustandsbeschreibung.

Also meine konkrete Frage lautet, weil ja in dem Vorab auch konkret die
Rede von der Bundesregierung und Fachpolitikern ist, ob der Minister hinter
dieser Anhebung der Grenzwerte für nachgerüstete Fahrzeuge stehen würde.

Strater: Also wenn ich hier einen Kabinettsbeschluss hier zitiere, dann hat
dieser Minister auch diesem Kabinettsbeschluss zugestimmt und der liegt in
der Vergangenheit.

StS Seibert: Ich habe noch eine ganz kurze Nachreichung: Der letzte Termin
beziehungsweise das letzte Gespräch der Bundeskanzlerin mit Herrn Draghi
war am 4. Juni 2018.

Frage: Das ist eine Frage an das Innenministerium. Es geht um
Fingerabdrücke im Personalausweis. Vor zehn Jahren gab es ja schon einmal
die Forderung. Sie ist damals abschlägig beschieden worden, jetzt steht die
Forderung wieder neu im Raum. Wie ist denn der Stand? Warum sagt der
Innenminister, jetzt sei das notwendig? Warum möchte er das?

Ruwwe-Glösenkamp: Mir liegen im Moment keine Informationen dazu vor. Ich
werde versuchen, sie noch bis zum Ende der Sitzung zu bekommen. Ansonsten
würde ich sie nachreichen.

Zusatzfrage: Das ist, was den Stand angeht. Ich möchte gern wissen, warum
der Minister das jetzt will. Das ist ja schon längerfristig bekannt.

Ruwwe-Glösenkamp: Auch dazu kann ich im Moment noch nichts sagen. Ich werde
versuchen, das noch während der Sitzung zu machen. Dann liefere ich Ihnen
gern nach.

Frage: An das BMF und BMWi zum Produktionsstopp des A380: Mich würde
interessieren, ob man schon beziffern kann, was das dem Steuerzahler kosten
wird. Es ist ja von einem Darlehen in Höhe von einer Milliarde Euro die
Rede gewesen, die für die Entwicklung bezahlt worden sei. Die Rückzahlung
ist an die Verkäufe des A380 gekoppelt. Wie viel ist denn davon schon
zurückgeflossen?

Jornitz: Zur Höhe des Darlehens haben wir uns ja in verschiedenen
parlamentarischen Antworten auch schon geäußert. Das Darlehen ist teilweise
zurückgezahlt. In welcher Höhe dies der Fall ist, kann ich Ihnen gerade
nicht mitteilen. Aber welche Auswirkungen die Produktionseinstellungen
haben, das werden wir jetzt natürlich analysieren und auch mit dem
Unternehmen erörtern.

Zusatzfrage: Warum können Sie das nicht beziffern, wie viel schon
zurückgezahlt worden ist?

Jornitz: Weil ich die Zahlen nicht dabei habe. Ich kann aber versuchen, das
nachzuliefern.

Zusatzfrage: Also können Sie es mir zusenden, wenn ich Ihnen eine E-Mail
schicke, wie viel schon zurückgezahlt wurde?

Frage: Ich würde die Frage an das Finanzministerium und auch an das BMVg
erweitern, weil sie für die Berichte zuständig sind, was Zuwendungen an
Airbus angeht. Es gibt eine Übersicht, wie viele Staatshilfen Airbus
bekommen hat. Es gab zum Beispiel für den A350 1,1 Milliarden Euro von der
KfW. Also gibt es eine Gesamtsumme?

Jornitz: Auch das finden Sie in den Antworten auf die parlamentarischen
Fragen.

Zusatzfrage: Sie sind teilweise aber eingestuft. Also ich glaube nicht,
dass ich da einen Gesamtüberblick bekomme. Können Sie mir etwas dazu sagen?

Jornitz: Aus eingestuften Vorgängen berichten wir öffentlich natürlich
nicht.

Zusatzfrage: Ich bin ja nur an der Gesamtsumme interessiert. Ich bin ja
nicht an irgendwelchen militärischen Geheimnissen oder an dem, was auch
immer darinstehen mag, interessiert. Vielleicht können Sie uns ja trotzdem
eine Summe liefern, wenn Sie sowieso schon Zahlen nachliefern. Das wäre
nett.

Die zweite Frage in dem Zusammenhang: Es gab doch im Sommer letzten Jahres
oder vielleicht noch davor eine Restrukturierung dieses Darlehensvertrages
mit Airbus, was den A380 angeht. Was war denn Inhalt dieser
Restrukturierung?

Jornitz: Zum Inhalt kann ich Ihnen nichts sagen. Das würde im Zweifel auch
Betriebs- und Geschäftsgeheimnisse von Airbus betreffen. Da bitte ich
einfach um Verständnis.

Vors. Szent-Iványi: Gibt es weitere Fragen zum Thema Airbus? Das ist nicht
der Fall.

Aber wollen wir noch einmal festhalten, dass sich eines der Häuser um die
Zahl bemüht und sie nachliefert? - Okay, danke.

Frage: An das Finanzministerium: Es gibt einen Bericht der
"WirtschaftsWoche", wonach das Finanzministerium einen Vorstoß prüft, über
Gewerbeanzeigen schaltende deutsche Werbetreibende an Unternehmen wie
Google und Facebook heranzugehen, nämlich mit einer
15-Prozent-Quellensteuer dessen, was die Werbetreibenden an den Verlag und
ihre Häuser zahlen, um sich das dann von denen zurückzuholen.

Können Sie sagen, was da Stand der Dinge ist? Hat sich das
Finanzministerium diesen Vorschlag schon zu eigen gemacht? Was wären die
nächsten Schritte, um zum Beispiel auch eine Einigung mit den Ländern
herbeizuführen?

Wogatzki: Wir schauen uns die von Ihnen gerade beschriebene
Anwendungspraxis im Moment genau an und tauschen uns auch hierzu mit den
Ländern aus. Ich möchte diesem Austausch hier nicht vorweggreifen.

Zusatzfrage: Vielleicht können Sie trotzdem einmal erläutern, wie
aufgeschlossen Sie gegenüber diesem Satz sind. Verfolgen Sie diesen Ansatz?
Sagen Sie, das ist ein gangbarer Weg?

Ein Zusatz dazu: Welchen Anteil oder welches Volumen macht denn dieser
Bereich überhaupt aus? Wie groß ist dieser Markt an Anzeigen bei
Internetfirmen? Wie hoch könnte also der Erlös bei einer
15-Prozent-Quellensteuer sein, den Sie sich erhoffen könnten?

Wogatzki: Es tut mir leid. Ich kann dem nichts hinzufügen, was ich gerade
gesagt habe. Zahlen kann ich Ihnen jetzt hierzu auch nicht benennen.

Frage: An das Finanzministerium: Der "Spiegel" berichtet vorab, dass die
Bundesregierung 2017 722 Millionen Euro für private Beratungs- und
Unterstützungsleistungen gezahlt hat. Im Jahr danach, in 2018, waren es 683
Millionen Euro. Ich würde gern wissen, ob die Bundesregierung das Ziel hat,
diese Summen zu verringern.

Mich würde beim BMI interessieren, da Sie 2017 und 2018 jeweils über 200
Millionen Euro für Beraterverträge bezahlt haben, ob Sie mittlerweile die
Expertise im eigenen Haus haben und ob damit zu rechnen ist oder Sie
vorhaben, diese Summen deutlich zu reduzieren?

Wogatzki: Dann fange ich an. Es ist richtig, dass das Finanzministerium
Kleine Anfragen koordiniert, die Berater für die gesamte Bundesregierung
angehen, weil das Bundesfinanzministerium dem Haushaltsausschuss jährlich
einen Bericht vorlegt. Nichtsdestoweniger ist jedes Haus für die eigenen
Berater zuständig. Wenn Sie sich auf Zahlen berufen, kann ich immer nur für
das Finanzministerium antworten.

Zusatzfrage: Aber ist es das Ziel des Finanzministeriums - Sie sind ja der
Wächter über den Haushalt -, dass der Haushalt nicht mehr mit Hunderten von
Millionen Euro für Beraterverträge belastet wird?

Wogatzki: Ich habe dazu das gesagt, was ich sagen kann.

Ruwwe-Glösenkamp: Für das BMI kann ich sagen, dass bei uns die
Notwendigkeit von Beratungsleistungen und Beraterverträgen fortlaufend
überprüft wird. Ich kann jetzt nichts dazu sagen, wie sich das in Zukunft
entwickeln wird. Das hängt natürlich maßgeblich auch mit der Entwicklung
der Notwendigkeit von Beratungsleistungen zusammen. Dass es auch in Zukunft
immer einmal wieder die Notwendigkeit gibt, Beratungsleistungen in Anspruch
zu nehmen, wird bei uns wie auch in anderen Häusern der Fall sein. Aber
eine Aussage dazu, wie sich das in Zukunft entwickelt, kann ich hier nicht
treffen.

Zusatzfrage: Ist denn damit zu rechnen, dass auch dieses Jahr von Ihrer
Seite wieder ein hoher dreistelliger Millionenbetrag für Beraterverträge
ausgegeben wird?

Ruwwe-Glösenkamp: Dazu liegen mir im Moment keine Zahlen vor. Ich weiß auch
nicht, ob schon bekannt ist, was für dieses Jahr bei uns geplant ist. Diese
Zahl verändert sich sicherlich auch. Aber im Moment kann ich Ihnen dazu
keine Zahl nennen.

Frage: Das Verteidigungsministerium hat, wenn die Berichte zutreffen, keine
Zahlen geliefert. Herr Fähnrich, warum nicht? Werden sie noch
nachgeliefert, oder sind Sie der Meinung, dass das Beratervertragswesen des
Verteidigungsministeriums schon genügend transparent diskutiert wird?

Fähnrich: Auch wir haben unsere Zahlen zu den Beraterleistungen, wie es
2006 im Haushaltsausschuss festgelegt wurde, an das Finanzministerium
gemeldet.

Zusatzfrage: Das heißt, sie müssten in der Antwort eigentlich enthalten
sein, oder?

Fähnrich: Korrekt. Aber wir hatten schon oft die Diskussion, was der
Unterschied zwischen Berater- und Unterstützungsleistungen ist. In dem
entsprechenden Beschluss von 2006 gibt es Definitionen, und diese halten
wir wie alle anderen Ministerien ein.

Zusatzfrage: Kann das Finanzministerium erklären, ob sich die Kollegen, die
sagen, es gebe keine Zahlen aus dem Finanzministerium für das
Verteidigungsministerium, geirrt haben, oder wie ist das zu erklären?

Wogatzki: Ich kann Ihnen dazu nichts sagen, außer dass wir diesen Bericht
erstellen und uns regelmäßig von den Häusern aufgrund dieses im
Haushaltsausschuss festgelegten Beraterbegriffs Zahlen zugeliefert werden.
Im Moment kursieren auch noch andere Zahlen, weil die Kleine Anfrage, auf
die Sie sich jetzt beziehen, mit anderen Begrifflichkeiten arbeitet. Ich
denke, allein das wird das schon erklären.

Zusatzfrage: Bedeutet das, dass in der Antwort auf die Kleine Anfrage, die
ich ja nicht kenne, Zahlen des Verteidigungsministeriums enthalten sind
oder nicht?

Wogatzki: Das kann ich Ihnen nicht sagen.

Frage: Könnten Sie uns vielleicht die drei Beratungsfirmen nennen, die von
der Bundesregierung das meiste Geld bekommen?

Wogatzki: Das kann ich schon deswegen nicht, weil es gegen das
Geschäftsgeheimnis von Beraterunternehmen verstieße, wenn ich Namen hier
öffentlich bekanntgäbe.

Frage: Eine Frage zum Thema Gebäudekommission: Die dpa hat vor wenigen
Minuten gemeldet, dass, anders als geplant, die Gebäudekommission nicht
eingesetzt werden solle.

Meine erste Frage dazu: Trifft dies zu?

Meine zweite Frage geht an das Umweltministerium. Was heißt das für die
Bemühungen des Umweltministeriums, ein Klimaschutzgesetz auf den Weg zu
bringen, wonach alle Sektoren ihre Einsparziele benennen müssen. Bringt das
den Zeitplan durcheinander? Bringt das möglicherweise die Einsparziele
durcheinander?

Was ist der Grund dafür, dass es diese Kommission jetzt nicht gibt?

Ruwwe-Glösenkamp: Das richtet sich erst einmal an uns. Ich habe die Meldung
noch nicht gesehen. Ich kann dazu im Moment auch nichts sagen. Ich werde
die Kollegen fragen, ob wir dazu schon etwas sagen können. Aber die Meldung
ist mir noch nicht bekannt.

Jornitz: Ich kann mich dem nur anschließen. Das ist mir auch noch nicht
bekannt. Das müssen wir nachliefern.

Fichtner: Insofern können wir uns natürlich auch nicht dazu äußern. Denn
das ist Sache der zuständigen Ressorts. Es geht nicht um das
Klimaschutzgesetz, sondern um das Maßnahmenprogramm, das Maßnahmen in allen
Bereichen enthalten soll, wie man das Klimaziel im Jahr 2030 erreichen
kann. Entscheidend ist, dass die Maßnahmen geeignet sind, das Ziel zu
erreichen, und dass die zuständigen Ressorts die Maßnahmen vorschlagen. Wie
es zu diesen Maßnahmen kommt, ist Sache der jeweils zuständigen Ressorts.

Frage: Im Zuge der Germania-Pleite hat der BR am 5. Februar gemeldet, dass
eine Abschiebung geplatzt sei. Am Montag findet wieder eine
Sammelabschiebung nach Afghanistan statt. Wirkt sich das irgendwie darauf
aus?

Ruwwe-Glösenkamp: Bei Abschiebungen ist es so, wie wir es in der
Vergangenheit schon häufig gesagt haben, dass wir uns zu anstehenden
Sammelabschiebungsterminen nicht äußern. Deswegen kann ich dazu nichts
Weiteres sagen.

Vors. Szent-Iványi: Aber Sie können noch etwas zum Personalausweis
nachtragen.

Ruwwe-Glösenkamp: Ja. - Die fleißigen Kollegen haben mitgehört und mir
etwas zu Ihrer Frage zu der EU-Verordnung zu Personalausweisen geschickt.
Ich hoffe, das beantwortet Ihre Frage.

Wir sind uns dessen bewusst, dass das Thema der Aufnahme von
Fingerabdrücken in hoheitliche Dokumente ein sensibles Thema ist, welches
in besonderer Weise eine Darlegung sowohl der zwingenden Erforderlichkeit
als auch der begleitenden Maßnahmen des Datenschutzes erfordert. Durch die
immer höhere physikalische Sicherheit von Reisedokumenten muss dem
zunehmenden Missbrauch echter Dokumente durch ähnlich aussehende Personen
wirksam begegnet werden. Um Reisedokumente - und dazu zählt der
Personalausweis als Reisedokument innerhalb der Schengen-Staaten - auch
künftig hinreichend gegen den Missbrauch durch ähnlich aussehende Personen
zu sichern ist die Aufnahme des Fingerabdrucks aus Sicherheitsgründen
zwingend erforderlich, um das Entdeckungsrisiko signifikant zu erhöhen und
Zweifelsfälle schnell einer Klärung zuführen zu können.

Zusammen mit weiteren Sicherheitsmerkmalen ist die Verordnung für
Mindestsicherheitsstandards von nationalen Identitätsdokumenten geeignet,
die Personalausweise der EU-Mitgliedsstaaten auf eine insgesamt neue und
signifikant höhere Sicherheitsstufe zu heben. Dies ist auch deshalb
notwendig, weil bei dem mengenmäßig immer weiter zunehmenden und zugleich
beschleunigten internationalen Reiseverkehr der einzelnen Identität der
Reisenden, welche sicher und zugleich schnell kontrollierbar im
Identitätsdokument verankert wird, weiterhin eine große Bedeutung zukommt.

Als Ausgleichsmaßnahme für die verpflichtende Speicherung von
Fingerabdrücken spricht sich Deutschland dafür aus, dass die
Fingerabdruckinformationen ausschließlich dezentral im Chip des Dokuments
in sicherer Weise gespeichert werden, wie es beim Reisepass bereits seit
dem Jahr 2005 in Deutschland Standard ist und künftig auch bei
Personalausweisen EU-weit Standard sein soll. Eine Speicherung außerhalb
des Dokuments soll auf den Zweck der Produktion des Dokuments beim
Hersteller beschränkt werden. Zugriff auf die biometrischen Informationen
im Dokument sollen nur Behörden erhalten, welche die Aufgabe der
Identifizierung von Personen gesetzlich wahrnehmen.

Kinder bis zur Vollendung des zwölften Lebensjahres sollen von der
Verpflichtung, Fingerabdrücke für die Beantragung von Personalausweisen
abzugeben, ausgenommen werden. Die in Deutschland geltenden
Ausnahmeregelungen für Personen, welchen die Abgabe von Fingerabdrücken
temporär unmöglich ist, sollen grundsätzlich fortbestehen.

Deutschland hat im Rat unter diesen Maßgaben dem Verhandlungsmandat für den
Trilog zugestimmt.

Das ist es, was ich Ihnen im Moment dazu anbieten kann. Vielen Dank.

Frage: Noch einmal zum Thema Klima/CO2-Abgabe: Der Staatssekretär im
Wirtschaftsministerium Herr Feicht hat gestern Abend gesagt, es werde in
dieser Wahlperiode keine Entscheidung der Bundesregierung über eine
allgemeine CO2-Abgabe auf Gas, Benzin, Heizöl geben.

Herr Seibert, spricht er damit für die gesamte Bundesregierung? Sie hatten
im Dezember noch gesagt, es würden alle Instrumente geprüft.

An das Bundesumweltministerium: Sie haben sicherlich auch eine Meinung
dazu, ob das Wirtschaftsministerium damit für die gesamte Regierung
spricht. Denn Frau Schulze hatte sich ja stets für eine solche Abgabe
eingesetzt. Ist damit die CO2-Abgabe vom Tisch?

Fichtner: Es ist kein Geheimnis, dass wir intern an einem Konzept für eine
CO2-Bepreisung arbeiten. Das ist nicht trivial, weil uns auch wichtig ist,
dass die sozialen Belange dabei mitberücksichtigt werden. Dabei geht es um
das Thema, dass Mieterinnen und Mieter, Pendlerinnen und Pendler, Menschen,
die keine Ausweichmöglichkeiten haben, nicht über Gebühr belastet und, wenn
möglich, sogar entlastet werden.

Wir sind zuversichtlich, dass das Konzept so gut wird, dass es auch andere
überzeugen wird.

StS Seibert: Im Koalitionsvertrag ist von einem CO2-Bepreisungssystem die
Rede, aber vor allem im Sinne eines länderübergreifenden Systems, also
einer Möglichkeit, die zumindest die G20-Staaten umfasst. Das alles ist
Teil der Gespräche, die wir miteinander führen. Wir haben uns ja darauf
geeinigt, dass wir ein Gesetz verabschieden wollen, das gewährleistet, dass
wir unsere Klimaschutzziele 2030 erreichen. Das ist ein ehrgeiziges
Vorhaben; die Gespräche dazu laufen.

Zusatzfrage: Trotzdem bitte ich um eine Klarstellung. Ist der
Staatssekretär in diesem Fall zu weit vorgeprescht? Hat er sich festgelegt?
Würden Sie sagen, das sei noch zu weit gegriffen? Er hat ganz klar gesagt:
Dazu fällt in dieser Wahlperiode keine Entscheidung.

StS Seibert: Ich kann dazu nicht mehr sagen. Ich habe Ihnen den Bezug auf
den Koalitionsvertrag genannt. Ansonsten sind wir am Erarbeiten eines
Klimaschutzgesetzes.

Frage(zu einer möglichen Entschädigung für Stromerzeuger wegen des
geplanten Kohleausstiegs): Eine Frage an Herrn Jornitz, auch zum Thema des
Klimaschutzes: Gestern hat der Energieversorger RWE beziffert, dass er für
jedes Gigawatt aus Braunkohle, das abgeschaltet werden soll, 1,2 Milliarden
Euro in Rechnung stellen will. Wie bewerten Sie diese Zahl, die doch sehr
hoch ist im Vergleich zu dem, was man kennt, zum Beispiel aus der
Sicherheitsreserve für Braunkohle. Die Zahl dort liegt etwa bei der Hälfte
der Summe.

Jornitz: Vielen Dank für die Frage. - Ich werde die vorgebrachten Zahlen,
die ich bisher, ehrlich gesagt, nur von Ihnen kenne, nicht näher bewerten.
Fakt ist, dass die Strukturwandelkommission ihre Ergebnisse vorgelegt hat.
Diese wollen wir jetzt zügig umsetzen. Dabei werden wir natürlich über
verschiedene Dinge sprechen.

Zusatzfrage: Frau Wogatzki, welche Summe hat der Bundesfinanzminister für
die Entschädigungen auf dem Zettel?

Wogatzki: Dazu gibt es noch keinen Zettel. Wir befinden uns gerade am
Beginn der Aufstellung des aktuellen Haushalts. - Können Sie mir noch
einmal genau sagen, worauf Sie sich beziehen?

Zusatz: Es geht um die Entschädigung für die Energieversorger, deren
Kraftwerke stillgelegt werden sollen.

Wogatzki: Das ist ein ganz, ganz langfristiges Thema. So lang würde nicht
einmal die Finanzplanung, die jetzt bis 2024 aufgestellt wird, reichen.
Dieser Zeitraum reicht nicht aus.

Zusatz GRIMM: Doch, doch! Für 12,5 Gigawatt!

Wogatzki: Aber die Verhandlungen befinden sich gerade am Beginn. Ich werde
hier, so leid es mir tut, nichts zu diesen Fragen sagen.

Frage: An Herrn Seibert und das Justizministerium: Ist es richtig, dass Sie
die Änderungen an § 219a bereits Ende nächster Woche durchbringen
wollen?

StS Seibert: Es gibt einen Beschluss des Bundeskabinetts, der auf dem
Kompromiss basiert, den die Koalitionspartner und verschiedene Minister
miteinander sehr verantwortungsvoll ausgehandelt haben. Das ist es, was ich
Ihnen dazu sagen kann.

Malachowski: Ich kann nur eingeschränkt ergänzen, dass heute tatsächlich
die erste Lesung des Entwurfs im Bundestag war. Aber wann die zweite und
dritte Lesung terminiert wird, ist nichts, was wir von der Bundesregierung
aus entscheiden. Dazu müssten Sie sich schon an die Fraktion wenden.

Frage: An das Innenministerium zur Liste der sogenannten sicheren
Herkunftsstaaten: Der Bundesrat hat das Thema heute von der Tagesordnung
genommen. Wie kommentiert Ihr Haus das?

Zweitens. Auch wenn ich es mir nicht vorstellen kann: Gibt es irgendwelche
Auswirkungen dadurch, dass sich das jetzt verzögert?

Ruwwe-Glösenkamp: Ich kann Ihnen dazu nur grundsätzlich sagen, dass wir als
Innenministerium natürlich ein Interesse daran haben, dass der
Gesetzentwurf zur Einstufung von Georgien, Algerien, Marokko und Tunesien
als sichere Herkunftsstaaten möglichst schnell passiert. Wir nehmen zur
Kenntnis, dass der Bundesrat das zunächst von der Tagesordnung genommen
hat.

Grundsätzlich ist es so, dass wir natürlich mit der Einstufung dieser
Staaten als sichere Herkunftsstaaten eine Beschleunigung der Asylverfahren
beim BAMF beabsichtigen und insgesamt die Effizienz steigern wollen. Das
kann in diesen Fällen zunächst einmal nicht passieren. Unser Wunsch wäre
aber, dass dieser Gesetzentwurf möglichst schnell in Kraft tritt.

Frage: An das Auswärtige Amt zur Mittelost-Konferenz in Warschau, auf der
Sie, glaube ich, durch Staatssekretär Annen vertreten werden: Es gibt
Berichte, dass es zum einen im Hinblick auf die Iranpolitik sehr scharfe
Angriffe von Vizepräsident Mike Pence gibt, der die Europäer und vor allem
Deutschland dabei zu Druck zu setzen versucht und damit droht, dass man,
wenn Deutschland nicht aus Umgehungsversuchen aussteige, um den Iran-Deal
doch aufrechtzuerhalten, an anderer Stelle die Solidarität verweigern
werde. Zum Zweiten hat Benjamin Netanjahu auf verschiedenen Ebenen aus
Warschau davon gesprochen, dass er gemeinsam mit arabischen Staaten das
Projekt eines Krieges gegen den Iran vorantreiben wolle. Wie bewertet die
Bundesregierung diese Situation? Haben wir es da mit einer Verschärfung der
Politik gegenüber dem Iran und möglicherweise mit einer Spaltung der
europäischen Position zu tun?

Breul: Lassen Sie mich vielleicht eine Lappalie voranschicken: Bei uns
führen die Parlamentarischen Staatssekretäre den Titel eines
Staatsministers. Staatsminister Annen war also bei der Warschau-Konferenz
zum Nahen und Mittleren Osten. Dort hat in der Tat US-Vizepräsident Pence
eine Rede gehalten, die ja in den Medien durchaus Beachtung gefunden hat.
Wir haben diese Rede zur Kenntnis genommen. Es ist ja durchaus bekannt,
dass wir gerade im Fall des Irans nicht unbedingt eine gemeinsame
Sichtweise mit den Amerikanern haben, insbesondere mit Blick auf das
sogenannte JCPOA, also das Nuklearabkommen. Das wird auch nach dieser
Konferenz so bleiben.

Ich möchte noch einmal betonen: Die Unterstützung für das JCPOA und auch
die Unterstützung für das sogenannte Special Purpose Vehicle INSTEX ist
eine Unterstützung der gesamten Europäischen Union; das hat sie gerade eben
in gemeinsamen Schlussfolgerungen noch einmal ausbuchstabiert. Darauf hat
auch der polnische Außenminister gestern zum Abschluss der Konferenz noch
einmal hingewiesen.

Lassen Sie mich also zusammenfassen: Es gibt hier einerseits Punkte, in
denen wir mit den Amerikanern nicht übereinstimmen; es gibt andererseits
Punkte, in denen wir mit ihnen überstimmen. Das iranische Raketenprogramm,
die Rolle Irans in der Region und gerade auch die Äußerungen des Iran
gegenüber Israel machen uns Sorgen, und diese Sorgen bringen wir auch zu
jedem geeigneten Zeitpunkt zur Sprache und reagieren darauf.

Zu Herrn Netanjahu: Auch da möchte ich die Rede, die er gehalten hat, nicht
kommentieren. Wir möchten aber durchaus auf die Tatsache hinweisen, dass
wir es sehr begrüßen, dass es am Rande der Konferenz eine Annäherung
zwischen Israel und einigen arabischen Staaten gegeben hat. Die arabischen
Staaten selbst haben ja mit der Friedensinitiative von 2002 eine Grundlage
für die Annäherung gelegt, und es freut uns, dass offensichtlich auch
Israel Schritt auf die arabischen Staaten zumacht.

Zusatzfrage: Sie haben gesagt, vor allem die iranische Politik gegenüber
Israel bereite Ihnen Sorgen. Bereitet es Ihnen keine Sorgen, wenn die
Annäherung zwischen Israel und arabischen Staaten in einem Projekt - so
jedenfalls das Wording - eines gemeinsamen Krieges gegen den Iran mündet?

Breul: Wie gesagt, einzelne Äußerungen kommentiere ich nicht. Ich glaube,
Sie rekurrieren auf einen Tweet aus dem Büro Netanjahu, der dann auch,
soweit ich weiß, wieder korrigiert wurde beziehungsweise wo dann eine
andere Sprache gewählt wurde. Insofern: Wir haben unsere Gesprächskanäle
mit den Israelis, und da bringen wir unsere Positionen vor, genau wie die
das hier auch tun. Einzelne Äußerungen von Herrn Netanjahu möchte ich nicht
kommentieren.

Zusatz: Es war nicht nur ein Tweet, sondern zusätzlich auch ein Video. Es
waren mehrere Kanäle.

Frage: Herr Fichtner, es soll illegale Mülltransporte nach Malaysia gegeben
haben, auch mit deutschem Müll. Ihr Parlamentarische Staatssekretär, Herr
Flasbarth, hat gesagt, das sei kriminell und man müsse dagegen vorgehen.
Was will er denn jetzt machen?

Fichtner: Sie sprechen eine Recherche der "WirtschaftsWoche" und des ZDF
an. Hintergrund ist, dass in Malaysia Plastikmüll gefunden wurde, der
offenbar nicht aus dem Gelben Sack kommt, sondern Gewerbeabfall ist. Für
uns ist klar: Wenn es sich bei Plastikabfall um wertvolle Rohstoffe
handelt, dann ist ein Exportverbot weder sinnvoll noch möglich. Verboten
ist, dass solche Abfälle im Ausland deponiert werden.

Was kann man jetzt tun? Wir können die Kontrollen verschärfen. Dafür sind
die Bundesländer zuständig. Wir haben da neue Möglichkeiten, auch mit dem
Verpackungsgesetz. Es gibt eine neue zentrale Stelle, die mehr
Möglichkeiten hat, als es bisher gab, um auch dafür zu sorgen, dass es
Nachweise darüber gibt, dass der exportierte Plastikmüll wirklich als
Rohstoff recycelt wird und eben nicht deponiert wird.

Darüber hinaus gilt: Weil man natürlich niemals lückenlos alles, was
exportiert wird, kontrollieren kann, ist es wichtig, dass die Anreize
stimmen. Wir haben im Verpackungsgesetz dafür gesorgt, dass die
Recyclingquoten deutlich erhöht werden. Die Folge ist, dass immer mehr
Unternehmen in neue Recyclinganlagen investieren. Damit wird es auch
lukrativer, in Deutschland zu recyceln. Wir wollen außerdem mit dem
Fünf-Punkte-Plan der Ministerin dafür sorgen, dass mehr recyceltes Plastik -
 das sogenannte Recyclat - eingesetzt wird. Wenn wir das schaffen und mehr
recyceltes Plastik in neue Produkte kommt, dann wird die Nachfrage am Markt
automatisch steigen, sodass es weniger Anreize gibt, zu exportieren.

Zur Einordung: Der Anteil des exportierten Plastikmülls am Plastikmüll
insgesamt ist nicht besonders hoch. Wenn Sie auf den Gelben Sack
beziehungsweise auf die Gelbe Tonne schauen, dann sind das geschätzt zwei
Prozent. Das ist vielleicht auch wichtig für alle Bürgerinnen und Bürger,
die sich überlegen, ob sich Mülltrennung weiter lohnt: Ja, sie lohnt sich.

Frage: Herr Breul, können Sie etwas Neues sagen zu Billy Six, dem
inhaftierten Journalisten in Venezuela? Mein Stand ist, dass Sie zuletzt am
9. Januar Kontakt hatten beziehungsweise ihn besuchen konnten. Was ist in
den letzten fünf Wochen passiert, warum gab es keine Besuche? Wie geht es
ihm?

Breul: Ich kann Ihnen mitteilen: Es hat in der Tat einen weiteren
Haftbesuch gegeben. Wie Sie wissen, ist dafür immer die Zustimmung des
jeweiligen Landes notwendig. Aus der Tatsache, dass es für einen Zeitraum
keinen Besuch gegeben hat, kann man daher nicht ableiten, dass die
Bundesregierung in ihrem Engagement für Herrn Six nachlassen würde. Am 8.
Februar konnte die Botschaft also einen weiteren Haftbesuch durchführen.
Inhaltlich kann ich zu diesem Besuch nichts sagen; dem steht das
Persönlichkeitsrecht von Herrn Six entgegen.

Zusatzfrage: Es gab Medienberichte, in denen es heißt, dass er jetzt nicht
mehr vor ein Militärgericht kommen soll, sondern zivilgerichtlich
prozessiert werden soll. Stimmt das?

Breul: Wie gesagt, wir kein Mandat, Ihnen zu den inhaltlichen Fragen und
den juristischen Fragen vor Ort Auskunft zu geben.

Freitag, 15. Februar 2019

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 15. Februar 2019

https://www.bundesregierung.de/breg-de/suche/regierungspressekonferenz-vom-15-februar-2019-1580874
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WIRTSCHAFT/3032: Merkel muss Freihandelsabkommen mit den USA zur Chefsache machen


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 18. Februar 2019

THEURER: Merkel muss Freihandelsabkommen mit den USA zur Chefsache
machen



Zur Debatte über US-Zölle auf Autos erklärt der stellvertretende
FDP-Fraktionsvorsitzende Michael Theurer:

"Strafzölle zwischen entwickelten Volkswirtschaften schaden allen
Beteiligten. Deswegen muss Bundeskanzlerin Merkel das Thema zur
Chefsache machen und sich für ein Freihandelsabkommen mit den USA
einsetzen. Wir dürfen dabei nicht vergessen: Bisher sind die Zölle
auf Autos in der EU höher als in den USA. Die beste Lösung wäre daher
eine komplette Abschaffung auf beiden Seiten. Um die Spirale des
Protektionismus zu durchbrechen, muss Deutschland das
Freihandelsabkommen CETA ratifizieren. Dann muss TTIP aus dem
Eisschrank geholt werden. Und schließlich muss die WTO wieder
handlungsfähig gemacht werden. Das ist der richtige Weg, um einen
Handelskrieg abzuwenden und den Multilateralismus zu verteidigen."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de
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MECKLENBURG-VORPOMMERN/3269: Haushaltsplus für Schuldentilgung, Mobilfunknetz und Feuerwehr (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion MV vom 18. Februar 2019

Haushaltsplus für Schuldentilgung, Mobilfunknetz und Feuerwehr nutzen



Der Koalitionsausschuss hat in seiner heutigen Sitzung beschlossen,
Sonderprogramme für den Ausbau von Mobilfunknetzen und für die
Stärkung der Feuerwehren in Mecklenburg-Vorpommern einzurichten.
Dazu erklärt der Vorsitzende der SPD-Landtagsfraktion Thomas Krüger:

"Die gute Haushaltspolitik der letzten Jahre zahlt sich aus. Erneut
sind wir in der Lage, 205 Mio. Euro an Schulden zu tilgen und damit
die Last für kommende Generationen zu mildern. Gleichzeitig können wir
aber auch wichtige Investitionen vornehmen. So werden wir mit einem
Sonderprogramm in Höhe von 50 Millionen Euro in den kommenden Jahren
die Feuerwehren im Land stärken, die dringenden Bedarf an Ausrüstung
und Fahrzeugen haben. Das entlastet auch die Kommunen erheblich, in
deren Aufgabenbereich der Brandschutz eigentlich liegt. In gleicher
Höhe wollen wir in den Breitbandausbau für Mobilfunk im ländlichen
Raum investieren, um so dazu beizutragen, dass die für die Bevölkerung
ärgerlichen Löcher im Mobilfunknetz des Landes geschlossen werden.
Dabei ist klar, dass die Summe am Ende nicht ausreichen wird, auch die
letzte Milchkanne im ländlichen Raum zu erreichen. Das ist auch nicht
unsre Absicht. Wir sehen weiterhin zuallererst die Mobilfunkwirtschaft
in der Pflicht, aus der wir sie nicht entlassen werden. Darüber hinaus
wollen wir die Landesverwaltung handlungs- und zukunftsfähig
ausgestalten. Um langfristig ausreichend gut ausgebildetes Personal zu
binden, sollen in den kommenden zwei Jahren jeweils 25 Mio. Euro
investiert werden."

Hintergrund:

Entsprechend dem vorläufigen Haushaltsabschluss sollen 2018 und 2019
jeweils 15 Mio. Euro in das Sonderprogramm Feuerwehr fließen. Hinzu
kommen über einen Zeitraum von bis zu zehn Jahren 20 Mio. Euro aus der
Sonderbedarfszulage oder des Kofinanzierungsfonds des Landes.

In das Sonderprogramm "Breitband M-V für Mobilfunk" fließen ebenfalls
2018 und 2019 jeweils 15 Mio. Euro. Zusätzlich kommen jeweils 10 Mio.
Euro aus dem Fonds "ländliche Gestaltungsräume" und den Mitteln für
die Gemeinschaftsaufgabe für die Agrarstruktur und den Küstenschutz.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung der SPD-Landtagsfraktion Mecklenburg-Vorpommern

Pressestelle, Lennéstr. 1, 19053 Schwerin

Telefon: 0385-525-2359 o. 0385-525-2360

E-Mail: info@spd-fraktion-mv.de

Internet: www.spd-fraktion-mv.de
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WIRTSCHAFT/2835: Weniger Bürokratie und Formulare - mehr Zeit für starke Unternehmen


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 18. Februar 2019

Arbeitsgruppe: Wirtschaft und Energie

Weniger Bürokratie und Formulare - mehr Zeit für starke Unternehmen



Sabine Poschmann, stellvertretende wirtschaftspolitische Sprecherin:

Die zuletzt etwas eingetrübten Konjunkturprognosen erfordern einen
breiten Mix an verschiedenen Maßnahmen zur Stabilisierung unserer
Wirtschaft. Ganz zentral wird in den nächsten Monaten die Einigung auf
ein Fachkräfteeinwanderungsgesetz sein. Ein weiteres Element, um
gerade die kleine und mittelständische Wirtschaft zu unterstützen, ist
auch der Bürokratieabbau. Hier muss zügig ein
Bürokratieentlastungsgesetz vorgelegt werden.

"Ein Abbau von Bürokratie darf nicht einhergehen mit einem Abbau von
Sozial- und Umweltstandards. Es müssen andere, konkrete Vorschläge auf
den Tisch, die für spürbare Entlastungen sorgen. Dabei werden wir
beispielsweise eine Anhebung der Grenze für die Abschreibung von
Geringwertigen Wirtschaftsgütern prüfen. Bereits in der letzten
Legislaturperiode haben wir die Grenze fast verdoppelt und von 410
Euro auf 800 Euro erhöht. Eine weitere Erhöhung auf 1.000 Euro würde
insbesondere für Handwerker und Selbstständige Vorteile etwa bei der
Beschaffung von Büromaterial bringen. Darüber hinaus könnte damit die
Poolabschreibung für Wirtschaftsgüter mit Anschaffungskosten von bis
zu 1.000 Euro entfallen und damit das Steuerrecht weiter vereinfacht
werden. Darüber hinaus werden wir prüfen, ob ein Antragsverfahren für
die umsatzsteuerliche Organschaft eingeführt werden kann, um für
Rechtssicherheit bei den betroffenen Unternehmen zu sorgen.

Grundsätzlich müssen Betroffene in Zukunft früher in
Gesetzgebungsprozesse eingebunden werden. Nur so können Maßnahmen
praxistauglich und passgenau gestaltet werden.

Wichtig ist bei diesem Thema, dass der Staat auf allen Ebenen mit
gutem Beispiel vorangeht. Wir müssen weg vom Papier hin zu
einheitlichen digitalen Standards und Formaten, gerade auch in den
Bundesländern, die vielfach für den Vollzug von Vorschriften zuständig
sind. Auch schnellere Betriebsprüfungen im Steuerrecht sind nötig, um
rasch Rechtssicherheit zu erreichen. Auf EU-Ebene müssen
Bürokratiekosten von vornherein stärker begrenzt werden. Daher sollten
wir für eine europäische "one in, one out"-Regel kämpfen, bei der für
jede neue Regelung eine andere Vorschrift abgeschafft werden muss. Nur
so wird Deutschland zu einem modernen Standort, der fit ist für die
Herausforderungen von morgen."

Copyright 2019 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 18. Februar 2019

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle

Platz der Republik 1, 11011 Berlin
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MELDUNG/338: Bundesregierung beruft Viola Georgi in Fachkommission Integrationsfähigkeit (idw)


Stiftung Universität Hildesheim - 15.02.2019

Bildungsintegration: Bundesregierung beruft Viola Georgi in
Fachkommission Integrationsfähigkeit



Die Hildesheimer Erziehungswissenschaftlerin Professorin Viola Georgi
wurde vom Bundeskabinett in die "Fachkommission Integrationsfähigkeit"
berufen. Die Kommission erarbeitet Empfehlungen für Bund, Länder, Kommunen
und Zivilgesellschaft. Den ersten Bericht legt die Kommission 2020 vor.
Professorin Georgi ist in der Forschung zur Bildungsintegration
international sehr gut vernetzt und leistet zugleich Basisarbeit in der
Kommune, so Universitätspräsident Wolfgang-Uwe Friedrich.

Die Bundesregierung hat die Berufung einer Fachkommission zu den
Rahmenbedingungen der Integrationsfähigkeit beschlossen. Das
Bundesinnenministerium, das Bundesarbeitsministerium sowie die Beauftragte
der Bundesregierung für Migration, Flüchtlinge und Integration haben dem
Bundeskabinett die Mitglieder vorgeschlagen.

Zu den Mitgliedern der Fachkommission wurde Professorin Viola Georgi
berufen. Die Erziehungswissenschaftlerin ist Expertin für Fragen der
Bildung in der Einwanderungsgesellschaft und leitet an der Universität
Hildesheim das "Zentrum für Bildungsintegration - Diversity und Demokratie
in Migrationsgesellschaften". Georgi befasst sich in der Forschung unter
anderem mit Heterogenität in der Schule, Bildungsmedien,
historisch-politischer Bildung in der Migrationsgesellschaft und
Demokratiepädagogik.

Professorin Viola Georgi wird einen Bericht mit Empfehlungen mitverfassen,
den die Fachkommission 2020 vorstellt. Diesen Bericht legt die
Bundesregierung dann dem Deutschen Bundestag vor. Die konstituierende
Sitzung der Fachkommisssion findet am 20. Februar 2019 statt.

"Ich freue mich sehr auf die interdisziplinäre Kommissionsarbeit. Ich bin
vor allem gespannt, auf die Entwicklung von innovativen Empfehlungen für
das Handlungsfeld Bildungsintegration", sagt Professorin Viola Georgi.

"Die Fachkommission ist zu beglückwünschen, denn mit Professorin Georgi
gewinnt sie eine Wissenschaftlerin, die international sehr gut vernetzt
ist und zugleich Basisarbeit in der Kommune leistet - eine seltene
Kombination", sagt Universitätspräsident Professor Wolfgang-Uwe Friedrich.

Die Kommission wird die wirtschaftlichen, arbeitsmarktpolitischen,
gesellschaftlichen und demografischen Rahmenbedingungen für Integration
beschreiben und erarbeitet Vorschläge für Standards, wie diese verbessert
werden können. Die Kommission befasst sich sowohl mit der Neu-Zuwanderung
- etwa von Geflüchteten und EU-Bürgerinnen und EU-Bürgern - als auch mit
den bereits länger in Deutschland lebenden Menschen mit
Migrationshintergrund.

Die Empfehlungen können sich an die Bundesressorts, aber auch an Länder,
Kommunen sowie die Zivilgesellschaft richten.

Der unabhängigen Fachkommission gehören renommierte Persönlichkeiten aus
Wissenschaft und Praxis an. Den Vorsitz übernehmen Derya Çağlar, 
Mitglied des Abgeordnetenhauses von Berlin, und Ashok-Alexander Sridharan,
Oberbürgermeister der Bundesstadt Bonn.

Zu den Mitgliedern der Fachkommission der Bundesregierung gehören neben
Professorin Viola Georgi unter anderem die Politikwissenschaftlerin
Professorin Petra Bendel, die Sprachwissenschaftlerin Professorin Havva
Engin und der Rechtswissenschaftler Professor Daniel Thym.


Weitere Informationen:

Gemeinsame Pressemitteilung der Integrationsbeauftragten der
Bundesregierung, des Bundesministeriums des Innern und des
Bundesministeriums für Arbeit und Soziales
www.bundesregierung.de/breg-de/aktuelles/bundeskabinett-beschliesst-berufung-einer-fachkommission-integrationsfaehigkeit-1574914

Zentrum für Bildungsintegration der Universität Hildesheim

www.uni-hildesheim.de/zbi

Weitere Informationen unter:

https://www.uni-hildesheim.de/neuigkeiten/bundesregierung-beruft-professorin-viola-georgi-in-fachkommission-integrationsfaehigkeit/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution102

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Stiftung Universität Hildesheim, 15.02.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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RECHT/381: Neues Bio-Recht - Kritische Punkte gemeinsam ausräumen (BÖLW)


Bund Ökologische Lebensmittelwirtschaft (BÖLW e.V.)

Pressemitteilung vom 17. Februar 2019

Neues Bio-Recht: Kritische Punkte gemeinsam ausräumen



Nürnberg/Berlin, 17.02.2019. Welche Änderungen durch das neue Bio-Recht auf
die Unternehmen zukommen und wo die Ausarbeitung steht, stand im
Mittelpunkt einer Veranstaltung des Bund Ökologische Lebensmittelwirtschaft
(BÖLW) auf der BIOFACH.

Nicolas Verlet, EU-Kommission, erläuterte, dass das neue Bio-Basis-Recht ab
2021 gelten wird. Derzeit werde an nachgeordneten Rechtsakten zu
Landwirtschaft und Verarbeitung gearbeitet, der zweite Schwerpunkt für 2019
läge auf Regeln für die Kontrolle und Importe. Besonders für
investitionsrelevante Vorgaben, wie für Ställe und Ausläufe, solle bis
April Rechtssicherheit für Landwirte geschaffen werden. Verlet betonte die
gute Zusammenarbeit mit allen Beteiligten.

Elisabeth Bünder vom Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft
betonte, dass die Bundesregierung das Bio-Recht in enger Zusammenarbeit mit
EU-Kommission, Ländern und Branche entwickle. Die Aufgabe des Staates sei
es, für einen fairen Rechtsrahmen zu sorgen, der eine lange Halbwertszeit
habe. Entscheidend sei, dass sich die neuen Regeln an den Prinzipien des
Ökolandbaus orientieren sowie Profilschärfe und ein gutes Funktionieren der
Bio-Kontrolle gewahrt bleiben, damit sich die Kunden weiter auf Bio
verlassen könnten. Wichtig sei aber auch, dass der neue Rechtsrahmen die
Wirtschaftsabläufe nicht unnötig erschwere.

Alexander Beck, Assoziation Ökologischer Lebensmittelhersteller, begrüßte,
dass die Regeln die Unternehmen bei Verstößen stärker als bisher in die
Pflicht nähmen, Verdachtsfälle zu prüfen. Für eine einheitliche Umsetzung
innerhalb der EU sei es notwendig, dass jetzt eine praxisnahe Ausgestaltung
der neuen Vorgaben erfolgt, in die das Know-how von Behörden,
Kontrollstellen und Wirtschaft einfließt. Das gelte auch für die neuen
Regeln zum Umgang mit Kontaminationen. Wichtig sei auch, ein einheitliches
Verständnis für zu treffende Maßnahmen zu entwickeln, wenn diese auftreten.

Mit Blick auf den für 2024 geplanten Bericht der EU-Kommission über die
Umsetzung der neuen Vorgaben zu Kontaminationen mahnte Beck an, dass dafür
solide Wissensgrundlagen geschaffen werden müssten.

Georg Eckert vom Europäischen Verband der Öko-Kontrollstellen (EOCC) zeigte
sich zuversichtlich, dass durch den offenen Austausch mit der Kommission
gute Kontroll-Regeln entstehen könnten. Für die Zertifikate müsste dafür
verankert werden, dass diese ein Führerschein für Bio-Unternehmen und kein
Produktzertifikat seien. Bei der jährlichen Kontrolle seien kluge Lösungen
notwendig, wenn diese in Ausnahmefällen nicht vor Ort erfolge. Eckert
mahnte an zu klären, welche Einzelhändler nicht melde- oder
kontrollpflichtig seien. Geregelt werden müsse auch, wie die neu angelegte
Gruppenzertifizierung erfolgen soll. Mit Blick auf den Umgang mit
Kontaminationen müsse geklärt werden, wie Kontrollstellen die Wirksamkeit
von Vorsorgemaßnahmen prüfen sollen.

BÖLW-Vorstand Alexander Gerber betonte, dass ein hoher Rechtsstandard dem
ureigenen Interesse sowie den Zielen der Bio-Bewegung entspräche.
Entscheidend sei es jetzt, das neue Bio-Recht entsprechend der Ziele und
Grundsätze mit Augenmaß auszugestalten - damit die Betriebe weiter
erfolgreich ökologisch wirtschaften können.

Gerber kritisierte die geplanten Haltungsregeln für Bio-Elterntiere beim
Geflügel, da diese bestehende Initiativen zur Öko-Geflügelzüchtung
gefährden würde. Der Plan, die Veranda von Geflügelställen, die als
besonders tiergerecht gilt, nicht mehr als Teil des Stalls ansehen zu
wollen, kritisierte Gerber als Rückschritt. Besonders wichtig sei es zudem,
die Auslaufdistanz für Legehennen von 350 auf 150 m zu begrenzen - das sei
sinnvoll, da die Tiere in der Regel die weiteren Distanzen nicht nutzen und
da dies die Stallgröße automatisch auf etwa vier Herden mit je 3000 Tieren
begrenze.

Bei der Öko-Schweinehaltung sei entscheidend, dass die Regeln weiterhin die
Bio-Freilandschweinehaltung ermöglichen. Bei den Importregeln bräuchte es
noch klarere Vorgaben, mit denen die Integrität der Bio-Produkte besser
sichergestellt werde.


Mehr Infos zur EU-Öko-Verordnung auf:

https://www.boelw.de/themen/eu-oeko-verordnung/


Der BÖLW ist der Spitzenverband deutscher Erzeuger, Verarbeiter und
Händler von Bio-Lebensmitteln und vertritt als Dachverband die Interessen
der Ökologischen Land- und Lebensmittelwirtschaft in Deutschland. Mit 
Bio-Lebensmitteln und -Getränken werden jährlich von über 40.000 Bio-Betrieben
mehr als 10 Mrd. Euro umgesetzt.

 * 

Quelle:

Bund Ökologische Lebensmittelwirtschaft (BÖLW e.V.)

Marienstr. 19-20, 10117 Berlin

Telefon ++49 (0)30.28482-300, Fax ++49 (0)30 28482-309

E-Mail: info@boelw.de

Internet: www.boelw.de
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ASYL/1347: Rolle rückwärts - Flüchtlingsrat kritisiert Verschärfung der Abschiebungspraxis (Flüchtlingsrat Niedersachsen)


Flüchtlingsrat Niedersachsen - 18. Februar 2019

Rolle rückwärts: Flüchtlingsrat kritisiert Verschärfung der
Abschiebungspraxis



Die niedersächsische Landesregierung will eine zentrale Abschiebungsbehörde
einrichten, die "die Chance einer weiteren Verfahrensoptimierung" biete und
"mit der Verbesserungspotenziale im Rückführungsvollzug besser genutzt
werden" sollen. Der Flüchtlingsrat Niedersachsen lehnt die Pläne der
Landesregierung ab, da sie die Abschiebungspraxis in Niedersachsen weiter
verschärfen würden.

Laut einem "Entwurfspapier" des Innenministeriums vom 11.01.2019 will die
Landesregierung den örtlichen Ausländerbehörden die Zuständigkeit für den
ausländerrechtlichen Umgang mit abgelehnten Flüchtlingen entziehen und
zukünftig selbst entscheiden, welche Personen geduldet und welche
abgeschoben werden. Dazu soll eine "Zentrale Ausländerbehörde" mit bis zu
200 Angestellten geschaffen werden. Im Haushalt für 2019 wurden über die
sog. "technische Liste" bereits 50 neue Stellen eingestellt. Mit der
Umsetzung soll ab Mitte 2019 begonnen werden.

Der Flüchtlingsrat Niedersachsen lehnt die geplante Schaffung einer
niedersächsischen Abschiebungsbehörde, die zunächst an die
Landesaufnahmebehörde angebunden werden soll, mit Nachdruck ab. "Schon
heute kommt es aufgrund des künstlich entfachten und sachlich nicht
begründeten politischen Drucks immer wieder zu haarsträubenden Szenen, wenn
Menschen nachts ohne Ankündigung zur Abschiebung abgeholt werden, obwohl
schwere Krankheiten attestiert wurden und Gerichtsverfahren anhängig sind,"
so Kai Weber, Geschäftsführer des Flüchtlingsrats Niedersachsen. Mehrfach
ist es auch in Niedersachsen in den letzten Jahren zu rechtswidrigen
Abschiebungen und Abschiebungsversuchen gekommen, weil die örtlichen
Behörden über den aktuellen Stand nicht informiert waren oder noch schnell
vor Fristablauf eine Abschiebung durchsetzen wollten.

Eine solche Entwicklung wird sich mit einer niedersächsischen
Abschiebungszentrale weiter verschärfen. Denn eine Ausländerbehörde vor Ort
wird über aktuelle Entwicklungen stets besser informiert und näher an den
Betroffenen dran sein als eine weit entfernte Landesabschiebungsbehörde:
Auch künftig werden geduldete Flüchtlinge bei ihren Kommunen
Ausbildungsduldungen beantragen, Heiraten anmelden oder Operationen im
Krankenhaus terminieren, während eine zentrale Ausländerbehörde in
Unkenntnis solcher Entwicklungen die Abschiebungsmaschinerie in Gang setzt.

Es ist geradezu gespenstisch, in welchem Ausmaß die Rechtspopulisten
mittlerweile die Meinungsführerschaft in der Flüchtlingspolitik übernommen
haben und die Themen bestimmen: Vor gerade einmal vier Jahren verkündete
der niedersächsische Innenminister Boris Pistorius (SPD) eine
grundsätzliche Abkehr von der Abschiebungspolitik seines Vorgängers Uwe
Schünemann (CDU). Die Landesregierung wolle mehr Menschlichkeit in der
Ausländer- und Flüchtlingspolitik an den Tag legen: "Mit dem [...]
eingeleiteten Paradigmenwechsel in der Flüchtlings- und Ausländerpolitik
wurde bei Abschiebungen deutlich mehr Rücksicht auf die Belange der
betroffenen Menschen genommen. Seitdem steht nicht mehr allein der
ordnungsrechtliche Vollzug des Aufenthaltsgesetzes im Vordergrund, sondern
es bestimmen viel stärker humanitäre Gesichtspunkte die Vorbereitung und
Durchführung von Abschiebungen", so der niedersächsische Innenminister in
seiner Presseerklärung vom 23.09.2014.

Obwohl die Zahl der geduldeten und ausreisepflichtigen Flüchtlinge heute
nur geringfügig höher ist als 2014, hat sich der Umgang mit diesen Menschen
inzwischen radikal geändert: Die 2014 als Ausdruck von Fairness und
Menschlichkeit gefeierte Ankündigung des Abschiebungstermins wurde
gesetzlich untersagt, Abschiebungen zur Nachtzeit sind zur Regel geworden,
und auch in Niedersachsen mehren sich inzwischen Fälle einer Abschiebung
unter Inkaufnahme von Familientrennungen.

 * 

Quelle:

Flüchtlingsrat Niedersachsen e.V.

Röpkestr. 12, 30173 Hannover

Telefon: 0511/98 24 60 30, Fax: 0511/98 24 60 31

Mo-Fr: 10.00 bis 12.30, Di+Do: 14.00 bis 16.00

E-Mail: nds@nds-fluerat.org

Internet: www.nds-fluerat.org
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REPRESSION/1632: US-Forderung kontrovers und verwickelt ... (SB)




Die Reaktion der Bundesregierung auf die Forderung des US-Präsidenten,
ausländische Kämpfer des Islamischen Staates in ihren Herkunftsländern vor
Gericht zu stellen, verhalten zu nennen wäre untertrieben. So macht
Außenminister Heiko Maas für seine ablehnende Haltung technische Gründe geltend,
müsse doch erst sichergestellt werden, "dass diese Menschen hier sofort auch
einem Verfahren vor Gericht zugeführt werden, wenn sie auch in Untersuchungshaft
kommen". [1] Seit wann steht die Verfolgung mutmaßlicher Straftäter durch die
deutschen Staatsschutzbehörden vor Problemen, die angeblich kaum bewältigt
werden können? So klappt die Zusammenarbeit mit ausländischen Polizeibehörden
und Geheimdiensten in vergleichbaren Fällen hervorragend, wie die vielen
Strafverfahren gegen AktivistInnen der türkischen und kurdischen Linken
hierzulande belegen.

Das Vereinigungstrafrecht 129 b gibt den Behörden Mittel an die Hand, die kaum
als rechtstaatlich zu bezeichnen sind. Die Anwendung dieses Paragraphen des
politischen Strafrechts steht unter Vorbehalt des Außenministeriums, das nach
bündnispolitischer Opportunität über eine mögliche Anklageerhebung entscheidet. 
Hinzu kommt, daß in diesen Fällen häufig Informationen von Repressionsorganen
zur Anwendung gelangen, die politisch motivierten Weisungen der für sie
zuständigen Regierungen unterliegen. Doch auch in Deutschland werden Menschen zu
Haftstrafen verurteilt, für deren rechtliche Begründung die bloße Assoziation
mit verbotenen politischen Organisationen ausreicht. Ob die jeweiligen
Angeklagten sich persönlich etwa durch die Anwendung von Gewalt strafbar gemacht
haben oder nicht ist unerheblich. Es reicht die Zugehörigkeit zu einer im
Ausland verbotenen Organisation oder Partei aus, zu deren Nachweis auch
Informationen staatlicher Behörden genutzt werden, die der Weisungsbefugnis
despotischer bis diktatorischer Regierungen unterliegen.

Wer mit solchen Möglichkeiten exekutiver Ermächtigung ausgestattet ist,
erscheint beim Verweis auf verfahrenstechnische Hindernisse, die einer
Strafverfolgung politisch motivierter Personen im Wege ständen, die wie Söldner
von der Bundesrepublik aus in ein Kriegsgebiet gereist sind, um in den Reihen
einer als terroristisch eingestuften Armee zu kämpfen, wenig glaubwürdig. Das um
so mehr, als das Interesse der Bundesregierung vorausgesetzt wird, nicht nur den
IS in Syrien zu besiegen, sondern auch dessen Anhänger in Deutschland als
Sicherheitsrisiko aus dem Verkehr zu ziehen. Ihrer auf diese Weise habhaft zu
werden stellt zweifellos eine geringere Gefahr dar, als es den besiegten
IS-Kämpfern zu überlassen, auf diese oder jene Weise eigenständig in die
Bundesrepublik zurückzukehren.

Da es sich bei den IS-Kämpfern und ihren Familien um deutsche StaatsbürgerInnen
handelt, ist die Zuständigkeit deutscher Justizbehörden weit mehr gegeben als
die der Strafverfolgungsbehörden irgendeines anderen Staates. Zugleich könnte
geltend gemacht werden, daß die Bundesrepublik dazu verpflichtet ist, das Leben
ihrer StaatsbürgerInnen zu schützen, wenn sie in einem Kriegsgebiet zum Beispiel
dadurch bedroht sein könnten, bei einem Angriff der Türkei auf das Territorium der
Demokratischen Föderation Nordsyrien zwischen die Fronten zu geraten.

Woher also das Zögern im Falle der IS-Kämpfer, wenn die Bundesregierung
ansonsten linke AktivistInnen nichtdeutscher Herkunft mit internationalen
Haftbefehlen verfolgt, um ihnen in Deutschland den Prozeß zu machen, obwohl
deren politische Arbeit stets den Zuständen in ihrem Herkunftsland gewidmet war? 
Zum einen liegt nahe, daß Strafverfahren gegen Dutzende von IS-Kämpfern in der
Bundesrepublik auch Fragen zur Verwicklung deutscher Behörden und Dienste in den
Syrienkrieg aufwürfen. So ist nicht auszuschließen, daß diese Personen über
Informationen verfügen, die die Einmischung von NATO-Staaten im allgemeinen und
Deutschlands im besonderen in die dortige Kriegführung belegten. Zum andern
liegt nahe, daß die auf die enge Partnerschaft mit der Türkei und eine gute
Zusammenarbeit mit dem AKP-Regime festgelegte Bundesregierung auf keinen Fall
mit den Syrischen Demokratischen Streitkräfte (SDF) oder der Demokratischen
Föderation Nordsyrien zusammenarbeiten möchte. Wie wichtig der Bundesregierung
diese Zusammenarbeit ist, zeigen auch die vielen Fälle, in denen deutsche
StaatsbürgerInnen in der Türkei in die Fänge einer politischen Strafjustiz
geraten, deren Willkürcharakter die Haltbarkeit des deutsch-türkischen
Bündnisses eher unterstreicht als in Frage stellt.

Gerade weil die Zusammenarbeit im Falle türkischer Polizeibehörden und
Geheimdienste völlig unbeeinträchtigt davon funktioniert, daß diese mit harscher
Willkür gegen die linke und kurdische Opposition im Lande vorgehen, darf eine
entsprechende Kooperation mit den erklärten Feinden Erdogans nicht
zustandekommen. Sollten Strafverfahren gegen die deutschen IS-Kämpfer
eingeleitet werden, dann müßten die Behörden in Nordsyrien darum gebeten werden,
den deutschen Gerichten ihre Erkenntnisse über die von ihnen gefangengenommenen
IS-Kämpfer zur Verfügung zu stellen. Dies wiederum käme einer Quasianerkennung
der Demokratischen Föderation Nordsyrien gleich, und da sei Erdogan vor.

Ehe die Bundesregierung eine Bevölkerung unterstützte, die versucht, in einer
Lücke zwischen diversen Großmachtinteressen zu überleben und dabei ein für die
Verhältnisse in der Region überaus fortschrittliches Gesellschaftsmodell zu
entwickeln, schaut sie - wie im Falle Afrins - lieber dabei zu, wie die von
allen Seiten und dabei auch von deutschen IS-Kämpfern bedrohten Menschen
angegriffen, vertrieben und umgebracht werden. Für die geostrategische Ratio
deutscher Hegemonialpolitik sind die um regionale Autonomie innerhalb Syriens
kämpfenden KurdInnen ein weit größeres Übel als die deutschen IS-Kämpfer, die
von diesen gefangengenommen wurden. Nach welchen Paragraphen die deutschen
Dschihadisten sich schuldig gemacht hätten oder nicht, bleibt unerheblich. Es
besteht kein Interesse, ihrer habhaft zu werden und womöglich zu erkennen, es
mit Überzeugungstätern zu tun zu haben, die als Fußtruppen für die Türkei oder
andere NATO-Staaten in Syrien ganz im Sinne dieser äußeren Akteure eingesetzt
wurden. 


Fußnote:

[1] https://www.zeit.de/politik/ausland/2019-02/syrien-heiko-maas-donald-trump-is-kaempfer
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STANDPUNKT/840: Europas "geopolitische Identität" (german-foreign-policy.com)


Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 18. Februar 2019

german-foreign-policy.com

Europas "geopolitische Identität"



MÜNCHEN - Offen wie nie zuvor hat sich der Machtkampf zwischen Berlin
und Washington auf der Münchner Sicherheitskonferenz zugespitzt.
US-Vizepräsident Mike Pence forderte Berlin und die EU am Wochenende erneut
ultimativ auf, politische und wirtschaftliche Vorhaben, die mit der
US-Politik nicht in vollem Umfang übereinstimmen, umgehend aufzugeben. Das
betrifft unter anderem die Pipeline Nord Stream 2 und das Nuklearabkommen
mit Iran. Bundeskanzlerin Angela Merkel hat die US-Forderungen
zurückgewiesen. Wie Außenminister Heiko Maas auf der Sicherheitskonferenz
auch mit Blick auf den Streit mit Washington erklärte, stehe "Europa" vor
der "Zukunftsfrage", ob es "Subjekt oder Objekt der Weltpolitik" sein
werde. Es müsse deshalb nun sein "geo-ökonomisches in geo-politisches
Kapital verwandeln, um "eine tragende Säule internationaler Ordnung" zu
werden und "eine eigene geopolitische Identität [zu] entwickel[n]". Maas
äußert seine Forderung zu einer Zeit, zu der die Iranpolitik der EU vor dem
Scheitern steht und die europäische Machtbasis der Berliner Ambitionen
kräftig bröckelt.

Ultimative Forderungen

Die Trump-Administration hat am Wochenende Berlin und die EU erneut
ultimativ aufgefordert, politische und wirtschaftliche Vorhaben, die mit
Vorgaben der US-Politik nicht in vollem Umfang übereinstimmen, aufzugeben.
Wie US-Vizepräsident Mike Pence in seiner Rede auf der Münchner
Sicherheitskonferenz verlangte, müssten die europäischen Länder den
Vereinigten Staaten folgen und das Nuklearabkommen mit Iran umgehend
aufkündigen.[1] Pence lobte diejenigen EU-Mitglieder, die versuchen, die
Pipeline Nord Stream 2 zu verhindern, und fügte hinzu: "Wir empfehlen den
anderen, dasselbe zu tun." Des weiteren erklärte der Vizepräsident,
Washington sei gegenüber seinen Verbündeten "sehr klar" bezüglich "der
Drohung" gewesen, "die Huawei und andere chinesische Telekomkonzerne
darstellen". Schließlich forderte Pence - im Hinblick darauf, dass viele
EU-Staaten den venezolanischen Umstürzler Juan Guaidó als
"Übergangspräsidenten" anerkennen -, die EU müsse Guaidó als "Präsidenten"
einstufen. Der Unterschied liegt darin, dass ein Übergangspräsident laut
venezolanischer Verfassung umgehend Neuwahlen ausrufen muss, während ein
Präsident dazu nicht verpflichtet ist. Schließlich drohte der 
US-Vizepräsident damit, Bündnisgarantien zu ignorieren: "Wir können die
Verteidigung des Westens nicht sicherstellen, wenn unsere Verbündeten vom
Osten abhängig werden." Dies galt auch dem Berliner Bestreben, Nord Stream
2 fertigzustellen und zu nutzen.

"Eine tragende Säule der internationalen Ordnung"

Die Forderungen der Trump-Administration treffen Berlin und die EU zu einer
Zeit, zu der sie bemüht sind, die Grundlagen für eine eigenständige,
unabhängig von Washington handlungsfähige Weltpolitik zu schaffen. Dieses
Bestreben hat Außenminister Heiko Maas am Wochenende in München bekräftigt.
Demnach setzt Berlin, um sich "in der Welt von morgen [zu] behaupten", klar
"auf ein starkes, handlungsfähiges Europa". Nur "gemeinsam", auf der Basis
einer kontinentalen Machtbasis, könne Deutschland seine "nationale
Gestaltungskraft" erhalten.[2] Gelinge dies nicht, dann "laufen wir Gefahr,
in einer Welt der Großmachtkonkurrenz zerrieben zu werden": "Subjekt oder
Objekt der Weltpolitik - dies ist die entscheidende Zukunftsfrage, vor der
Europa steht", behauptete Maas. Großbritannien solle auch nach seinem
Austritt aus der EU eingebunden werden.[2] Dabei müsse "Europa", das in der
Handelspolitik "eine Weltmacht" sei, "geo-ökonomisches in geo-politisches
Kapital verwandeln", um seine globale Machtstellung zu sichern. "Wir müssen
mit noch viel mehr Kraft daran arbeiten, ein souveränes, kraftvolles Europa
zu bauen", verlangte der Berliner Außenminister; "Europa" solle nicht nur
"eine tragende Säule internationaler Ordnung" werden, sondern auch "eine
eigene geopolitische Identität entwickel[n]".

Nicht zum Nachgeben bereit

Entsprechend ist die Bundesregierung hartnäckig bemüht, die zunehmenden 
US-Forderungen nach Preisgabe eigenständiger politischer und wirtschaftlicher
Vorhaben Deutschlands und der EU abzuwehren. Bundeskanzlerin Angela Merkel
hat in München bekräftigt, an Erdgaslieferungen aus Russland festhalten zu
wollen. Moskau habe schon in der Zeit des ersten Kalten Kriegs zuverlässig
geliefert; darüber hinaus müsse man verhindern, dass Russland "in die
Abhängigkeit" von China gerate - auch beim Erdgasverkauf.[3] Deshalb müsse
wenigstens in gewissem Umfang gelten: "Russland bleibt ein Partner."[4]
Auch am Nuklearabkommen mit Iran wollten die Mächte Europas festhalten,
bekräftigte Merkel. Zwar verfolge man ebenfalls das Ziel, Irans Politik
"einzudämmen"; dies werde allerdings besser gelingen, wenn man die
Vereinbarung beibehalte, "um dadurch vielleicht auch auf anderen Gebieten
Druck machen zu können". Berlin und die EU sind, jedenfalls zur Zeit, nicht
bereit, im Streit mit Washington klein beizugeben.

Auf der Kippe

Dabei zeichnen sich inzwischen größere Rückschläge für die Bundesregierung
ab. So kann Nord Stream 2 nach Beschlüssen, die in der vergangenen Woche in
Brüssel gegen den Willen Berlins gefällt wurden, nur noch unter deutlich
verschlechterten Rahmenbedingungen errichtet werden. Unklar ist auch, ob
die Bemühungen, das Nuklearabkommen mit Iran zu retten, gelingen können.
Bislang gilt als Voraussetzung dafür, dass die Geschäfte mit dem Land
zumindest in nennenswertem Umfang aufrechterhalten werden können. Dies ist
bislang nicht der Fall. Auch das kürzlich geschaffene Finanzvehikel INSTEX
("Instrument in Support of Trade Exchanges"), eine Art Tauschbörse, gilt
als ungeeignet, eine Wende zu erreichen. Das hat Irans Außenminister
Mohammed Dschawad Sarif jetzt in München bekräftigt: INSTEX, erklärte er,
"reicht nicht aus".[5] In der Tat hat, weil die EU zwar in puncto Handel
viel verspricht, aber nicht liefert, in Iran "die Atomvereinbarung deutlich
an Rückhalt in der Bevölkerung verloren", heißt es in einer aktuellen S
tellungnahme aus der Stiftung Wissenschaft und Politik (SWP); auch im
Teheraner Polit-Establishment seien zuletzt die "Gegner der Vereinbarung
gestärkt und die Hardliner im Land beflügelt" worden.[6] Gebe es beim
Handel nicht rasche Erfolge, dann könnten "selbst die Pragmatiker vor einem
Austritt aus der Vereinbarung nicht länger zurückschrecken", heißt es
weiter: "Damit steht die Atomvereinbarung in Iran auf der Kippe." Auf der
Kippe steht damit zugleich der Versuch der EU, eine eigenständige
Mittelostpolitik zu treiben.

Die Basis bröckelt

Hinzu kommt, dass die europäische Machtbasis kräftig bröckelt. Hatten die
Organisatoren der Münchner Sicherheitskonferenz ursprünglich geplant,
Kanzlerin Merkel an der Seite des französischen Präsidenten Emmanuel Macron
die absehbaren US-Forderungen zurückweisen zu lassen, so ist dies
gescheitert: Macron, der seit seinem Amtsantritt kontinuierlich von Berlin
düpiert wurde (german-foreign-policy.com berichtete [7]), hat seine
Teilnahme an der Veranstaltung abgesagt. Merkel war daher gezwungen, die
deutsch-europäischen Positionen alleine zu verteidigen - und damit zugleich
unfreiwillig die zunehmende Schwäche der immer wieder beschworenen
"europäischen Einheit" zu demonstrieren.


Anmerkungen:

[1] Remarks by Vice President Pence at the 2019 Munich Security Conference.
whitehouse.gov 16.02.2019.

[2] Rede von Außenminister Heiko Maas bei der 55. Münchner
Sicherheitskonferenz am 15. Februar 2019 in München.

[3] S. dazu Die Macht der Röhren.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7857/

[4] Rede von Bundeskanzlerin Merkel zur 55. Münchner Sicherheitskonferenz
am 16. Februar 2019 in München.

[5] Iran drängt Europäer zu mehr Einsatz. tagesschau.de 17.02.2019.

[6] Azadeh Zamirirad: Atomkrise mit Iran: INSTEX taugt nicht zum
Befreiungsschlag. swp-berlin.org 01.02.2019.

[7] S. dazu Hegemonie nach deutscher Art.

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7799/
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NAHOST/1644: Iran - die unsichtbare Offensive ... (SB)


Iran - die unsichtbare Offensive ...



Zwischen den USA und Israel auf der einen und dem Iran auf der anderen
Seite spitzt sich die Konfrontation unaufhaltsam zu. Anläßlich der
Feierlichkeiten zum 40. Jahrestag der Islamischen Revolution und des
Sturzes des Shahs im Iran haben die USA mit Hilfe Polens am 12. und
13. Februar eine große Nahostkonferenz in Warschau abgehalten, auf der
es um nichts anderes ging, als Teheran als "Terrorexporteur Nummer 1"
anzuprangern und Stimmung für einen "Regimewechsel" - notfalls unter
Einsatz militärischer Gewalt - zu machen. Wie es der Zufall will,
wurden die iranischen Streitkräfte noch während des großen Powwows in
der polnischen Hauptstadt selbst Ziel eines verheerenden
"Terroranschlags", hinter dem man die CIA und den Mossad vermuten
darf.

Vor seiner Abreise nach Warschau besuchte Israels Premierminister
Benjamin Netanjahu am 11. Februar demonstrativ den Militärhafen von
Haifa, um vor den eigenen U-Booten zu posieren und die große
Reichweite ihrer ballistischen Raketen zu loben, die nach
Expertenmeinung mit atomaren Sprengköpfen bestückt werden können. Eine
weitere indirekte Kriegsdrohung an die Adresse Teherans postete am
selben Tag US-Präsident Donald Trumps Nationaler Sicherheitsberater
John Bolton als Videobotschaft auf der Website des Weißen Hauses.
Darin machte sich der neokonservative Kriegstreiber über die Mullahs
in Teheran mit der Behauptung lustig, sie würden "nicht mehr viele
Jahrestage" der Revolution zu feiern haben. Bolton warf der iranischen
Führung vor, "die Zentralbank des Terrorismus" zu sein und nach dem
Besitz von Nuklearwaffen zu streben. Dafür warnte am nächsten Tag der
demokratische Senator Chris Murphy per Twitter, Bolton setze
Unwahrheiten in die Welt, um ähnlich wie 2003 gegen Saddam Husseins
Irak einen Kriegsvorwand gegen den Iran zu konstruieren.

Gleich bei der Ankunft in Warschau erregte Netanjahu mit der
Twitter-Meldung, die höchsten Vertreter Israels, der USA und der
sunnitischen Petromonarchien am Persischen Golf seien in der Stadt an
der Weichsel zusammengekommen, um über "unser gemeinsames Anliegen
eines Kriegs mit dem Iran" zu beraten. Nach entsetzten Reaktionen in
den sozialen Medien sah sich das Büro des im Wahlkampf befindlichen
israelischen Premierministers veranlaßt, den ursprünglichen Tweet zu
löschen und durch eine abgeschwächte Version zu ersetzen, in der an
der Stelle von "Krieg" das Wort "Bekämpfung" stand. Dafür hielt
US-Vizepräsident Mike Pence bei der Eröffnung der Konferenz eine Rede,
die zweifelsohne das Prädikat "kriegerisch" verdient.

Der christliche Fundamentalist und ehemalige Gouverneur von Indiana
rief alle "freiheitsliebenden Nationen" dazu auf, sich dem iranischen
"Bösen" entgegenzustellen, und warf der Führung in Teheran vor, einen
"neuen Holocaust" zu planen. Auch Deutschland, Frankreich und
Großbritannien, die nicht mit Außenministern, sondern lediglich mit
Staatssekretären in Warschau vertreten waren, bekamen von Trumps Vize
ihr Fett weg. Die sogenannten EU-3 halten am 2015 mit Teheran
geschlossenen Atomabkommen fest, lehnen den einseitigen Austritt der
USA im vergangenen Jahr ab und haben Ende Januar zwecks Umgehung
amerikanischer Finanz- und Wirtschaftssanktionen ein Clearinghouse
namens INSTEX zur Koordinierung des Handels mit dem Iran eingerichtet.
Pence warf Berlin, London und Paris vor, mit einem "mörderischen
Regime" zu paktieren, und rief sie dazu auf, den "unklugen Schritt" zu
überdenken.

Während in Warschau die Kriegsrhetorik freien Lauf nahm, mußten 41
Mitglieder der iranischen Revolutionsgarde die Spannungen ihres Landes
mit den USA und Israel mit dem Leben bezahlen. Bei einer
Bombenexplosion wurde am 12. Februar ein Bus, mit dem die iranischen
Militärs auf dem Weg von der Stadt Zahedan nach Khasch unterwegs
waren, fast komplett zerstört. Ob es sich dabei um einen
Selbstmordanschlag oder die Zündung einer Straßenmine handelte, ist
unklar. Fest steht, daß sich die Gruppe Jaish al-Adl, eine Ablegerin
der Jundullah, die seit Jahren für die Unabhängigkeit Belutschistans
kämpft, dessen Westteil im Iran und Ostteil in Pakistan liegt, zu dem
Anschlag bekannt hat.

Die Stadt Zahedan in der ostiranischen Provinz Sistan-Belutschistan
liegt nur rund 30 Kilometer vom Länderdreieck
Iran-Afghanistan-Pakistan entfernt. Interessanterweise hatte die
Jerusalem Post am 11. Februar in ihrer Online-Ausgabe von der
Anwesenheit israelischer Spezialstreitkräfte in Afghanistan berichtet.
Demnach operieren die Israelis vom US-Militärstützpunkt Schindand in
der an den Iran angrenzenden Provinz Herat aus und zwar getarnt "unter
den Flaggen der USA und der Vereinigten Arabischen Emirate". In dem
Bericht wird der Militärexperte Semyon Tsipis dahingehend zitiert, die
Motive für den strengeheimen israelischen Einsatz in Afghanistan seien
erstens "die Nähe zum Feindesstaat" Iran und zweitens das Sammeln "von
Erfahrung im Kampf unter den örtlichen Bedingungen am Boden sowie
gegen die lokale Bevölkerung". Wie man sieht, ist die Militärsprache
nicht im präzise, sondern kann auch bei Bedarf auch recht schwammig
sein. In Reaktion auf den blutigen Busanschlag hat jedenfalls Ali
Fadavi, ranghoher Kommandeur der Revolutionsgarde, erklärt, die
Vergeltung Teherans werde sich nicht an die Grenzen des Irans halten.

18. Februar 2019
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FRAUEN/770: Irak - Die Quote hat Gott erfunden (frauen*solidarität)


frauen*solidarität - Nr. 145, 3/18

Die Quote hat Gott erfunden

Auch im Irak ist Politik zu wichtig, um sie nur Männern zu überlassen

von Ulrike Lunacek



Das Projekt "Frauen denken den Irak neu" unterstützt irakische
Frauen aller ethnischen und religiösen Gruppen aus dem gesamten Land
beim Versuch, ideologische Gräben zu überwinden.


Vom Flugzeug aus sieht man Sand, Wüste und flaches Land, so weit
das Auge reicht. In der Ferne einige Bergketten. Anflug auf Erbil, die
Hauptstadt der Autonomen Region Kurdistan im Irak. Die historische
Zitadelle (UNESCO Weltkulturerbe(1) in der Mitte ist aus der Luft gut
zu sehen, ringförmig angelegt und im Licht der Nachmittagssonne von
einem bräunlichen Dunst überzogen. Heiß ist es, mehr als 42 Grad
untertags, und um Mitternacht immer noch 35 Grad. Dennoch: Für die
Seminare des Projekts "Frauen denken den Irak neu"(2) ist Erbil ideal:
Politikerinnen, Akademikerinnen, Journalistinnen, NGO-Frauen und
Juristinnen fahren gerne hin, denn erstens ist die Hauptstadt der
Autonomen Region Kurdistan sicherer als Bagdad und zweitens etwas
weniger heiß.

Das Projekt, initiiert von elbarlament - cultures of democracy, wird
vom Institut für Auslandsbeziehungen des deutschen Außenministeriums
finanziert und hat in den letzten eineinhalb Jahren unter der Führung
von Birgit Laubach zahlreiche Seminare für und mit prominenten
irakischen Frauen aus allen ethnischen und religiösen Gruppen
durchgeführt. Nach der Wahl im Mai wurde ich gebeten, einen Workshop
für die neu gewählten weiblichen Abgeordneten zu gestalten.

Laut Verfassung müssen 25% der 329 Sitze des Parlaments von Frauen
besetzt sein. Leider war bis zum Termin des Seminars Mitte August die
aufgrund einer Wahlanfechtung nötige Neuauszählung der Stimmen noch
nicht abgeschlossen - jene künftigen weiblichen Abgeordneten, die sich
angemeldet hatten, konnten nicht teilnehmen, da noch unklar war, ob
sie tatsächlich gewählt sind.

Wir änderten deshalb das Konzept ein wenig und fokussierten auf die
Frage, was die Teilnehmerinnen vom nächsten Repräsentantenrat (CoR,
Council of Representatives) und im Besonderen von den neu gewählten
82 oder 83 (329 ist nicht durch 4 teilbar) weiblichen Abgeordneten
erwarten und fordern.


25% Frauen im Parlament

Egal wie viele es sein werden, ist das eine durchaus beachtliche Zahl,
die einiges bewegen kann, wenn die ethnischen, religiösen,
ideologischen Gräben überwunden und das Gemeinsame über das Trennende
gestellt wird. Das bewies eine Initiative von zahlreichen Frauen
innerhalb und außerhalb des Parlaments (unterstützt von einigen
Männern), denen es schon in der letzten Legislaturperiode gelungen
war, eine massive Verschlechterung des Personenstandsgesetzes zu
verhindern.

Eingebracht wurde das sogenannte Jafaari-Gesetz von schiitischen
islamistischen Parteien unter Führung der Fadhila Partei. Dennoch
stand im Raum, dass sich auch sunnitische Parlamentarier_innen der
Initiative anschließen und für die Änderungen stimmen könnten. Zu
befürchten war, dass die Rechtsgelehrten der verschiedenen islamischen
Richtungen bestimmen, wann ein Mädchen verheiratet werden kann
- nämlich schon ab neun Jahren! Durch die unterschiedlichen Regelungen
wäre aber auch die weitere Spaltung der irakischen Gesellschaft
befördert worden. Dieses Gesetz konnte zum Glück verhindert werden
- ein großer Erfolg der Vernetzung von Frauen über traditionelle
Trennlinien hinweg.


Ziele für die kommende Legislaturperiode

Im September soll das Parlament mit der Angelobung der 329
Abgeordneten seine Arbeit aufnehmen. Um drei Dinge, auf die sich jene
Frauen geeinigt hatten, die schon seit 2017 an rund einem Dutzend
Workshops des Projekts "Frauen denken den Irak neu" teilgenommen
haben, soll es gleich zu Beginn der kommenden Legislaturperiode gehen:

1. durchsetzen, dass eine Frau erstmals ins Präsidium des Parlaments
einzieht. Dieses besteht aus drei Personen, es waren bisher immer
Männer. Darüber hinaus sollen Frauen endlich Mitglieder im
Sicherheits- und Verteidigungsausschuss des Parlaments werden können
(das war bisher nicht erlaubt). Und es soll - am besten - die Hälfte
der Vorsitze der 27 Ausschüsse des Parlaments mit Frauen besetzt
werden.

2. das Parteiengesetz mit der Vorschrift versehen, dass keine Partei
weniger als 25% Frauen an Mitgliedern und in ihren Strukturen
(Vorstand usw.) haben darf.

3. das Gesetz gegen häusliche Gewalt im Parlament verabschieden, da
dieses seit Jahren im Repräsentantenrat nicht die erforderliche
Mehrheit bekommt. Die Frauen fordern außerdem, dass der Text nicht
erneut aufgemacht wird, da keine Verbesserung absehbar sei. Die im
Workshop anwesenden Frauen (zwei Drittel hatten schon an früheren
teilgenommen) machten einen konkreten Kampagnenplan, wer welche
Aktivitäten in den nächsten Wochen übernimmt und welche
Journalist_innen und Medien eingebunden werden können - damit gleich
einmal der erste Punkt Realität wird.


Die gläserne Decke durchbrechen

In einem weiteren Workshop im Herbst sollen die neuen Abgeordneten
konkreter auf die tatsächliche parlamentarische Arbeit vorbereitet
werden: wie frau sich gute Mitarbeiter_innen aussucht, wie Anfragen
geschrieben werden, wie Minister_innen dem Parlament Rede und Antwort
stehen müssen oder Untersuchungsausschüsse (etwa zu Korruption)
eingerichtet werden können; wie Frauen in der Parlamentsverwaltung die
gläserne Decke durchbrechen und wie Abgeordnete durchsetzen können,
dass z. B. bei Delegationsreisen ins Ausland (etwa zur
Interparlamentarischen Union) auch Parlamentarierinnen mitfahren.

Immer wieder war viel Skepsis zu hören, wie diese Zusammenarbeit denn
funktionieren könne, wenn doch die meisten weiblichen Abgeordneten es
bisher kaum gewagt hatten, gegen die Fraktions- oder Parteilinie (bzw.
die der ethnischen oder religiösen Gruppe) etwas zu initiieren.

Wir schauten uns also gemeinsam den Film "Follow Us"(3) an, und er ist
auf große Begeisterung gestoßen. Der Film zeigt die überparteiliche
Zusammenarbeit von kosovarischen und serbischen weiblichen
Abgeordneten - initiiert und begleitet von den jeweiligen
OSZE-Vertretungen in den beiden Staaten. Auch die Politikerinnen im
Film hatten anfangs viele Vorurteile, und die Wunden des Krieges sind
noch lange nicht verheilt.

Einige der weiblichen Abgeordneten schildern, wie die Zusammenarbeit
2012 anfing und wie es ihnen gelungen ist, Widerstände in den eigenen
Parteien zu überwinden. So erzählt die Vorsitzende des
Frauen-Netzwerkes im serbischen Parlament, Marija Obradovic, dass es
ihr mittlerweile egal ist, wenn sie dafür kritisiert wird, dass sie
sich mit Kosovarinnen trifft, weil sie gesehen hat, dass sie viele
gemeinsame Interessen und Themen haben: die Missachtung von Frauen in
allen Parteien, Gewalt gegen Frauen, die geringe Teilnahme von Frauen
in der Politik und vieles mehr.

Viel Zustimmung unter den Irakerinnen fanden Aussagen wie: "Politik
ist zu wichtig, um sie Männern allein zu überlassen", oder - und das
ist auch mein Lieblingszitat - das Statement von Teuta Sahatqija,
damals Vorsitzende des FrauenCaucus in Prishtina, heute kosovarische
Generalkonsulin in New York bei der UNO (wo Kosovo noch kein
anerkanntes Mitglied ist): "Nicht der Mensch hat die Quote erfunden,
sondern Gott: Sonst würden von zehn neugeborenen Kindern nicht im
Schnitt fünf Mädchen und fünf Buben sein, sondern es wären neun Buben
und ein Mädchen!"


Anmerkungen:

(1) Laut UNESCO der älteste durchgängig bewohnte Ort der Welt

(2) https://womenthinkiraqanew.org/women-think-iraq-anew-en/

(3) Link zum Film: www.youtube.com/watch?v=Y3_Ze29IwBU


Zur Autorin:

Ulrike Lunacek ist Obfrau der Frauen*solidarität. Sie war von 2009 bis
2017 Europaabgeordnete für die österreichischen Grünen und von 2014
bis 2017 Vizepräsidentin des Europaparlaments.
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ARBEITSRECHT/263: Keine Kontrolle von Taxifahrern im 3-Minuten-Takt (DAV)


Deutscher Anwaltverein (DAV) - Berlin, 18. Februar 2019

Rubrik: Beruf/Recht/Urteile

Keine Kontrolle von Taxifahrern im 3-Minuten-Takt



Berlin (DAV). Ein Taxiunternehmen kann von seinen Taxifahrern nicht
verlangen, während des Wartens auf Fahrgäste alle drei Minuten eine
Signaltaste zu drücken. Standzeiten sind generelle
Bereitschaftszeiten, die vergütet werden müssen. Auch für die
Standzeiten muss der Mindestlohn gezahlt werden. Die
Arbeitsgemeinschaft Arbeitsrecht des Deutschen Anwaltvereins (DAV)
informiert über eine Entscheidung des Landesarbeitsgerichts
Berlin-Brandenburg vom 30. August 2018 (AZ: 26 Sa 1151/17).

Ein Taxifahrer forderte von seinem Arbeitgeber den gesetzlichen
Mindestlohn auch für die Standzeiten. Der Arbeitgeber wollte nur die
vom Zeiterfassungssystem im Taxi registrierten Arbeitszeiten vergüten.
Mehr Arbeitszeit sei nicht angefallen. Zur Zeiterfassung musste der
war Fahrer im Taxi im Falle einer Standzeit stets nach jeweils drei
Minuten eine Taste drücken. Darauf wies ein akustisches und optisches
Signal hin. Drückte er die Taste nicht, erfasste das System die darauf
folgende Standzeit nicht als Arbeitszeit, sondern als unbezahlte
Pausenzeit.

Der Taxifahrer argumentierte, er habe Anspruch auf den Mindestlohn für
die als Pausenzeiten erfassten Zeiten, auch wenn er die Taste nicht
gedrückt habe. In diesen Zeiträumen halte er sich stets zur Aufnahme
von Fahrgästen bereit. Die Signaltaste zu betätigen, sei nicht
zumutbar und auch nicht immer möglich.

Der Taxifahrer hat Anspruch auf den Mindestlohn auch während der
gesamten Standzeiten, so das Gericht. Die Signaltaste ständig zu
betätigen, sei ihm nicht zuzumuten. Bei den Standzeiten handele es
sich um vergütungspflichtige Bereitschaftszeiten. Dies gelte auch für
die Zeiten, für die er den Signalknopf nicht betätige. Die Pflicht,
den Signalknopf zur Bestätigung der Arbeitsbereitschaft alle drei
Minuten zu drücken, sei unverhältnismäßig. Schon an der Verteilung der
Zeiten werde deutlich, dass es sich bei den nicht erfassten
Standzeiten nicht um Pausenzeiten handeln könne. Bei einem Arbeitstag
von knapp zwölf Stunden seien die in diesem Fall als Arbeitszeit
erfassten Standzeiten von elf Minuten absolut unüblich. Dies wären
viel zu wenig Standzeiten und entsprächen nicht den Arbeitsabläufen im
Taxigewerbe.

Informationen: www.dav-arbeitsrecht.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung ArbR 01/19 vom 18. Februar 2019

Deutscher Anwaltverein (DAV)

Littenstraße 11, 10179 Berlin

Tel.: 0 30/72 61 52 - 0

Fax: 0 30/72 61 52 - 190

E-mail: service@anwaltverein.de

Internet: www.anwaltverein.de
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INTERNATIONAL/266: El Salvador - Freiheit nach fast drei Jahren Gefängnis wegen Fehlgeburt (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

El Salvador 

Freiheit nach fast drei Jahren Gefängnis wegen Fehlgeburt

Von Sonja Gerth



(Mexiko-Stadt, 15. Februar 2019, cimacnoticias) - Nach 33 Monaten in
Haft wurde am Freitag, 15. Februar, Evelyn Hernández aus El Salvador
freigelassen. Ein Gericht in der Stadt Cojutepeque hatte geurteilt,
dass sie ihren zweiten Prozess in vorläufiger Freiheit abschließen
soll.

Die junge Frau wurde im Juli 2017 von einer Richterin desselben
Gerichts zu 30 Jahren Gefängnis verurteilt. Nery Velásquez Joya befand
sie des schweren Mordes für schuldig, nachdem Evelyn im Alter von 18
Jahren eine Fehlgeburt hatte. Sie war sich zuvor nicht bewusst
gewesen, dass sie schwanger war, und das Neugeborene starb.

Evelyns Verteidigung und feministische Organisationen legten jedoch
Berufung gegen die Strafe ein und brachten das Urteil vor die höchste
Strafkammer des Landes, die befand, dass es in dem Fall keinen Beweis
für einen vorsätzlichen Mord gebe. Nach den medizinischen Gutachten
und der Autopsie hatte der Fötus Mekonium (Exkremente) eingeatmet, was
die Ursache für den Tod gewesen sein könnte.


Erstes Urteil: 30 Jahre Haft

Die Kammer hat das Gericht von Cojutepeque angewiesen, ein neues
Verfahren mit einem anderen Richter oder einer anderen Richterin
einzuleiten und den Fall wiederaufzunehmen. Evelyns Anwält*innen
forderten ihre Freilassung, da nunmehr kein Urteil mehr gegen sie
vorlag und Menschen in El Salvador ohne Urteil maximal 24 Monate in
Haft sein dürfen.

Das Gericht in Cojutepeque zögerte, weshalb Frauenrechtsorganisationen
am 13. Februar eine Pressekonferenz [1] organisierten, die langsame
Reaktion der Justiz anprangerten und die Freilassung von Evelyn
forderten. Einen Tag später fällte das Gericht eine Entscheidung
zugunsten der jungen Frau.

Dutzende Unterstützerinnen warteten vor dem Frauengefängnis mit
Transparenten mit der Aufschrift "Gerechtigkeit für Evelyn" und
forderten Wiedergutmachung. Eine der Personen, die sie empfingen, war
Teodora [2], eine Frau, die wegen einer Fehlgeburt zehn Jahre lang im
Gefängnis saß und vor genau einem Jahr ihre Freiheit wiedererlangte.


Zweiter Prozess am 6. April

Evelyns Anwältin Bertha Deleón freute sich sehr über Evelyns Freiheit.
Sie sei eine Errungenschaft der Feministinnen und eine kollektive
Anstrengung. Auch der öffentliche Druck sei nützlich gewesen, um das
Tribunal zum Handeln zu bewegen, sagte sie in einem Interview mit
Cimacnoticias.

Der zweite Prozess beginnt am 6. April dieses Jahres und Deleón hofft,
dass Evelyn Hernández freigesprochen wird. Die höchste Strafkammer
habe schließlich erklärt, "dass es keinen Beweis für eine absichtliche
Tötung gibt". Im Gegenteil, es gebe Elemente, die den Fund von
Mekonium in den Bronchien nachweisen und eine perinatale Asphyxie
verursachen. "Das Einatmen von Mekonium findet im Uterus statt, es ist
unmöglich, dass die Mutter damit etwas zu tun hat", schloss die
Anwältin.


Anmerkungen:

[1] https://www.cimacnoticias.com.mx/noticia/exigen-la-liberaci-n-de-evelyn-en-el-salvador

[2] https://www.cimacnoticias.com.mx/noticia/liberan-teodora-v-squez-quien-estuvo-en-prisi-n-por-parto-fortuito


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/freiheit-nach-fast-drei-jahren-gefaengnis-wegen-fehlgeburt/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/
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MELDUNG/595: Die erste Ankettblockade eines Kohlezuges bleibt straffrei (Projektwerkstatt Saasen)


Projektwerkstatt Saasen - 16. Februar 2019

Die erste Ankettblockade eines Kohlezuges bleibt straffrei

Aktivisten zufrieden: "Aktion hat viele Nachahmer*innen gefunden - das war
das Ziel"



Es war die erste Ankettblockade eines Kohlezuges. Im August 2012 kettete
sich eine Gruppe von fünf Aktivisten mit Unterstützung weiterer, unbekannt
gebliebener Personen, auf der damaligen Hambachbahn fest und legte so für
mehrere Stunden die Transportstrecke für Braunkohle vom Tagebau in das
Kraftwerk Niederaußem lahm. Das Besondere an der Aktion: Es war die erste
ihrer Art, und sie hatte gleich zwei Ziele. Zum einen sollte sie Debatte um
Klimawandel und Kohleausstieg befeuern, die damals noch ganz am Anfang
stand. Zum anderen aber sollte sie der noch zaghaften Klimabewegung Mut
machen, über symbolische Aktionen hinauszugehen. Nicht zufällig fand die
Blockade kurz nach der Besetzung des Hambacherforstes statt. Beide und dann
folgend viel weitere solcher direkten Aktionen hoben den Protest auf ein
neues Niveau, welches sich bis heute immer weiter gesteigert und inzwischen
zu einem - nicht ausreichenden - Ausstiegsszenario der vor einigen Jahren
noch kohlefreundlichen Politik geführt hat.

"Der Rückzieher des Gerichts ist eine Einstellung erster Klasse", heißt es
von den ehemals Angeklagten. Denn sie erfolge voll auf Staatskosten.
Ankläger und Gerichte hätten erkennbar Angst gehabt vor der geplanten
offensiven Strategie vor Gericht. Vorgeworfen war nämlich eine Störung von
Betrieben der Daseinsvorsorge. Die Angeklagten und ihre Rechtsbeistände
wollten beweisen, dass das Kraftwerk dafür nicht notwendig war und ist.
Stattdessen gefährde es das Dasein. "Unser Ziel wäre ein Freispruch gewesen
- weil Braunkohleverstromung nicht nur unnötig ist, sondern sogar schädlich
ist." Einen solchen Erfolg wünschen die Aktivisten von 2012 nun all denen,
die seitdem wegen vieler weiterer Aktionen vor Gericht gestellt würden.
"Freispruch für alle und Kohleausstieg sofort - das bleibt unser Ziel und
Wunsch. Wir ketten uns weiter an, wo es nötig ist! Schafft 1, 2,
3 ... viele Hambis - nicht nur beim Klimaschutz!"

O-Töne zum Aus für den Strafprozess

"Ich bin zufrieden. Unsere Aktion hat Aufsehen erregt und viele
Nachahmer*innen gefunden, die es zum Teil sogar viel besser gemacht haben.
Das war unser Ziel. Anders als in den ersten Jahren nach der Aktion
brauchen wir den Prozess jetzt nicht mehr, um Widerstand in Gang zu
schieben."

"Das ist eine Einstellung erster Klasse - voll auf Staatskosten. So zeigt
sich, dass Ankläger und Gerichte Angst hatten vor unserer offensiv
geplanten Strategie vor Gericht. Angeklagt waren wir wegen Störung von
Betrieben der Daseinsvorsorge. Wir wollten beweisen, dass die
Braunkohleverstromung nicht nur unnötig ist, sondern sogar schädlich ist,
also das Dasein gefährde. Unser Ziel wäre ein Freispruch gewesen - weil das
Kraftwerk nicht nötig ist."

"Freispruch für alle und Kohleausstieg sofort - das bleibt unser Ziel und
Wunsch. Wir ketten uns weiter an, wo es nötig ist!"


Die Einstellung: 

www.projektwerkstatt.de/media/text/kohle_strafrecht_190213einstellung.pdf

Internetseite zum Prozess (nach Erhebung der Anklage):

www.projektwerkstatt.de/index.php?p=14017

 * 

Quelle:

Projektwerkstatt Saasen

Ludwigstr. 11, 35447 Reiskirchen-Saasen

E-Mail: saasen@projektwerkstatt.de

www.projektwerkstatt.de/saasen
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SCHACH-SPHINX/06842: Kunst und Logik (SB)


Die Worte von Garry Kasparow, nämlich daß "das Schachspiel immer den
Pfaden menschlicher und gesellschaftlicher Entwicklung gefolgt ist",
können von niemanden bezweifelt werden. Im Schachspiel drückt sich
nicht nur ein Gedanke, eine Idee oder ein Zeitverteib aus, sondern
immer zugleich auch der Vorwärtsdrang einer ganzen Zeitepoche. Kaum
ein anderes Spiel war so wandlungsfähig wie das Schachspiel. Man
gewinnt fast den Eindruck, als wäre es das einzige, das von seiner
Anlage her den Boden für Innovationen hergab. Warum andere Spiele
entweder vergessen wurden, oder in ihrer Unbeweglichkeit keinen
Entwicklungsraum enthielten? Vielleicht lag es an der einzigartigen
Durchmischung von denkerischem Anspruch und den schier
unerschöpflichen Zugmöglichkeiten, die eine Partie bietet, die es so
interessant machten für die verschiedenen gesellschaftlichen
Schichten. Die Regeln sind leicht erlernbar, dann jedoch öffnet sich
für jeden ein ganzer Kosmos, den es zu erkunden gibt.
Geschlechtsspezifische Ungleichgewichte wurden immer künstlich
geschaffen. Sie sind ein beschämendes Relikt, eine Art von
Borniertheit. Im Schach selbst, wie eigentlich in jedem Spiel, gibt es
eine solche Bevorzugung nicht. Der menschliche Geist ist nicht
polarisiert, auch kein Ganzes, das sich aus zwei Teilen zusammensetzt.
Und keine Frage, daß die weiße Gewinnkombination im heutigen Rätsel
der Sphinx nach einer gewissen Schulung - denn das ist der Schlüssel -
auch von einem Außerirdischen gefunden werden könnte. Die Gesetze der
Logik sind überall gleich, nicht wahr, Wanderer?
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Tal - Kupreitschik

Moskau 1981


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Der Unterschied zwischen Schein und Sein gibt immer den Ausschlag,
sofern man die Nüsse zu knacken weiß, und Schwarz hatte durchaus den
Nußknacker zur Hand: 1...Df1-e1! - mit der vernichtenden Drohung
2...Lg5-f4+ - 2.g2-g3 Lg5-e3 3.Tb2-g2 Sg6-h4! 4.Dc4xf7 Le3-f4! und
aller Widerstand war zwecklos geworden. Auf 5.Df7-h5 folgt einfach
5...Lf4xg3+



Erstveröffentlichung am 19. Februar 2006
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PSYCHOLOGIE





MELDUNG/523: Besser leben mit erreichbaren Zielen (idw)


Universität Basel - 15.02.2019

Besser leben mit erreichbaren Zielen



Wer sich im Leben realistische Ziele setzt, kann später auf ein höheres
Wohlbefinden und mehr Zufriedenheit hoffen. Wichtig ist dabei, ob die
eigenen Lebensziele als erreichbar wahrgenommen werden und was sie einem
bedeuten, wie Psychologinnen und Psychologen der Universität Basel in
einer Studie mit über 970 Befragten berichten.

Wohlstand, Gemeinschaft, Gesundheit, sinnvolle Arbeit: Lebensziele gehören
zum Ausdruck einer Persönlichkeit, denn sie bestimmen das Verhalten und
den Kompass, von dem sich ein Mensch leiten lässt. Erreichte Ziele, so
nimmt man ebenso an, können massgeblich dazu beitragen, wie zufrieden man
im Leben ist - oder wie unzufrieden, wenn wichtige Ziele nicht erreicht
werden konnten.

Die Auswirkungen von Lebenszielen bei Erwachsenen differenziert untersucht
hat ein Psychologieteam der Universität Basel im Fachblatt «European
Journal of Personality». Die Forschenden verwendeten die Daten von 973 in
der Deutschschweiz lebenden Personen zwischen 18 und 92 Jahren; über die
Hälfte wurde nach zwei und vier Jahren erneut befragt. Die Probanden
hatten die Wichtigkeit und die wahrgenommene Erreichbarkeit von
Lebenszielen in zehn Bereichen - Gesundheit, Gemeinschaft, persönliches
Wachstum, soziale Beziehungen, Ruhm, Image, Reichtum, Familie,
Verantwortung/Fürsorge für kommende Generationen sowie Arbeit - zu
bewerten, und zwar anhand einer vierstufigen Skala.

Lebensziele mit Vorhersagekraft

Eines der Resultate: Wenn jemand seine persönlichen Ziele als realisierbar
wahrnimmt, ist dies ein Indikator für späteres kognitives und affektives
Wohlbefinden. Menschen sind nämlich dann zufrieden, wenn sie ein Gefühl
von Kontrolle und Erreichbarkeit erleben. Wie wichtig für sie ursprünglich
das jeweilige Ziel war, ist dabei weniger entscheidend.

Lebensziele tragen damit auch eine Art Vorhersagekraft in sich: Wer sich
Ziele punkto sozialer Beziehungen oder Gesundheit gesetzt hatte, war
später auch zufriedener mit seinen Freundschaften oder mit der eigenen
Gesundheit. Dieser Zusammenhang zwischen den Lebenszielen und dem späteren
Befinden trat relativ unabhängig vom Alter der Befragten auf.

Jüngere wollen Status, Ältere soziales Engagement

Welche Lebensziele stehen in welchem Alter im Vordergrund? Die Ziele in
einer Lebensphase sind von den jeweiligen Entwicklungsaufgaben abhängig:
Je jünger die Befragten, desto wichtiger schienen ihnen Ziele wie
persönliches Wachstum, Status, Arbeit und gute soziale Beziehungen. Und je
älter sie waren, desto bedeutender waren für sie soziales Engagement und
Gesundheit.

«Viele unserer Ergebnisse konnten theoretische Annahmen der
Entwicklungspsychologie bestätigen», erläutert Erstautorin und Doktorandin
Janina Bühler von der Fakultät für Psychologie der Universität Basel. Die
Lebensziele werden zwar stark durch das Alter bestimmt. «Wenn es aber
darum geht, ob diese Ziele zufrieden machen, so ist das Alter weniger
entscheidend», sagt die Psychologin. Erwachsene Menschen, ob alt oder
jung, sind in der Lage, die Wichtigkeit und die Erreichbarkeit ihrer Ziele
aufeinander abzustimmen.


Originalpublikation:

Janina Larissa Bühler, Rebekka Weidmann, Jana Nikitin, Alexander Grob

A closer look at life goals across adulthood: Applying a developmental
perspective to content, dynamics, and outcomes of goal importance and goal
attainability

European Journal of Personality (2019),

doi: 10.1002/per.2194

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution74

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Basel, 15.02.2019

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / REPORT





BERICHT/050: Beteiligungsmodul Psychologie - das Ringen um die Deutungskompetenz ... (SB)
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Quelle: Neue Gesellschaft für Psychologie (NGfP)



Wissenschaftliche Freiheit bei der Bearbeitung und Beeinflussung
existenzieller Gegenwartprobleme ist akut bedroht

Wissenschaftler auf der ganzen Welt nutzen die durch das Internet
gebotenen und gewachsenen Chancen zur Vernetzung, zu gemeinsamer
Forschung und zum Gedankenaustausch. Doch es fällt auf, dass trotz
dieser erweiterten Möglichkeiten die Kritik von Sozialwissenschaftlern
und ihr Einfluss auf Diskurse über Krieg, Frieden und soziale
Gerechtigkeit im akademischen Bereich sehr bescheiden ausfallen oder
gar nicht vorhanden sind. "Aufgrund ihrer Analyse- und
Problemlösungskapazität müssten sie eigentlich neben politischen
Akteuren eine zentrale Rolle in Auseinandersetzungen über die Richtung
der Globalisierung und beim Engagement für ein gutes Leben für alle
spielen", sagt Prof. Dr. Raina Zimmering, selbst Soziologin,
Historikerin und Politikwissenschaftlerin. "Doch das tun sie nicht."
Den Grund dafür sieht sie in der durch die Wirtschaft zunehmend
dominierten Forschungsausrichtung, die nur der Verbesserung des
Bestehenden und nicht seiner grundlegenden Veränderung dienen soll.

Beim Kongress der Neuen Gesellschaft für Psychologie (NGfP) wird sie
über die Begrenzung wissenschaftlicher Freiheit und über Wege sie zu
durchbrechen referieren. Forschung sei überwiegend
drittmitteldominiert; große Wirtschaftsunternehmen seien häufig die
Geldgeber. Unabhängige und Grundlagenforschung blieben dabei auf der
Strecke. Unter Sozialwissenschaftlern wachse Konfliktscheue und ein
hartes Konkurrenzgebaren. "Die Unerbittlichkeit der unternehmerischen
Konkurrenz in der Wirtschaft hat auf die Wissenschaften übergegriffen.
Damit geht der eigentliche Anspruch der Sozialwissenschaften, immer
wieder nach dem 'guten Leben für alle' zu trachten, verloren. Es gibt
aber auch noch eine andere Richtung in den Sozialwissenschaften,
bestimmt von Persönlichkeiten wie Ulrich Beck, Noam Chomsky, Naomi
Klein und Vandana Shiva, die eine kritische Einstellung zur
neoliberalen Globalisierung und deren schreckliche Folgen
wissenschaftlich analysieren."

Sie will nicht ausschließen, dass die häufig prekären
Arbeitsverhältnisse unter jungen Wissenschaftlern, ihr niedriges
Einkommen, ihre eingeschränkten Möglichkeiten für eine verlässliche
Zukunftsplanung dafür mitverantwortlich sind. Die Hauptursache sieht
sie jedoch in den gegenwärtigen Funktions- und Organisationsweisen.
"Es bestehen aus meiner Sicht weltweite Vereinheitlichungsprozesse und
Bestätigungspraxen, die man als Wissenschaftsimperialismus bezeichnen
könnte. Ich denke an weltweite Ranking- und Peer Review Verfahren wie
z. B: den Social Science Citation Index (SSCI) sowie an sog.
Leuchtturmprojekte oder Exzellenz-Cluster an Universitäten und
Instituten, durch die wissenschaftliche Arbeit in bestimmte Richtungen
gelenkt wird. Ich kritisiere auch die Überbewertung quantitativer
gegenüber qualitativen Verfahren und die Abhängigkeit universitärer
Forschung und Karrieren von Drittmitteln aus der Wirtschaft und von
wissenschaftlichen Stiftungen, die wiederum von großen Unternehmen
unterstützt werden", betont Zimmering.

Am SSCI übt sie scharfe Kritik. Er führt in seinen Rankinglisten 3.100
Fachjournale aus 50 verschiedenen Disziplinen, die Mehrheit
englischsprachig und aus dem anglikanischen Raum kommend. Sprachen wie
Russisch, Spanisch, Chinesisch und Arabisch sind unterrepräsentiert.
Mit der anglikanischen Sprachdominanz, so Zimmering, würden ganze
Regionen in der Welt ausgeschlossen, die das Englische nicht so
perfekt beherrschen. Außerdem entspricht das Sprachdenken auch dem
Denksystem einer Kultur, so dass ganz automatisch auch eine kulturelle
Dominanz zustande gekommen ist." Er berücksichtigt in erster Linie
US-amerikanische Zeitschriften und trägt durch Ausgrenzung von
Publikationen aus anderen Ländern und Regionen der Welt zur
Diskriminierung eigenständiger Forschungen im globalen Süden und in
Transformationsländern wie den ehemaligen sozialistischen Staaten in
Asien, Mittel- und Osteuropa sowie den Nachfolgestaaten der ehemaligen
Sowjetunion bei.

Was die sprachliche Dominanz des Englischen betrifft, ist die
Soziologin nah bei dem Literaturwissenschaftler Marco Bachera. Die
Tatsache, dass die Sonne auf Deutsch aufgeht, im Portugiesischen aber
jeden Tag neu geboren wird, verweist nach seinen Worten auf kulturell
verschiedene Umgänge mit dem Naturphänomen. Auch die Tatsache, dass
das Englische zwei Wörter für Freiheit - Liberty und Freedom - kennt,
deutet auf eine uns vielleicht unbekannte Differenz des Begriffs der
Freiheit hin. Bereits Hanna Arendt sprach von einem "Unsinn der
Weltsprache", weil sie gegen die "condition humaine" die "künstliche
gewaltsame Vereindeutigung des Vieldeutigen" erzwingt. Dieser Zwang,
der als Fortschritt der Völkerverständigung gepriesen wird, hat sich
inzwischen weltweit verselbständigt.

Zimmering kritisiert darüber hinaus aber auch die Kontrolle durch
leitende nationale, regionale und internationale
Wissenschaftsinstitutionen und die Wissenschaftsministerien. Als
Beispiele nennt sie die Deutsche Forschungsgemeinschaft, den Deutschen
Akademischen Austauschdienst, den Europäischen Forschungsrat. Die
Kontrollfunktion ergebe sich durch inhaltliche Schwerpunktsetzungen,
die letztlich staatlichen und Unternehmerinteressen entsprechen. Das
beste Beispiel ist ihres Erachtens die Bertelsmann-Stiftung. Der
Bertelsmann-Konzern ist weltweit eines der größten Medienunternehmen
und besitzt gleichzeitig die größte Wissenschaftsstiftung
Deutschlands, die unter maßgeblichem Einfluss der Unternehmerfamilie
Mohn steht. Die Stiftung berät die Regierung und erhält von ihr
Aufträge. Auch die regierungsnahe Stiftung Wissenschaft und Politik
(SWP) mit korporativen Mitgliedern wie z.B. Siemens und Deutsche Bank
hat konstitutiven Einfluss auf die Außen- und Sicherheitspolitik.

In den vergangenen Jahren ist als Reaktion auf diese Prozesse eine
Gegenbewegung unter Wissenschaftlern entstanden. Es haben sich
Netzwerke unabhängiger Wissenschaftsorganisationen entwickelt, die
sich den neoliberalen Förderpolitiken westlicher Länder und den
SSCI-diktierten Standards weitgehend entziehen. Ihre Mitglieder,
darunter auch Raina Zimmering, kommen aus der ganzen Welt. Sie agieren
als Non-Profit-Organisationen und bestimmen ihre Themen und Standards
selbst und vereinen Wissenschaftler verschiedener Generationen und
Arbeitsfelder. Sie bearbeiten ein Themengebiet, veranlassen
Publikationen, führen Konferenzen durch - alles durch
Mitgliedsbeiträge und Konferenzgebühren oder auf eigene Kosten
finanziert. "Das garantiert ihnen eine große Unabhängigkeit. So ist
ein transnationaler und globalisierter Wissenschaftsraum entstanden,
in dem Konkurrenz weitgehend ausgeschlossen ist und das gemeinsame
Ringen um zeitadäquate Themen gewährleistet wird." Als Beispiele nennt
sie die "International Federation of Public History", die "Memory
Studies Association" und das "Left Forum" in New York, das als größtes
Forum für kritische Sozialwissenschaften und für die Analyse
emanzipatorischer Bewegungen angesehen werden kann, auch wenn das
Englische als gemeinsame Wissenschaftssprache auch hier wie überall
die wissenschaftliche Diversität und Freiheit einschränkt. Den
Teilnehmern des Kongresses will sie vermitteln: "Die Bedingungen auf
unserem Arbeitsgebiet mögen schwierig sein, aber letztlich kommt es
immer darauf an, ob man sich als UnterstützerIn der gegebenen Ordnung
versteht oder als KritikerIn derselben. Ich bevorzuge die zweite
Variante."
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / SOZIOLOGIE





FRAGEN/010: "Mit sozialer Gerechtigkeit können Parteien derzeit nicht besonders punkten" (idw)


Universität Leipzig - 15.02.2019

"Mit sozialer Gerechtigkeit können Parteien derzeit nicht besonders
punkten"



Der Begriff "soziale Gerechtigkeit" begegnet uns nahezu täglich in den
Medien. Am 20. Februar steht nun der "Welttag der sozialen Gerechtigkeit"
an. Er soll auf Ungerechtigkeiten in der Gesellschaft aufmerksam machen.
Anlass genug, um bei Prof. Dr. Holger Lengfeld nachzufragen. Der Soziologe
der Universität Leipzig sagt: "Menschen halten verschiedene Prinzipien für
moralisch richtig, je nachdem, welche gesellschaftliche Stellung sie
innehaben." Das zeige sich aktuell auch bei der Debatte um die Grundrente.
Lengfeld meint zudem, mit dem Thema soziale Gerechtigkeit könnten die
Parteien derzeit bei den Wählern nicht besonders punkten.


Herr Professor Lengfeld, was heißt "soziale Gerechtigkeit"?

Gerechtigkeit ist ein schillernder Begriff, der sehr verschieden gebraucht
wird. Sehr oft geht es dabei um die Verteilung von knappen Gütern. Wer da
Gerechtigkeit einfordert, erhebt den moralischen Anspruch, dass er das
bekommt, was ihm zusteht. Interessant ist, dass die Menschen dabei
verschiedene Prinzipien für moralisch richtig halten, je nachdem, welche
gesellschaftliche Stellung sie innehaben. Das sieht man gerade in der
Debatte um den SPD-Vorschlag für die neue "Grundrente": Unternehmer lehnen
sie ab, weil sie wollen, dass gerechte Renten strikt nach vorheriger
Arbeitsleistung bestimmt werden. Die Gewerkschaften finden den Vorschlag
dagegen gut, weil sie Kriterien der Gleichheit und der Bedarfssicherung
für sozial gerecht halten.

Offenbar gibt es in Frankreich große Teile der Bevölkerung, die an der
sozialen Gerechtigkeit zweifeln, die sogenannten "Gelbwesten-Proteste"
dauern an. Ist das der Anfang einer größeren sozialen Bewegung? Ist eine
solche Bewegung auch in Deutschland denk- oder bereits erkennbar?

Ich bin kein Kenner der französischen Gesellschaft. Aber mein Eindruck
ist, dass die Gelbwesten entstanden sind, weil sich ein Teil der
Bevölkerung durch die Regierung ungerecht behandelt fühlte. Die Erhöhung
der Benzinpreise scheint mir nur der Auslöser gewesen zu sein. Der
eigentliche Konflikt dahinter war Präsident Macrons Arbeitsmarktreform,
die schmerzliche Einschnitte für Arbeitnehmer bedeutet. In Deutschland
haben wir eine komplett andere Situation. Unsere Arbeitsmarktreformen
liegen 15 Jahre zurück. Die Einkommen wachsen derzeit weiter, die
Arbeitslosigkeit ist gering. Was soll die Deutschen heute dazu bringen,
sich in Massen gelbe Westen überzuziehen?

Aus der SPD ist zu hören, die Partei wolle wieder die Anwältin für
soziale Gerechtigkeit sein. Können Parteien mit dem Thema bei den
anstehenden Europa- und Landtagswahlen politisch punkten?

Ich sehe nicht, dass die Parteien mit sozialer Gerechtigkeit derzeit bei
den Wählern besonders punkten könnten. Die SPD ist da in einer
Sonderrolle. Sie versucht, ich möchte fast sagen, verzweifelt, den
Abwärtstrend in der Wählergunst umzukehren. Dabei knüpft sie an ihr
traditionelles Profil an, nämlich soziale Gerechtigkeit durch mehr
Umverteilung zu erreichen. Ob das hilft, bundesweit bei Wahlen wieder über
30 Prozent zu kommen wie noch 2005, halte ich, angesichts der derzeit
guten wirtschaftlichen Lage und einer recht lebendigen Partei links von
der SPD, für unwahrscheinlich.

Gute Sozialpolitik wird von vielen Politikern auch als Mittel gegen das
Erstarken der AfD und gegen eine Spaltung der Gesellschaft gesehen. Nun
haben Sie aber in Ihren Studien herausgefunden, dass die Motive der
AfD-Wähler überwiegend keine wirtschaftlichen sind. Kann man daraus
schließen, dass soziale Gerechtigkeit nicht das entscheidende Thema für den
gesellschaftlichen Zusammenhalt ist?

Der Glaube der Menschen, es gehe in der Gesellschaft gerecht zu, ist
wichtig für den sozialen Zusammenhalt, aber er allein reicht nicht aus.
Unsere Studien zeigen, dass das Erstarken der AfD nur wenig mit konkreten
Verteilungsfragen zu tun hat. Was deren Sympathisanten wurmt, ist die
Richtung, in der sich die Gesellschaft derzeit kulturell entwickelt, etwa
Offenheit für Zuwanderung, mehr europäische Integration, mehr
Multikulturalismus, zunehmende Forderungen nach Verzicht auf
umweltbelastendes Konsumverhalten für den Klimaschutz, Akzeptanz
unterschiedlicher geschlechtlicher Identitäten. Das alles passiert
faktisch, aber ein Teil der Bevölkerung will es nicht. Ich habe diese
Menschen deshalb einmal, bar jeder Bewertung, als kulturelle
Modernisierungsverlierer bezeichnet. Sie nutzen jetzt ihr Wahlrecht, um
mit der AfD eine Partei zu unterstützen, die verspricht, diese faktische
kulturelle Entwicklung umzukehren. Sozialpolitik scheint in diesem
Konflikt fast bedeutungslos zu sein.




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution232
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Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Leipzig, 15.02.2019
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





GASTSPIEL/355: Essen - "True Copy" vom Multimedia-Performance-Kollektiv Berlin, 23. und 24.02.2019


PACT Zollverein - Pressemitteilung vom 13. Februar 2019

"TRUE COPY" 

Die unglaubliche Geschichte eines Jahrhundertfälschers als
Multimedia-Performance

23. und 24.02. bei PACT



Ein verhafteter Meisterfälscher, in dessen französischem Landschloss
1994 rund 1600 gefälschte Werke von Picasso, Matisse und Appel
beschlagnahmt wurden; etliche Museen und Sammler*innen, die sich nie
als Käufer*innen der vermeintlichen Originale bekannten; ein bei einem
Kunstraub entwendetes Picasso-Gemälde, wiedergefunden in einem
rumänischen Wald - was klingt wie der Stoff eines turbulenten
Kriminalromans, sind Schlaglichter einer wahren Geschichte, die das
Multimedia-Performance-Kollektiv BERLIN zum Ausgangspunkt der Arbeit
"True Copy" nimmt.

Das Kollektiv BERLIN hat einen besonderen Riecher für ungewöhnliche,
aber wahre Geschichten, die sie als multimediale Inszenierungen auf
die Bühne bringen. Ihre Stücke, denen häufig Langzeit-Recherchen
vorausgehen, verbinden dabei Techniken aus Dokumentarfilm, aufwändige
Bühnenbilder und Live-Performance. Mit "True Copy" zeigt BERLIN seine
jüngste Arbeit, die auf der Lebensgeschichte des Kunstfälschers Geert
Jan Jansen aufbaut - eine unterhaltsame und doppelbödige Erzählung
über die Gier des Kunstmarktes und den Wert einer überzeugenden
Fiktion.

Gewissermaßen den Prolog der Aufführung von "True Copy" bildete dabei
der Fund einer gestohlenen Picasso-Zeichnung, der im November 2018
binnen weniger Tage durch die internationale Presse ging: Nach einem,
in einem anonymen Brief eingegangenen, Hinweis war in einem
rumänischen Waldstück das Werk "Tête d'Arlequin" gefunden worden, das
nach einem spektakulären Kunstraub als verschwunden galt. Medien wie
die New York Times berichteten über den aufsehenerregenden Fund der
Zeichnung, die sich jedoch kurze Zeit später als Fälschung entpuppte.
Wenige Tage darauf löste BERLIN das Rätsel um die Picasso-Kopie und
stellte Geert Jan Jansen als Urheber vor.

Über Jahrzehnte hatte Jansen nahezu unbehelligt Fälschungen in den
Kunstmarkt eingeschleust - bei seiner Festnahme im Jahr 1994 entdeckte
die Polizei rund 1600 gefälschte Werke, die u.a. mit Picasso, Matisse
oder Appel signiert waren. Jansen hatte die Stile der einzelnen
Künstler derart perfektioniert, dass es ihm gelang, Expert*innen der
Auktionshäuser, Museen und teils sogar die betroffenen Künstler selbst
zu täuschen. "True Copy" entstand in Zusammenarbeit mit Jansen, der im
Stück selbst die Bühne betritt und grundsätzliche Fragen in den Raum
stellt: Wann wird aus Fiktion Wahrheit und warum wollen Menschen -
entgegen jeder Rationalität - manchmal schlichtweg glauben?

Als Deutschlandpremiere ist das multimediale Stück rund um die
Relativität der Wahrheit und die Verführungskraft starker Geschichten
am 23. und 24.02. bei PACT zu sehen.

Tickets

Online:

www.pact-zollverein.de

tickets@theater-essen.de

Ticket-Hotline:

+49 (0) 201.81 222 00

An allen VVK-Stellen der Theater und Philharmonie Essen.

Choreographisches Zentrum NRW GmbH wird gefördert vom Ministerium für
Kultur und Wissenschaft des Landes NRW und der Stadt Essen.
Tanzlandschaft Ruhr ist ein Projekt der Kultur Ruhr GmbH und wird
gefördert vom Ministerium für Kultur und Wissenschaft des Landes NRW.

 * 

Quelle:

PACT Zollverein - Choreographisches Zentrum NRW GmbH

Bullmannaue 20a, 45327 Essen

Telefon: +49 (0)201.289 47 00, Fax +49 (0)201.289 47 01

E-Mail: info@pact-zollverein.de

Internet: www.pact-zollverein.de
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GEFAHR/018: Vorsicht ansteckend! (Naturschutz heute)


NATURSCHUTZ heute - Winter 2019

Mitgliedermagazin des Naturschutzbundes (NABU) e.V.

Vorsicht, ansteckend!

In Deutschland drohen sich neue Wildtierkrankheiten auszubreiten, von
denen teils auch Nutztiere und der Mensch betroffen sind.

von Helge May



Wir sind umzingelt, es geht nicht mehr ums ob, sondern ums wann.
Früher oder später wird die Afrikanische Schweinepest (ASP) auch in
Deutschland ausbrechen.

2007 wurde das ASP-Virus nach Georgien eingeschleppt und hat sich
seitdem in Osteuropa ausgebreitet. 2014 trat ASP in Litauen und damit
erstmals in der Europäischen Union aus. 2017 wurde der Erreger in
Tschechien nachgewiesen, im Sommer 2018 in Belgien, nur wenige
Kilometer von der deutschen Grenze entfernt. Möglicherweise kam die
Krankheit über den Import von Wildschweinen für Jagdzwecke aus Polen
nach Belgien.

ASP befällt Haus- und Wildschweine, der ursprüngliche
Verbreitungsschwerpunkt liegt in Afrika südlich der Sahara. Busch- und
Warzenschweine sind ein natürliches Reservoir für die Viren, sie
selbst erkranken jedoch nicht.

Wie wir Menschen haben viele der neuen Erreger ihren Ursprung
 in Afrika



Jäger blasen zum Halali 

Das Virus verbreitet sich vor allem aufgrund menschlicher Tätigkeit,
zum Beispiel über Tiertransporte. Wildschweine fungieren als
Erregerreservoir, ihre Bestände per Jagd anhaltend zu reduzieren, wie
es nun manche Politiker fordern und Jäger vollmundig versprechen, wird
aber nicht funktionieren.

Spätestens an dieser Stelle wird die Krankheit zum Politikum. Der
Deutsche Jagdverband fordert zur ASP unter anderem, die Jagdverbote in
Naturschutzgebieten aufzuheben. Dabei bilden die Reservate das
Rückgrat des Naturschutzes in einer immer naturfeindlicheren Umgebung.
Wenn die organisierte Jägerschaft die Wildschweinpopulation wirklich
reduzieren will, sollte sie mit den naheliegenden Dingen beginnen und
in den eigenen Reihen einen grundsätzlichen Verzicht auf
Wildfütterungen durchsetzen. Hauptgrund für die großen
Wildschweinbestände ist ohnehin das große ganzjährige Nahrungsangebot
- Mais, Raps, Getreide - durch die Intensivlandwirtschaft.

Für Menschen ungefährlich 

ASP wird durch direkten Kontakt mit infizierten Tieren über Sekrete,
Blut oder Sperma übertragen. Menschen können sich weder durch den
Kontakt mit Tieren noch durch den Konsum von tierischen Produkten
infizieren. Der Erreger ist für Menschen ungefährlich. Auch andere
Tierarten können nicht erkranken oder Träger des Virus sein.

Für Schweine ist ASP eine schwerwiegende, meist tödliche Erkrankung.
Die Verbreitung der Viren erfolgt mutmaßlich über Tiertransporte und
die Verbreitung kontaminierter Gegenstände, Kleidung, Geräte und
Fahrzeuge. ASP kann sich auch über eingeführte Lebensmittel wie
Fleisch und Wurst verbreiten.

Die Rolle der Wildschweine 

Beutegreifer wie der Wolf oder Aasfresser wie Rabenvögel spielen keine
besondere Rolle bei der Ausbreitung des Erregers. Die Gefahr einer
direkten und großflächigen Ausbreitung durch Wildschweine wird als
eher gering eingestuft. Wildschweine sind standorttreu, ihr
Aktionsradius beträgt in der Regel nur wenige Kilometer. Insbesondere
erkrankte Tiere sind kaum noch mobil und versterben schnell. Der für
die Übertragung von Tier zu Tier notwendige Kontakt ist somit kaum
gegeben.

Gleichwohl bilden Wildschweinbestände, wenn der Virus einmal
eingeschleppt wurde, ein dauerhaftes Erregerreservoir: Bei der
Afrikanischen Schweinepest muss man sich auf ein langfristiges Problem
einstellen. Sie ist eine sogenannte Habitatseuche, die nach
Einschleppung in ein Gebiet nicht mehr kontrollierbar ist - auch weil
es bisher keine Impfstoffe gibt. Der Fokus muss daher auf präventiven
Maßnahmen liegen. Trotz steigender Abschusszahlen in den letzten
Jahren und bereits bestehender Möglichkeiten ganzjähriger Bejagung ist
nicht erkennbar, dass Jagd allein zur anhaltenden Bestandsreduzierung
in der Fläche führen kann. Sie ist lediglich lokal und mit
kurzfristiger Wirkung einsetzbar.

Erstmals West-Nil-Fieber 

Während ASP noch vor den Grenzen steht, ist ein anderes Virus im
Hitzesommer 2018 erstmals in Deutschland nachgewiesen worden. Es
handelt sich um das von Mücken übertragene und ebenfalls ursprünglich
aus Afrika stammende West-Nil-Virus (WNV).

WNV wird von blutsaugenden Stechmücken übertragen und zirkuliert in
der Natur in einem Vogel-Stechmücken-Vogel-Kreislauf. Bei den meisten
Vögeln bleibt die Infektion symptomlos. Eine Reihe von Arten ist
jedoch sehr empfänglich für WNV, so dass es zu massiven Epidemien mit
Todesfällen kommen kann. Vor allem Eulen und Greife sowie Rabenvögel
sind häufige WNV-Opfer.

Genauso kam es nun bei uns. Der Erstnachweis im August betraf einen
Bartkauz aus dem Zoo Halle/Saale, es folgten ein weiterer Bartkauz im
Wildpark Poing (Kreis Ebersberg, Oberbayern), ein frei lebender
Habicht aus Weißandt-Gölzau (Kreis Bitterfeld) und nun ein
Volieren-Habicht in Bad Düben (Kreis Nordsachsen). Am Ende des Sommers
lagen Nachweise aus praktisch allen östlichen Bundesländern vor.

Pferde und Menschen als Fehlwirte 

Für großes Aufsehen sorgte schließlich eine tödliche
West-Nil-Infektion bei einem Pferd in Brandenburg. Pferde können wie
Menschen und Vögel durch virustragende Stechmücken infiziert werden.
Das Pferd gilt dabei wie der Mensch aber als sogenannter Fehlwirt. Das
Virus vermehrt sich also nicht in dem Maße, dass es zu einer
Rückinfektion von Stechmücken ausreicht. Von infizierten Pferden geht
daher keine Ansteckungsgefahr aus.

Ähnlich wie bei Menschen entwickelt die Mehrzahl der infizierten
Pferde keine Symptome.

Manche Tiere reagieren jedoch mit deutlichen Ausfallserscheinungen des
zentralen Nervensystems. Das West-Nil-Virus (WNV) verursacht dabei
eine Meningitis oder Enzephalitis. Dabei sterben 22 bis 44 Prozent der
klinisch erkrankten Pferde.

181 Tote in Südeuropa 

Der Erreger ist in weiten Teilen Afrikas, Asiens und inzwischen auch
Europas heimisch. In den 1990ern gelangte das West-Nil-Virus zudem in
die USA, wo es sich rasch ausbreitete. Beim Menschen verläuft eine
Infektion in den meisten Fällen ohne Symptome oder mit leichten
Grippesymptomen. Ein schwerer Krankheitsverlauf bis hin zum Tod ist
der Ausnahmefall. Kommt es jedoch wie im vergangenen Sommer in
Südeuropa aber zu einer großen Zahl von Infektionen, häufen sich auch
die Todesfälle. Laut European Centre for Disease Prevention and
Control sind 2018 europaweit 181 vor allem ältere Menschen am
West-Nil-Virus gestorben. Therapien oder Impfungen gibt es nicht.

Ob sich das Virus bei uns etabliert, lässt sich noch nicht sagen.
Möglicherweise haben durch Warenverkehr eingeschleppte südeuropäische
Stechmücken die Vögel infiziert. Es bleibt abzuwarten, ob das Virus
hier dauerhaft Wirte und Überträgermücken findet und überlebt.

Amseln leiden unter Usutu 

Diese Frage stellt sich beim Usutu-Virus nicht mehr. Es hat sich in
den letzten Jahren etabliert und sich 2018 massiv weiter ausgebreitet.
Das Usutu-Virus wurde das erste Mal 1959 aus Stechmücken isoliert, die
im Ndumo-Nationalpark in Südafrika gefangen wurden. Wildvögel sind der
natürliche Wirt für das Virus und Zugvögel können eine Schlüsselrolle
bezüglich der Ausbreitung des Virus über große Distanzen hinweg
spielen.

Außerhalb von Afrika trat Usutu erstmals 2001 in und um Wien auf. Im
Sommer 2009 kam es in Italien erstmals zu Krankheitsfällen beim
Menschen: Zwei immungeschwächte Patienten erkrankten an einer
Hirnhautentzündung, die auf eine USUV-Infektion zurückzuführen war.
Wie beim West-Nil-Virus sind Menschen und Pferde Fehlwirte dieser
Erkrankung dar, wobei humane Infektionen äußerst selten auftreten.

Todesfälle während der Mückensaison 

2010 identifizierte die Gruppe um Dr. Jonas Schmidt-Chanasit vom
Hamburger Bernhard-Nocht-Institut für Tropenmedizin das Virus auch in
Stechmücken aus Weinheim im Oberrheintal. Im folgenden Frühsommer
mehrten sich Meldungen über Funde toter Vögel und nahezu "amselfreie"
Gebiete in der nördlichen Oberrheinebene. Untersuchungen toter Vögel
ergaben 86 Usutu-Nachweise, darunter 72 bei Amseln.

Bis Ende 2012 hatte sich die Epidemie in den wärmebegünstigten
Regionen Deutschlands entlang des gesamten Rheintals sowie am
Untermain und am unteren Neckar ausgebreitet. Durch das Virus
verursachte Todesfälle unter Vögeln treten jeweils während der
Mückensaison von Mai bis November auf.

Das Virus erreicht den Norden 

2016 begann eine zweite große Usutu-Welle, bei der sich das
Verbreitungsgebiet ausdehnte. Auch in den 2011/12 betroffenen Gebieten
gab es tote Amseln, aber viel weniger als zuvor. 2017 folgte eine
weitere Ausbreitung in Richtung Niederrhein, 2018 schließlich massiv
nach Norden bis in den Raum Hamburg und nach Mecklenburg-Vorpommern.
Wie üblich erkranken besonders viele Vögel in den Regionen, in denen
das Virus erstmals auftritt.

Der NABU ruft jedes Jahr zur Meldung von Usutu-Verdachtsfällen auf.
2018 wurden 12.365 Verdachtsfälle mit über 25.000 betroffenen Vögeln
gemeldet. Das zeigt, wie massiv der Ausbruch war, obwohl es aufgrund
der Trockenheit nur wenige Stechmücken gab. Entschiedener Faktor ist
wohl die das Virus begünstigende Hitze. Zahlreiche Vögel wurden
positiv getestet, neben Amseln in geringem Umfang auch Singdrosseln,
Meisen oder Finken.

Aus den Abweichungen bei der Stunde der Wintervögel und der Stunde der
Gartenvögel in den Befallsgebieten ergaben sich 2011/12 rund 300.000
tote Amseln. Der Ausbruch 2018 dürfte wesentlich mehr Opfer gekostet
haben.

Keine Behandlungsmöglichkeit  

Dennoch ist nach den bisherigen Erfahrungen eine allgemeine Gefährdung
der Amsel nicht zu befürchten. Nach den Ausbrüchen steigt die Zahl
langsam wieder an, stabilisiert sich möglicherweise auf einem etwas
niedrigeren Niveau. Lokal kann es sein, dass Amseln aufgrund des Virus
vorübergehend fast komplett verschwinden.

- Amseln, die mit Usutu-Viren infiziert sind, zeigen ein
 apathisches Verhalten, keine Fluchttendenzen bei Annäherung,
 torkelnde Bewegungen und im Kopfbereich ein zerzaustes Gefieder.



Leider kann man Usutu-Infektionen weder verhindern noch behandeln. Wir
können lediglich die einmalige Chance nutzen, die Auswirkungen einer
für Deutschland neuen Vogelkrankheit auf wildlebende Vogelarten zu
dokumentieren und deren Folgen abzuschätzen.

Mittlerweile kann das Virus auch bei strengen Wintern in Stechmücken
überleben. Es ist zu erwarten, dass es in den betroffenen Gebieten zu
zyklisch wiederholten Usutu-Ausbrüchen kommen wird, sobald eine
Generation von Amseln mit erworbener Resistenz von der nächsten
Amselgeneration abgelöst wird.

Globalisierung und Klimawandel 

Die Beispiele ASP, West-Nil und Usutu zeigen, dass die Globalisierung
auch vor Krankheiten nicht haltmacht. Weltweite Handelsbeziehungen mit
immer schnellerem Warenaustausch spielen dabei ebenso eine Rolle wie
der Klimawandel. Dabei sind die "neuen" Krankheiten nur die
sprichwörtliche Spitze des Eisbergs. Selbst nach Abzug der
ausschließlich im Tierreich grassierenden Krankheiten bleiben stolze
200 Krankheiten übrig, die sich von Tieren auf den Menschen und
andersherum übertragen.

Aufgrund des Neuigkeitswertes bekommen Usutu und Co. besonders viel
Aufmerksamkeit und als Naturfreunde und Naturschützer sollten wir uns
mit ihnen beschäftigen. Wie bei Tollwut, Zeckenbissen, Räude oder
Papageienkrankheit sollten wir Ursachen und Folgen kennen, wissen wie
wir uns schützen können und was diese Krankheiten für unsere
"Schützlinge" bedeuten.

 * 

Was macht eigentlich die Vogelgrippe?

Die Vogelgrippe kommt in den Nachrichten kaum mehr vor, tatsächlich
verschwunden ist sie aber nicht. Sowohl bei Hausgeflügel wie bei
Wildvögeln treten in Deutschland regelmäßig noch diverse Virentypen
der "Hochpathogenen Aviären Influenza" auf, zuletzt im Frühjahr 2018
der Typ H5N6 in einer kleinen Geflügelhaltung auf einer Hallig, kurz
zuvor bei einem Wildvogel in Bayern. Europaweit waren vor allem
England, die Niederlande und Schweden betroffen.

Im Jahr zuvor gab es in Deutschland sogar 1.150 entdeckte Fälle des
Typs H5N8 bei Wildvögeln - vor allem Höckerschwänen - und 107
Ausbrüche bei gehaltenen Vögeln. Große Folgen für die
Geflügelwirtschaft oder gar für die menschliche Gesundheit hatte dies
jedoch nicht.

Ganz anders in Afrika und Asien. So ist die Vogelgrippe in der
Geflügelindustrie Südafrikas und Nachbarstaaten wie Simbabwe und Kongo
ein Dauerthema. Ausbrüche kommen regelmäßig vor, wechselseitige
Handelssperren folgen. Zwischenzeitlich kam es sogar zu Engpässen bei
Mastküken. Vor allem in Asien stecken sich auch immer wieder Menschen
mit aggressiven Varianten der Vogelgrippe an. Seit 2013 gab es
weltweit mehrere hundert Todesfälle - mit Virustypen, die in
Deutschland bisher nicht auftreten.


Dachse im Visier

Andere Länder, andere Krankheiten: In Großbritannien ist das große
Streitthema zwischen Naturschützern und Landwirten der Umgang mit dem
Dachs. Dachse gehören nämlich zu den Überträgern von
Rinder-Tuberkulose. Während Deutschland seit 20 Jahren tuberkulosefrei
ist, kommt es auf der Insel immer noch zu tausenden TBC-Fällen mit
entsprechend großen Schäden für die Landwirtschaft. In manchen
Regionen Großbritanniens trägt jeder dritte Dachs das TBC-Virus, daher
werden die Dachse gezielt dezimiert. Heftig gestritten wird um den
Umfang und die Art des "Badger Culling". 2018 wurden allein in England
zusätzlich 32.000 Dachse getötet. Viele Mediziner bezweifeln, dass TBC
so eingedämmt werden kann.

Hirsch und Rind

Ende 2018 ist in Deutschland erstmals wieder die Blauzungenkrankheit
nachgewiesen worden. Teile von Baden-Württemberg, Hessen,
Rheinland-Pfalz und dem Saarland wurden daraufhin zum Sperrgebiet
erklärt. Die Krankheit wird von kleinen Stechmücken (Gnitzen)
übertragen und trifft Rinder, Schafe und Ziegen, auch Wildtiere wie
Rehe und Hirsche. Bei einem Ausbruch 2006 bis 2008 starben
deutschlandweit Tausende Rinder an der Blauzungenkrankheit. Auf
Menschen wird die Infektion nicht übertragen.

Raus aus dem Revier!

So mancher Jagdausübungsberechtigte nutzt die Unkenntnis des
Publikums, um mit Warnschildern lästige Spaziergänger oder Radler aus
seinem Revier oder wenigstens auf den Wegen zu halten. Neben ernst
gemeinten Hinweisen wird auch schon mal vor giftigen Kreuzottern
gewarnt, obwohl im 100-Kilometer-Umkreis keine Ottern vorkommen, und
seit die Wölfe zurückkehren, sind angeblich nicht nur Hunde, sondern
auch Kinder in Gefahr. Wenn Ihnen ein Schild "spanisch" vorkommt,
senden Sie gerne ein Foto an Naturschutz.heute@NAßU.de.

Achtung! FUCHSBANDWURM

Solche Schilder klären nicht auf, sie verbreiten Angst. Man muss
übrigens mehrere Hundert Eier des Fuchsbandwurms aufnehmen, um sich zu
infizieren.


Wie gefährlich ist das?

Nicht schnell behandelte Tollwut ist für Menschen tödlich. Beim
früheren Haupt-Tollwutträger Fuchs ist Deutschland dank der
langjährigen Impfkampagnen seit 2008 tollwutfrei. Doch auch
Fledermäuse können Tollwut übertragen. Die Wahrscheinlichkeit ist sehr
gering, dennoch sollten Fledermäuse nie mit bloßen Händen angefasst
werden.

Hantaviren kommen in Nagetieren wie Brandmaus und Rötelmaus
vor. Die infizierten Tiere bleiben gesund und dienen dem Virus als
Wirt. Die Nager scheiden die Erreger über Speichel, Urin und Kot aus.
Der Mensch kann sich anstecken, wenn er die Viren einatmet,
schwerwiegende Nierenerkrankungen können die Folge sein. In guten
Mäusejahren kommt es vor allem im Süden Deutschlands zu Erkrankungen.
2012 hat der NABU daher in Baden-Württemberg sogar seine bei Kindern
beliebte Nussjagd-Aktion pausieren lassen.

Es gibt rund 200 Krankheiten, die von Nutz-, Haus- und
 Wildtieren auf den Menschen und anders herum übertragen werden.
 



Zeckenstiche können zu Borreliose und zu
Frühsommer-Meningoenzephalitis (FSME) führen. Die Ansteckungsgefahr
hat in den letzten Jahren zugenommen, da immer mehr Zecken die
Erreger in sich tragen und das in immer mehr Regionen. Längst ist
nicht nur Süddeutschland betroffen. Die FSME kann im Gegensatz zur
Borreliose nicht mit Antibiotika behandelt werden, allein die
vorbeugende Impfung bietet einen wirksamen Schutz.

Der Fuchsbandwurm ist ein Parasit, der nicht nur den Fuchs
befällt. Oft sind Hauskatzen, seltener Hund und Mensch betroffen. Der
Entwicklungszyklus spielt sich hauptsächlich in einem Kreislauf unter
Wildtieren ab. Der Fuchs trägt den geschlechtsreifen Wurm in sich und
scheidet Bandwurmeier aus. Warnhinweise, Waldbeeren aus Bodennähe
nicht ungewaschen zu verzehren, sind berechtigt. Das Ansteckungsrisiko
ist aber äußerst gering.

Die Räude oder Scapies wird von Hautmilben verursacht. Sie ist
besonders bei Hundeartigen wie Fuchs und Wolf verbreitet und führt bei
vollem Krankheitsausbruch zum Tod. Der Mensch ist nicht betroffen,
weil sich die Milben in seiner Haut nicht weiterentwickeln können.


NABU - Tipp

Die NABU-Broschüre "Trotz Zecke, Wespe, Fuchsbandwurm - unbeschwert
Natur genießen" informiert unter anderem über Hantaviren, giftige
Pflanzen und Schlangen. Kinderärztin Dr. Christiane Ott beantwortet
zudem Eltern wichtige Fragen wie: Worauf muss ich bei meinen Kindern
achten, wenn diese in der Natur spielen?

Bezug für drei Euro plus Versandkosten unter www.NABU-BW-Shop.de
oder Tel. 0711-966 72-12.


Info

Weitere Informationen zum Thema, von Salamanderpest bis Zecken, sind
zentral unter www.NABU.de/Gesundheit zugänglich, direkt zudem unter
/ASB /West-Nil und /Usutu.

 * 
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JUGEND/086: "Kinder brauchen Matsch"-Initiative ausgezeichnet (UN-Dekade Biologische Vielfalt)


UN-Dekade Biologische Vielfalt - 17. Februar 2019

"Kinder brauchen Matsch"-Initiative der evangelischen
Kirchengemeinde Auferstehung ausgezeichnet

UN-Dekade Biologische Vielfalt würdigt Naturerlebnisangebote für
Kinder mit und ohne Handicap



Berlin, 17. Februar 2019 - Im Rahmen des Projekts "Kinder brauchen
Matsch" bietet die evangelischen Auferstehungskirchengemeinde
Berlin-Friedrichshain seit mehr als 10 Jahren Naturerlebnisangebote
für Kinder und Jugendliche mit und ohne Handicap. Bei den
Freizeitfahrten werden Camps in der Natur errichtet und die
Naturvielfalt gemeinsam erkundet und erforscht. Ein pädagogisches Team
ergänzt das während der Ausflüge entwickelte Interesse an der Natur um
wissenswerten Informationen zur Biodiversität und ihren
Zusammenhängen. Auch der nachhaltige Umgang mit natürlichen Ressourcen
findet Berücksichtigung. Jugendliche mit und ohne Beeinträchtigung
bewältigen bei diesen Naturerlebnissen gemeinsam neue
Herausforderungen und machen neue Erfahrungen, die sie miteinander
verbinden und stark machen.

Die UN-Dekade-Fachjury hat das Projekt ausgewählt, da es in
vorbildlicher Weise Naturerlebnisse für Kinder mit und ohne Handicap
schafft und damit sowohl das soziale Miteinander als auch die
Wertschätzung für die Naturvielfalt stärkt. Berlins Innensenator
Andreas Geisel und der Evangelische Superintendent Dr. Berthold Höcker
überreichen die UN-Dekade-Auszeichnung im Sonderwettbewerb "Soziale
Natur - Natur für alle" an die Projektbeteiligten. Im Zuge der
Auszeichnungsveranstaltung in der Samariterkirche eröffnet Fotograf
Andy Kaczé seine Ausstellung "Kinder brauchen Matsch".

Über die UN-Dekade Biologische Vielfalt

Mit der UN-Dekade Biologische Vielfalt 2011-2020 ruft die
Staatengemeinschaft die Weltöffentlichkeit auf, sich stärker für die
biologische Vielfalt einzusetzen. Sie will die Bedeutung der
Biodiversität für unser Leben und Wirtschaften bewusster machen und
persönliches Handeln zum Schutz und Erhalt der Vielfalt der Arten,
Lebensräume und Gene anstoßen. Hintergrund ist ein kontinuierlicher
Rückgang an Biodiversität in fast allen Ländern der Erde.

In Deutschland werden im Rahmen der UN-Dekade Projekte und Beiträge
ausgezeichnet, die sich in besonderer Weise für die Erhaltung,
nachhaltige Nutzung und Vermittlung der biologischen Vielfalt
einsetzen. Zusätzlich zum regulären Wettbewerb zeichnet die UN-Dekade
seit 2017 im Rahmen des Sonderwettbewerbs "Soziale Natur - Natur für
alle" auch vorbildliche Projekte aus, die das soziale Miteinander
fördern und gleichzeitig einen Beitrag zum Erhalt der biologischen
Vielfalt leisten.

Bewerben können sich Einzelpersonen oder -initiativen, institutionelle
Projektträger wie Verbände, Stiftungen und Unternehmen sowie
staatliche und nicht-staatliche Organisationen. Die Bewerbung erfolgt
über die Webseite der UN-Dekade. Über die Auszeichnung entscheidet
eine Fachjury.

Projektträger

Ev. Kirchengemeinde Auferstehung

Friedenstraße 83

10249 Berlin




Weitere Informationen

Projektvorstellung auf der UN-Dekade-Webseite: 

https://www.undekade-biologischevielfalt.de/index.php?id=49&tx_lnv_pi1%5Bwettbewerb%5D=2305&tx_lnv_p...

 * 

Quelle:

Presseinformation, 17.02.2019

UN-Dekade Biologische Vielfalt

Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

E-Mail: presse(at)undekade-biologischevielfalt.de

Internet: www.undekade-biologischevielfalt.de
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WALD/162: Projekt "ForeSight" soll großflächigen Einfluss des Klimawandels auf europäische Wälder zeigen (idw)


Technische Universität Dresden - 15.02.2019

Projekt "ForeSight" soll den großflächigen Einfluss des
Klimawandels auf europäische Wälder zeigen



Im "Baumfieber"

Wie sehr unsere Wälder flächendeckend von den Folgen des Klimawandels
betroffen sind, untersuchen Prof. Dr. Marieke van der
Maaten-Theunissen und Dr. Ernst van der Maaten am Institut für
Waldwachstum und Forstliche Informatik der TU Dresden ab diesem Jahr
im interdisziplinären Forschungsprojekt "ForeSight" zusammen mit der
University of Stirling, der Durham University, mit Forest Research UK
und der TU München.
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Bäume geraten bei großer Hitze und Trockenheit in Stress und kommen
förmlich ins Schwitzen. Wie der Mensch halten sie nur gewisse
Temperaturen aus und "fiebern" bis die Blätter verbrennen.
Fotosynthese, die Bindung von Kohlenstoffdioxid sowie die Verdunstung,
die zur Abkühlung der Umgebungstemperatur führt, werden dann
eingestellt. Mit dem hohen Stresslevel gehen Wachstumseinbuße und eine
erhöhte Sterblichkeitsrate einher. Wie sehr unsere Wälder
flächendeckend von den Folgen des Klimawandels betroffen sind,
untersuchen Prof. Dr. Marieke van der Maaten-Theunissen und Dr. Ernst
van der Maaten am Institut für Waldwachstum und Forstliche Informatik
ab diesem Jahr im interdisziplinären Forschungsprojekt "ForeSight"
zusammen mit der University of Stirling, der Durham University, mit
Forest Research UK und der TU München.

Anhand von Jahresringdaten, Satellitenbeobachtungen und von
prozess-basierten Modellen, die auf Datengrundlage von etwa 10.000
Bäumen aus 25 Ländern erstellt werden, sollen flächendeckende
Vorhersagen und ein Monitoring möglich werden. Im Fokus der
Untersuchungen soll der am weiteste verbreitete Laubbaum, die
Rotbuche, stehen. Rotbuche liefert wertvolles und vielseitig
einsetzbares Holz, ist aber anfällig für Trockenheit.

Derzeit ist das räumliche Ausmaß von trockenheits-induzierten
Wachstumsrückgängen und Mortalität noch nicht umfassend bekannt.
"Unser Prozessverständnis, wie sich der Klimawandel auf Waldökosysteme
auswirken wird, ist lückenhaft", so Dr. Ernst van der Maaten von der
Professur für Waldwachstum und Produktion von Holzbiomasse. Aufgrund
ihres enormen wirtschaftlichen und ökologischen Nutzens für unsere
Gesellschaft ist es laut Projektleiter Professor Alistair Jump von der
Fakultät Naturwissenschaften an der University of Stirling eine
Schlüsselaufgabe, die Reaktionen europäischer Wälder vorhersagen zu
können.

Dr. Ernst van der Maaten gibt einen Ausblick, welchen Einfluss das
Projekt zukünftig nehmen kann: "ForeSight wird nicht nur maßgeblich
unser Verständnis verbessern, wie der Klimawandel europäische Wälder
beeinflusst, sondern auch Tools für Entscheidungsträger in der
Waldwirtschaft bereitstellen, die für die zukünftige
Waldbewirtschaftung relevant sind."

Prof. Dr. Marieke van der Maaten-Theunissen und Dr. Ernst van der
Maaten, beide seit März 2018 an der TUD tätig, werden als Teil des
"ForeSight"-Projekts die Untersuchung von Frühwarnsignalen des
klimaindizierten Stresses mithilfe von Jahresringen leiten.

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news710633

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution143

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Dresden - 15.02.2019
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E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 19. Februar 2019 
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BERGBAU/151: Forum Bergbau und Wasser - Kommunikation zum Grubenwasseranstieg entscheidend (idw)


Stifterverband - 15.02.2019

Dialogveranstaltung des Forum Bergbau und Wasser: Kommunikation zum
Grubenwasseranstieg entscheidend



Beim Thema Grubenwasseranstieg fühlen sich viele Beteiligte und
Betroffene nicht richtig mitgenommen. Daher sollte die Thematik
insgesamt verständlicher vermittelt werden. Das ist ein wichtiges
Ergebnis der Dialogveranstaltung "Grubenwasser: Nachhaltige Lösungen
entwickeln" der Stiftung "Forum Bergbau und Wasser". Diese fand am 7.
Februar 2019 in der Kongresshalle in Saarbrücken mit rund 80
Teilnehmenden statt. Es wurde deutlich: Die Wissenschaft ist beim
Thema Grubenwasseranstieg noch nicht am Ende - sie kann weitere
Erkenntnisse für die Praxis bieten.

Dr. Wilhelm Struckmeier, Vorsitzender des Kuratoriums der Stiftung,
lud in seinem Grußwort die rund 80 Teilnehmenden zum freimütigen
Austausch zum Thema Grubenwasseranstieg ein. "Wir möchten mit Ihnen
Argumente und Kommentare, Kritik und Anregungen aufnehmen und
diskutieren." Ziel der Dialogveranstaltung sei es zudem, so
Struckmeier, neue Aspekte für laufende beziehungsweise in Kürze
beginnende Forschungsarbeiten zu erhalten. Es gehe nicht darum, das
laufende Genehmigungsverfahren zu kommentieren, sondern über das Thema
Grubenwasseranstieg zu informieren, Austausch zu ermöglichen und
unterschiedliche Standpunkte zu verstehen.

Umweltminister Jost begrüßt dialogorientierten Ansatz der Fachtagung
Der saarländische Umweltminister Reinhold Jost würdigte dies in seiner
Rede ausdrücklich. Es sei wichtig, dass die Fachveranstaltung
dialogorientiert ausgestaltet sei und man in einem offenen Dialog mit
allen Beteiligten die Thematik Grubenwasseranstieg diskutiere. Denn
dieser offene Austausch mit möglicherweise neuen Erkenntnissen oder
Forschungsansätzen könne helfen, im laufenden Genehmigungsverfahren
zum Grubenwasseranstieg die Anträge faktenorientiert zu bearbeiten, so
der Minister. Denn die Behörden, so Jost weiter, müssten in diesem
rechtsstaatlichen Verfahren sachlich und neutral die Interessenlagen
aller Beteiligten abwägen: besorgter Bürgerinnen und Bürger, Kommunen
sowie Antragsteller. Daher sei er über die von der Stiftung "Forum
Bergbau und Wasser" angestoßene Dialogveranstaltung im Saarland sowie
die weitere Diskussion dazu sehr froh.

Die Stiftung "Forum Bergbau und Wasser" hatte für die Veranstaltung
gemeinsam mit dem Moderator Klaus Kuntz, kompass 21, ein innovatives
Dialogformat konzipiert. Dabei diskutierten alle Beteiligten in fünf
Kleingruppen unter Leitung je einer Kuratorin bzw. eines Kurators der
Stiftung jeweils rund 20 Minuten wichtige Themen des
Grubenwasseranstiegs. Danach wechselten die Gruppen die
Themenstationen, so dass sich alle Teilnehmenden zu den Themen
Grundlagen, Erfahrungen, Chancen, Risiken und Erwartungen ausgiebig
informieren konnten. Ein mutiges Format, das belegte, wie wichtig der
intensive fachliche und persönliche Austausch über diese Thematik ist.

Durch Kommunikation mehr Vertrauen schaffen 

Die anschließende Präsentation der Diskussionsergebnisse durch die
Themen-Paten machte klar: Kommunikation ist ein entscheidender Faktor,
damit sachlich über das Thema Grubenwasseranstieg diskutiert werden
kann. Einige Teilnehmende regten an, dass wissenschaftliche
Forschungsergebnisse und Gutachten künftig allgemeinverständlich
übersetzt werden sollten. Zudem sei aufgrund internationaler
Erfahrungen ein systematisches Monitoring, also das Beobachten und die
Überwachung der Prozesse beim Grubenwasseranstieg, als Frühwarnsystem
unerlässlich. Neben dem Zeitdruck bei der Entscheidung für einen
Prozess, der generationenübergreifend wirke, sahen einige Teilnehmende
weitere Risiken in den noch nicht geklärten Auswirkungen eines
Grubenwasseranstiegs auf die Trinkwasserqualität und die Fließgewässer
sowie Hebungen und Senkungen der Erdoberfläche. Im Gegensatz dazu
sahen andere Chancen beim Grubenwasseranstieg für Bürgerinnen und
Bürger, Kommunen sowie die Gesellschaft gegenüber dem Status quo -
dieser mögliche Mehrwert müsse klarer herausgestellt werden.

Dialog geht weiter

Der kompetente Austausch und die faire Diskussion während der
Veranstaltung zeigten: Offener Dialog und die Bereitschaft,
unterschiedliche Standpunkte anzuhören und darüber zu diskutieren,
können bei diesem emotional besetzten Thema helfen, Lösungen zu
entwickeln. Das bestärkt die Mitglieder der Stiftung "Forum Bergbau
und Wasser" darin, weitere Dialogveranstaltungen durchzuführen. Eine
aufbereitete Dokumentation der Veranstaltung in Saarbrücken mit
Empfehlungen zum weiteren Vorgehen wird in Kürze auf der Website der
Stiftung "Forum Bergbau und Wasser" eingestellt werden. Zudem möchte
die Stiftung wie geplant transparent über die Fortschritte ihrer
Forschungsaktivitäten informieren und sucht weiterhin den Aus-tausch
mit Experten, will aber künftig auch Bürger verstärkt darin
einbeziehen.

Über die Stiftung Forum Bergbau und Wasser

Zweck der Stiftung Forum Bergbau und Wasser ist es, Wissenschaft und
Forschung auf dem Gebiet der Hydrogeologie zu fördern. Besonders
berücksichtigt werden sollen dabei die Chancen und Risiken eines
Grubenwasseranstiegs nach Einstellung des Steinkohlenbergbaus sowie
deren ökologische und ökonomische Konsequenzen. Entscheidungsgremium
der Stiftung ist ein Kuratorium mit sechs anerkannten
wissenschaftlichen Experten auf dem Gebiet der Hydrogeologie sowie
einem Vertreter des Stifterverbandes: Dr. Wilhelm Struckmeier, Dir.
und Prof. a.D., Prof. Dr. Christian Melchers (Technische Hochschule
Georg Agricola, Bochum), Prof. Dr. Sylke Hilberg (Universität
Salzburg), Prof. Dr. Maria-Theresia Schafmeister (Universität
Greifswald), Prof. Dr. Georg H.E. Wieber (Universität Mainz), Prof.
Dr. Christian Wolkersdorfer (Tshwane Universität of Technology,
Südafrika) und Rainer Lüdtke (Stifterverband). Die Stiftung Forum
Bergbau und Wasser ist eine Treuhandstiftung unter dem Dach des
Stifterverbandes.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.forum-bergbau-wasser.de

Website der Stiftung Forum Bergbau und Wasser

Die gesamte Pressemitteilung erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news710623

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution424

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Stifterverband - 15.02.2019
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AFRIKA/123: Der illegale Holzeinschlag bedroht Malawis Wälder (afrika süd)
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Gegenseitige Schuldzuweisung

von Watipaso Mzungu Junior



Der illegale Holzeinschlag bedroht Malawis Wälder. Der Vorwurf
richtet sich an die Forstbehörde des Landes, den Raubbau am Holz zu
begünstigen. Die Justiz verhängt gegen illegale Holzfäller viel zu
milde Urteile, schiebt die Verantwortung aber auf entsprechend lasche
Gesetze. Parlamentsabgeordnete und ein zivilgesellschaftliches
Netzwerk versuchen, auf eine veränderte Politik zur Rettung des
Waldbestandes hinzuwirken.



Überfordert und überwältigt von der Nachfrage nach gebrannten Ziegeln
aus der Bauindustrie, überlegt die Regierung von Malawi, ein Gesetz zu
formulieren, das die Verwendung gebrannter Ziegel verbietet. Das
vorgeschlagene Gesetz sieht auch harte Strafen für illegale Holzfäller
und Holzverarbeiter vor. Dies gab der stellvertretende Minister für
natürliche Ressourcen, Energie und Bergbau, Werani Chilenga, als
Antwort auf die Frage bekannt, was die Regierung unternehme, um die
Umweltzerstörung zu bekämpfen.

Es steht außer Diskussion und Debatte, dass Malawi, genau wie andere
Länder weltweit, die größten Schäden an seinen natürlichen Ressourcen,
insbesondere an natürlichen Bäumen, erleidet. Der illegale
Holzeinschlag ist ein allgegenwärtiges und weit verbreitetes Problem
im Land, das den Wald massiv beschädigt und der Regierung die dringend
benötigten Einnahmen für verschiedene soziale und wirtschaftliche
Entwicklungsprojekte raubt.

Das Problem veranlasste einen Parlamentsausschuss Anfang Juli, einige
der wichtigsten natürlichen und künstlichen Wälder zu besichtigen, um
die Herausforderungen für die Forstwirtschaft zu erkennen und
einzuschätzen. Ziel ist es, eine dauerhafte Lösung für die Probleme zu
finden, die zum Aussterben der Wälder führen, insbesondere beim
illegalen Holzeinschlag und der Holzverarbeitung.

Die Tour führte die überwiegend jungen Parlamentsmitglieder der Malawi
Congress Party (MCP), der People's Party (PP), der Democratic
Progressive Party (DPP), unabhängige Abgeordnete und Journalisten
unter anderen zu Viphya Plantations Limited, Luwawa, Raiply und
Mazamba Forests. Die Ausschussmitglieder besuchten dabei auch den
unter Chikangawa Plantations Limited und dem Holzverarbeiter Raiply
Malawi Limited (RML) stehenden Forst von Chikangawa, um die Ursachen
zu ermitteln, die den Raubbau am größten künstlich aufgeforsteten Wald
des Landes begünstigen. Die Delegation stieß bei ihrer Ankunft auf
vereinzelte Aschenhügel und eilig errichtete trapezförmige Holzhütten.

Werani Chilenga, der sich als Abgeordneter der People's Party für
Chitipa South seiner Partei entfremdet hat, meint, er habe den
Eindruck, dass die Forstbehörde im Mittelpunk der Problematik stehe.
Nach seinen Beobachtungen habe zwar die Besorgnis der verschiedenen
Akteure und Interessengruppen zugenommen, es fehle jedoch generell an
entsprechendem Engagement, gegen die Täter vorzugehen. "Das ist sehr
enttäuschend. Wir wurden durch die Wälder geführt und die schwere
Zerstörung des Waldes wurde uns dabei gewahr. Wir haben gesehen, dass
selbst junge Bäume zum Sägen gefällt werden. Beamte der
Forstverwaltung stehen dabei in vorderster Linie, den illegalen
Holzeinschlag und das Zersägen zu begünstigen", meint Chilenga.


Widerstandsfähigkeit gegen Klimawandel

Örtliche Umweltexperten wie Julius Ng'oma führen eine Reihe von
Faktoren an, die zu diesem Problem beitragen, darunter illegaler
Holzeinschlag sowie die wachsende Nachfrage nach Brennholz zum Kochen
und Ziegelbrennen. Ng'oma ist der amtierende nationale Direktor des
Netzwerks der Zivilgesellschaft zum Klimawandel (Civil Society Network
on Climate Change, CISONECC). Das Netzwerk arbeitet zusammen mit:
Trocaire über das Resource Rights Programme, das von Irish Aid
unterstützt wird; Care Malawi durch das Projekt "Civil Society
Organisations (CSOs) Readiness for the Green Climate Fund (GCF)", das
u.a. von Care und Germanwatch unterstützt wird; Danish Curch Aid und
der Volunteer Services Organisation (VSO).

Die Vision des Netzwerkes ist es, gegen die Auswirkungen des
Klimawandels widerstandsfähige Gemeinschaften durch eine
Zusammenarbeit von zivilgesellschaftlichen Organisationen (CSOs)
aufzubauen, um durch Lobbyarbeit, Forschung und Vernetzung eine
gewünschte Veränderung politischer Praktiken und Einstellungen zu
beeinflussen.

Laut Ng'oma beruht die Nachfrage nach Feuerholz und gebrannten Ziegeln
auf der rasanten Geschwindigkeit, mit der die Überbevölkerung entgegen
den Bemühungen, das Land zu regenerieren, wächst. "Die menschliche
Bevölkerung ist nach wie vor das dringlichste Umweltproblem. Sie
verstärkt im Stillen die Kräfte der globalen Erderwärmung, der
Umweltverschmutzung, des Verlusts von Lebensräumen, des sechsten
großen Massenaussterbens, der intensiven Landwirtschaft und des
Verbrauchs endlicher natürlicher Ressourcen und fossiler Brennstoffe
in einer Schnelligkeit, die ihre Regenerationsraten überschreitet",
erklärt er.

Chilenga, der vor seiner Berufung in das Kabinett Vorsitzender des
Parlamentarischen Ausschusses für natürliche Ressourcen und
Klimawandel war, glaubt jedoch, dass leitende Beamte seines
Ministeriums die Hauptverursacher des illegalen Holzeinschlags und der
Ernte junger Bäume in den Wäldern des Landes sind. Seiner Meinung nach
erteilen die Beamten Lizenzen an illegale Holzfäller und -verarbeiter,
wobei die Bedenken der Öffentlichkeit hinsichtlich der Erschöpfung der
natürlichen und künstlichen Wälder völlig missachtet würden.

"Das ist wirklich frustrierend. Bei unserem letzten Besuch durch
Viphya Plantation Limited und Raiply Malawi Limited im Norden Malawis
stellten wir fest, dass unser verbleibender Wald schweren Schaden
genommen hat. Wir konnten selbst sehen, wie sogar junge Bäume zum
Sägen gefällt wurden. Beamte der Forstbehörde stehen an vorderster
Front, um das illegale Abholzen und Zersägen zu unterstützen", sagt
er.


Verantwortung der Justiz

Der stellvertretende Forstdirektor Teddie Kamoto versucht jedoch, sein
Ministerium zu entlasten, indem er die Justiz verantwortlich macht. So
bezichtigt er diese, milde Strafen gegen illegale Betreiber verhängt
zu haben, die festgenommen, vor Gericht gestellt und für schuldig
befunden wurden. Kamoto macht geltend, dass die von der Justizbehörde
in der Regel zugunsten illegaler Holzfäller erlassenen Verfügungen die
Bemühungen der Forstbehörde zur Beseitigung der Missbräuche vereiteln.
"Gerichte haben ihre eigene Position. Wenn Sie einige der vor Gericht
gebrachten Fälle sehen, würden Sie schreien angesichts der gegen
illegale Holzfäller verhängten milden Urteile", erklärt er.

Diese Argumente und Gegenargumente führen zu der Frage: Was tun die
Behörden, um illegalen Holzeinschlag zu stoppen, der die
Umweltzerstörung andauern lässt?

Der Parlamentsabgeordnete des Wahlbezirks Nkhata Bay Northwest und
Mitglied des parlamentarischen Ausschusses für natürliche Ressourcen
und Klimawandel, Commodious Leonard Nyirenda, ist der Ansicht, dass
die Justiz bei der Lösungssuche gegen illegalen Holzeinschlag eine
wesentliche Rolle spielt. Nyirenda weist darauf hin, dass die gegen
illegales Abholzen verhängten milden Strafurteile alle Bemühungen für
eine entschlossene Problembewältigung zunichte machen. Daher bestehe
die Notwendigkeit, die Gerichte zu einer Strategie zu bewegen,
abschreckende Strafen für Täter zu verhängen.

Der Abgeordnete Nyirenda meint, man wolle sich daher zunächst mit
Justizbeamten und Richtern aus der nördlichen Region in Lilongwe
treffen. Die Sorge des Ausschusses sei, dass die Gerichte trotz der
wachsenden Bedenken der Öffentlichkeit über die Plünderung der Wälder
keinen Einsatz beim Aufspüren von Gesetzlosigkeit in der Holzindustrie
zu zeigen scheinen. "Die Gerichte fördern die Gesetzlosigkeit durch
die milden Urteile gegen die Täter. Daher ist es der Wunsch der
Parlamentsmitglieder, die Justiz einzubeziehen, um die
Herausforderungen zu begreifen, die unsere Bemühungen im Umgang mit
illegalen Holzfällern und -verarbeitern frustrieren", erklärt er.

Aber die Justiz spielt den Ball wieder an das Parlament zurück. Der
ehemalige Justizsprecher Mlenga Mvula erklärte einmal, dass die
"parlamentarischen Gesetze" dafür verantwortlich seien, dass gegen
Personen, die wegen Verletzung des Forstgesetzes verurteilt wurden,
milde Strafen verhängt würden. Mvula meint, die Justiz sei ebenso
besorgt über die unbefriedigenden Strafen für illegale Holzfäller,
weil sie der Nation eine ihrer wertvollsten Ressourcen berauben. "Aber
uns sind die Hände gebunden, denn die geltenden Gesetze erlauben es
uns nicht, harte Strafen zu verhängen. Dieses Treffen gibt uns daher
die Möglichkeit, uns für eine Überprüfung der Gesetze einzusetzen",
sagt er.

Der scheidende Chief Executive Officer von Raiply Malawi Limited,
Thomas Oomen, betont die Notwendigkeit, die Revision der Forstgesetze
zu beschleunigen, um das Problem anzugehen. Auch er sieht das Problem,
dass die bestehenden Gesetze veraltet sind, so dass sie wirksames
Vorgehen gegen illegalen Holzeinschlag und Holzverarbeitung vereiteln.



Der Autor ist freiberuflicher Journalist und Fotograf aus Lilongwe,
Malawi

 * 
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EDITORIAL

ES BRAUCHT EINEN PARADIGMENWECHSEL

Ein Plädoyer von Robert Kappel, Afrika ernst zu nehmen.

AKTUELL


SÜDAFRIKA

RAMAPHOSAS GESCHWÄCHTE PRÄSIDENTSCHAFT

Im Frühjahr 2019 stehen Wahlen in Südafrika an. Bis dahin muss
Präsident Cyril Ramaphosa den durch die Zuma-Ära gespaltenen ANC
hinter sich bringen. Gedanken von Raymond Suttner.


SÜDAFRIKA: LANDREFORM

EIN ESKALIERENDER KONFLIKT

Die öffentlichen Anhörungen zur geplanten Landreform haben gezeigt,
wie die Emotionen im Streit um die Landfrage hochkochen. Leonie March
hat sich bei Betroffenen umgehört. Mit ihrer Reportage setzen wir die
Debatte um die Landfrage Südafrikas fort.


NAMIBIA: LANDREFORM

WENIG WANDEL IN SICHT

Bei der Landkonferenz in Windhoek stand auch in Namibia die Landreform
auf der Tagesordnung. Einschneidende Änderungen wurden allerdings
keine beschlossen, stellt Martina Schwikowski fest.


NAMIBIA

GWEN LISTERS KAMPF UM WAHRHEIT

Gwen Lister ist ein Vorbild für professionellen Journalismus. Ihre
Reportagen brachten sie oft ins Gefängnis. Mit der Mitbegründerin des
"Namibian" unterhielt sich Will Fitzgibbon.


MOSAMBIK

ERGEBNISSE PASSEND GEMACHT

Aus den Kommunalwahlen am 10. Oktober ging Mosambiks Regierungspartei
Frelimo einmal mehr als Sieger hervor. Mit welchen Tricks sie auch in
Gemeinden vorne lag, die eigentlich an die Opposition gingen, zeigt
Lothar Berger auf.

SAAT DES WIDERSTANDS

Seit sechs Jahren wehren sich Kleinbauern in der Region Xai Xai gegen
ein chinesisches Reisplantagen-Projekt. Timothy A. Wise berichtet vom
erfolgreichen Widerstand gegen Land Grabbing und alternativen
Ernährungswegen.


ANGOLA

"DIE PERSONEN, DIE DIE STAATSKASSEN GEPLÜNDERT HABEN, SIND
BEKANNT"

Die portugiesische Wochenzeitung "Expresso" hat sich ausführlich mit
dem angolanischen Präsidenten João Lourenço unterhalten, auch über
sein Verhältnis zu seinem Vorgänger. Afrika süd bringt Auszüge aus dem
aufschlussreichen Interview.


SAMBIA

LEX LUNGU

Um eine dritte Amtszeit für Sambias Präsident Edgar Lungu gab es ein
langes Tauziehen. Das Verfassungsgericht entschied am Ende zu Gunsten
Lungus, berichtet Peter Meyns.


SIMBABWE

MUGABE 2.0 - SIMBABWE IM RÜCKWÄRTSGANG

Bei einer Anhörung zu Simbabwe im US-Senat ging es um die Frage der
Aufhebung von Sanktionen. Dabei zeigte sich die US-Regierung
unnachgiebiger als die EU. Von Alfred O. Rankomise.


MALAWI

GEGENSEITIGE SCHULDZUWEISUNG

Der illegale Holzeinschlag mit Duldung durch die Forstbehörde bedroht
Malawis Wälder. Einzelne Abgeordnete und die Zivilgesellschaft drängen
auf eine veränderte Politik zur Rettung des Waldbestandes, wie
Watipaso Mzungo Junior berichtet.


SÜDLICHES AFRIKA: ÖKOLOGIE

AFRIKAS WÄLDER WERDEN AUCH IN EUROPA ZERSTÖRT

Energie aus Biomasse könnte den klimaschädlichen Gebrauch von
Holzkohle reduzieren. Jürgen Langen stellt ein erfolgversprechendes
Projekt vor.


AFRIKAPOLITIK

"IM KERN RASSISTISCH"

Der Afrikabeauftragte der Bundeskanzlerin, Günter Nooke, seht wegen
seiner relativierenden Aussagen zur Kolonialzeit in der Kritik. Aline
Kwizera fasst die Kritik zusammen.


SERVICE

VERMISCHTES - REZENSION
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SOZIALES/101: "Wenn nur die Kohle zählt" - Der Tagebau El Cerrejón im Norden Kolumbiens (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Deutschland / Kolumbien 
 
Fokus: SDGs (Nachhaltigkeitsziele)

"Wenn nur die Kohle zählt" - Der Tagebau El Cerrejón im 
Norden Kolumbiens

Von Antje Vieth



(Berlin, 12. Februar 2019, npl) - Die deutsche Kohlekommission
beschloss am 24. Januar 2018 mit dem sogenannten Kohlekompromiss den
Ausstieg aus der Kohleproduktion bis zum Jahr 2038, also in knapp
zwanzig Jahren. In Kolumbien ist das Ende bisher noch weniger in
Sicht: Mit 69.000 Hektar ist El Cerrejón im Norden Kolumbiens der
größte Steinkohletagebau Lateinamerikas und einer der größten
weltweit. Die Lebensgrundlage für die Menschen, die hier weiterhin
wohnen, ist nach 30 Jahren Förderung weitgehend zerstört. Besonders
hart betroffenen sind die indigenen Gemeinden der Wayuú.

Ende November 2018 versammelten sich in einem Seminar- und Tagungshaus
in Hüll im Norden Deutschlands unter dem Titel "Wenn nur die Kohle
zählt" Aktivist*innen, Forscher*innen und Anwohner*innen aus Kolumbien
und Deutschland, um sich über den Kohleabbau und seine Folgen
auszutauschen. Auch Sindy Paola Bouriyuu, Sprecherin der indigenen
Gemeinde der Wayuú, nahm an dem Seminar teil. Ihr Wohnort liegt nur
wenige Kilometer von der riesigen offenen Steinkohlemine El Cerrejón
entfernt. "In diesem Gebiet sind Kinder gestorben, weil sie den Staub,
den die Mine permanent abstößt, eingeatmet haben oder weil sie
Lungenprobleme bekommen haben", berichtet Sindy. Der Cerrejón ist ein
offener Tagebau und sie wohnen mittendrin. Das einzige, was sie
schütze, dass sie nicht ganz in die Dörfer eindringen, ist der Fluss
Ranchería, der eine wichtige Wasserquelle ist, fügt sie hinzu.


Die Kinder kriegen keine Luft

Als Sindys Sohn anderthalb Jahre alt war, musste sie ihn zu Verwandten
in eine andere Stadt weggeben; er konnte in der Comunidad Wayuú nicht
mehr leben. Er bekam dort keine Luft; zu hoch war die
Feinstaubbelastung, die durch die täglichen Sprengungen entsteht. Doch
die indigene Aktivistin will hier bleiben, wie die meisten
Dorfbewohner*innen. Sie sehen dieses Stück Erde als einen Teil von
ihnen; zudem liegen hier ihre Ahnen begraben. Die kolumbianische
Menschenrechtsanwältin Yessica Hoyes, die eng mit den Comunidades in
der Region zusammenarbeitet, erklärt: "Es ist komplex und gleichzeitig
auch interessant, die Weltanschauung der indigenen Gemeinden zu
verstehen, weil sie komplett anders ist als das, was wir in der
westlichen Welt gelernt haben. Diese geht ausschließlich vom
Individuum aus, wie schütze ich mein Leben, wie schütze ich meine
Gesundheit, während sich die indigenen Gemeinden als Ganzes verstehen.
Ihre Vorfahren, die heiligen Orte sind super wichtig, sie haben auch
eine sehr direkte Verbindung zur Vergangenheit."

Zwar verfügt auch die Steinkohlemine El Cerrejón über Messgeräte, um
die Feinstaubbelastung regelmäßig zu überwachen. Doch an der
Richtigkeit der offiziellen Messungen vom Cerrejón selber gibt es
Zweifel. Die Werte liegen vermutlich weit über den von der
Weltgesundheitsorganisation empfohlenen Höchstwerten. Die Messanzeiger
werden direkt von Mitarbeiter*innen des Cerrejón kontrolliert:
"Niemand garantiert uns, dass sie korrekt messen", fügt Anwältin
Yessica Hoyos hinzu. "Um zuverlässiges Datenmaterial zu erhalten,
bräuchten wir Messungen, die von unabhängigen Stellen durchgeführt
werden."


Es gibt kein Wasser mehr

In der Provinz La Guajira im Nordosten Kolumbiens sind in den letzten
Jahren über 5.000 Kinder gestorben; nicht nur an den Folgen der hohen
Feinstaubbelastung, sondern auch an Wasser- und Nahrungsmangel. Das
Wasser des Flusses Ranchería sowie das Grundwasser der Region wurden
vom Bergbau geradezu verschluckt. El Cerrejón verbraucht am Tag
schätzungsweise 45 Millionen Liter Wasser, während der Bevölkerung in
La Guajira heute im Schnitt weniger als ein Liter Trinkwasser pro
Person zur Verfügung steht. Die indigene Aktivistin Sindy Bouriyuu
berichtet: "Wir sind abhängig vom Wasser, damit wir anbauen können,
was wir zum Leben brauchen. Früher reichte das. Aber jetzt haben wir
kein Wasser mehr."

In Kolumbien wurden allein in 2017 knapp 90 Millionen Tonnen Kohle
produziert, fast ausschließlich in den Regionen Cesár und La Guajira
im Norden des Landes. Inzwischen sind die Steinkohleimporte aus
Kolumbien in Deutschland etwas zurückgegangen. Dafür wurde die Türkei
zu Kolumbiens wichtigsten Handelspartner auf diesem Gebiet. 17
Millionen Tonnen Steinkohle importierte die Türkei in 2017 aus dem
Cerrejón. Die rücksichtslose Bergbaupolitik des lateinamerikanischen
Landes müsse aufhören, fordert Felipe Corral von der Forschungsgruppe
CoalExit an der TU Berlin. Auch im Sinne des Klimaschutzes dürften
Konzessionen an ausländische Konzerne nicht mehr verlängert werden.


Kurzer Erfolg: Consultas Populares

Wie kann es gelingen, dass keine weiteren Konzessionen mehr vergeben
und bestehende Kohlereserven nicht mehr gefördert, sondern in der Erde
belassen werden? Wirtschafts- und Strukturpolitikforscher Felipe
Corral berichtet von Volksentscheiden, den sogenannten Consultas
Populares, die rechtsverbindlich über die Landvergabe entscheiden
konnten. Doch das war nur kurzzeitig erfolgreich. Da wo sie
durchgeführt wurden, wurde Bergbau gestoppt. Daraufhin waren Consultas
Populares nur mit eigener Finanzierung möglich, ohne öffentliche
Mittel. Auf Grund verschiedener Klagen aus der Wirtschaft wurde die
rechtliche Bindung der Consultas Populares schließlich aufgehoben. Im
Oktober 2018 entschied das kolumbianische Verfassungsgericht dann
endgültig, dass Consultas Populares nicht über Landvergabe entscheiden
können. Politisches Instrument bleiben sie trotzdem, sagt Felipe Coral
und sieht vor allem eine Chance, wenn sich die Bevölkerung selber
organisiert.

Auch Menschenrechtsanwältin Yessica Hoyos setzt auf Bildungs- und
Aufklärungsarbeit - bei den Bewohner*innen der betroffenen Regionen
und darüber hinaus: "Der Strand von Santa Marta ist international
bekannt für seinen weißen Sand. jetzt ist er nicht mehr so weiß und
man sieht dunkle Flecken. Viele Menschen wissen nicht, dass die
schwarzen Flecken vom Kohlenstaub kommen".


Klimawandel stoppen

Um dem Klimawandel abzuwenden, müssten laut Expert*innen über 70
Prozent der Kohlevorkommen und mindestens die Hälfte der weltweiten
Gas- und Ölreserven in der Erde belassen werden. Die Dürre im Sommer
2018 in Deutschland hat vielen die Realität der globalen Erwärmung vor
Augen geführt. Auch wenn der Kampf gegen die multinationalen Konzerne
immer wie ein Kampf des David gegen Goliath erscheint, werden die
Proteste mehr. Und sie sind - wie das Seminar der kolumbianischen und
deutschen Aktivist*innen im November 2018 im Bildungs- und Tagungshaus
in Hüll zeigte - zunehmend international miteinander verknüpft und
bilden ein Netz aus vielen kleinen Protesten, die in den letzten
Jahren wieder lauter wurden.


Zu diesem Artikel gibt es auch einen Audiobeitrag:
https://www.npla.de/podcast/wenn-nur-die-kohle-zaehlt
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RESSOURCEN/225: Fracking - mehr Schaden als Nutzen ... (SB)




Weil das Fracking des Gasförderunternehmens Cuadrilla in der
britischen Grafschaft Lancashire allzu starke seismische Folgen
ausgelöst hatte, muß es seine Aktivitäten reduzieren und wird deshalb
weniger Gas fördern. Jetzt hat das Unternehmen bei den Behörden
beantragt, daß die Grenzwerte für künstlich erzeugte Erdbeben
angehoben werden sollten. Umweltgruppen protestieren schon lange
gegen Fracking und sehen sich nun in ihrer Ansicht bestätigt, daß
diese Art der Gasförderung gar nicht ohne Umweltfolgen betrieben
werden kann.

Auch wenn solche seismischen Erschütterungen in der Regel unterhalb
dessen bleiben, was an der Erdoberfläche zu spüren ist, bedeutet das
nicht, daß sie unter allen Umständen harmlos sind. Es ist bekannt,
daß kleinere Beben stärkere nach sich ziehen können, wo sich
Spannungen aufgebaut haben, die dann nur noch einen kleinen Anstoß
benötigen, um loszulegen. Das wiederum ist eine potentielle Gefahr
beispielsweise für die betonummantelten Bohrlöcher, die dadurch
brüchig werden können, so daß das Gas entweder das Grundwasser
verunreinigt oder außerhalb des Bohrlochs aufsteigt, an die Luft
entweicht und zum Klimawandel beiträgt.

Beim Fracking bzw. Hydraulic Fracturing wird eine gas- oder
erdölhaltige Gesteinsschicht so angesteuert, daß der Bohrkopf
zunächst senkrecht geführt, dann waagerecht umgelenkt wird. Weil der
Rohstoff nicht in Form einer großen Blase vorliegt, sondern sich über
zahllose kleine Einschlüsse und Risse im Gestein verteilt, wird
dieses regelrecht aufgebrochen. Das geschieht, indem man zunächst mit
einer Perforationskanone Löcher in die Wandung des Bohrgestänges
schießt und anschließend eine Flüssigkeit aus Wasser, Spezialsand und
diversen chemischen Substanzen unter sehr hohem Druck in den
Untergrund preßt. Nachdem das Gestein auf diese Weise gefrackt wurde,
werden die sogenannten Frackfluide wieder abgepumpt. Das Gas sammelt
sich und folgt dem Weg nach oben.

Allen Protesten zum Trotz hat Cuadrilla im vergangenen Jahr mit
Erkundungsbohrungen in 2,5 Kilometer Tiefe bei der Preston New Road
in Lancashire begonnen. Es ist der landesweit erste Standort, an dem
Schiefergestein horizontal angebohrt wird. Nach Unternehmensangaben
handelt es sich um eine ergiebige Lagerstätte, die hochwertiges
Erdgas enthält, das kaum aufbereitet werden muß.

Allerdings gestattet es das behördliche Ampelsystem nicht, Fracking
zu betreiben, wenn dabei seismische Erschütterungen stärker als 0,5
auf der Richterskala künstlich erzeugt werden. Da das im vergangenen
Jahr häufiger vorkam, mußte Cuadrilla mehrmals das Fracking aussetzen
und durfte die Arbeiten erst nach 18 Stunden wieder aufnehmen.
Dennoch waren die Ergebnisse nach Unternehmensangaben ermutigend.
Jetzt möchte es seine Möglichkeiten voll ausschöpfen. Eigenen Angaben
nach hat Cuadrilla die zuständige Oil and Gas Authority (OGA)
dringend gebeten, das Ampelsystem TLS (Traffic Light System) zu
überarbeiten, damit die Arbeiten durch keine Sicherheits- oder
Umweltschutzmaßnahmen behindert werden.

Ungefähr zeitgleich damit hat auch die INEOS Holding Ltd., ein
weiteres Frackingunternehmen, ebenfalls an die britische Regierung
appelliert, den Grenzwert von 0,5 auf der Richterskala zu lockern.
Das sei rund 3.000mal niedriger als der in den USA verbreitete
Grenzwert von 4,0, und dort seien schon über eine Million Bohrlöcher
nach der Frackingmethode angelegt worden, lautete die Begründung. [1]

Vermutlich wurde in der ganzen Welt kein anderes Bohrloch so
umfassend hinsichtlich seismischer Aktivitäten überwacht wie unseres,
sagte Cuadrilla-Geschäftsführer Francis Egan: "Alles, worum wir jetzt
bitten, ist, daß wir fair behandelt werden, mit vergleichbaren
seismischen und Bodenvibrationsgrenzwerten wie ähnliche Industrien in
Lancashire und anderswo im Vereinigten Königreich, die in der Lage
sind, sicher, aber effektiver mit deutlich höheren Schwellenwerten
für Seismizität und Bodenvibration zu arbeiten." [2]

Die Umweltorganisation Greenpeace UK hat dagegen ganz andere
Vorschläge. In einer Presseerklärung sagte deren Direktor John
Sauven: "Cuadrilla hat praktisch zugegeben, daß es nach den
Sicherheitsvorschriften, mit denen sie seit Jahren prahlen, kein
Fracking durchführen kann. Wenn sie es nicht können, dann sollten sie
es auch nicht tun (...) Die britische Regierung sollte aufhören, Zeit
mit dieser umweltschädlichen Industrie zu verschwenden und die
Infrastruktur für saubere Energien unterstützen, die wir zur
Bekämpfung des Klimawandels benötigen." [3]

Ursprünglich gab es einmal den Vorschlag für das Regelwerk des
Ampelsystems, den Grenzwert für künstlich induzierte Beben auf die
maximale Magnitude von 1,7 festzulegen. Das halten jedoch die
Sachverständigen des Gutachtens "Preese Hall. Shale Gas Fracturing -
Review & Recommendations for Induced Seismic Mitigation" (2012) für
zu hoch. Sie empfehlen den Wert von 0,5, wie er schließlich auch
angenommen wurde. Bei einem Wert von 1,7 wäre jenes Beben nicht
verhindert worden, das am 1. April 2011 beim ersten Fracking-Bohrloch
des Vereinigten Königreichs überhaupt, Preese Hall in Blackpool, mit
einer Stärke von 2,3 aufgetreten war, schreiben die Autoren. Jenes
Bohrloch ist seit dem Beben nicht mehr zu nutzen. [4]

Noch verfügt das Vereinigte Königreich über eigene Gasreserven in der
Nordsee. Gegenwärtig importiert es rund die Hälfte seines Verbrauchs
aus anderen Ländern, entweder als Flüssiggas via Tankschiff oder über
Pipelines. Im Jahr 2030 wird sich der Eigenanteil an Erdgas
voraussichtlich auf 20 Prozent reduzieren. 80 Prozent der Haushalte
heizen mit Gas. Cuadrilla begründet die Notwendigkeit zu fracken
damit, daß die erneuerbaren Energieträger zwar wichtig sind, aber daß
sie die Bedarfslücke mittelfristig nicht werden schließen können. [5]

Das Unternehmen hat anscheinend nicht begriffen, daß in der heutigen
Welt "mittelfristig" keine Perspektive mehr ist. Vielleicht hatte man
vor zehn, zwanzig Jahren noch gedacht, daß man bis Mitte des
Jahrhunderts Zeit hat, um das Ruder klimapolitisch herumzureißen und
einen anderen Kurs einzuschlagen, der nicht von immer mehr Wachstum
und dem Verbrauch fossiler Energieträger bestimmt wird. Doch ein im
vergangenen Jahr für den Weltklimarat IPCC erstelltes Sondergutachten
sagt klipp und klar, daß nur noch zwölf Jahre bleiben.

Wenn bis 2030 die Treibhausgasemissionen nicht deutlich reduziert
werden, wird sich die globale Durchschnittstemperatur um zwei Grad
Celsius erhöhen. Das wäre mit ungleich schwerwiegenderen Katastrophen
für Mensch, Tier und die gesamten Ökosysteme verbunden, als wenn es
gelänge, die globale Erwärmung auf 1,5 Grad Celsius zu begrenzen. Und
selbst das würfe noch viele Menschen aufgrund vermehrter
Naturkatastrophen in existentielle Not.

Auch wenn bei der Verbrennung von Erdgas vergleichsweise weniger
Kohlenstoffdioxid freigesetzt wird als bei Erdöl oder Kohle, wäre es
ein Irrglaube, im Erdgas auch nur eine mittelfristige Alternative zu
sehen - und schon gar nicht für Erdgas, das nach dem
Frackingverfahren gefördert wurde. Angesichts der knappen Zeit, die
der Menschheit noch bleibt, ist sogar die Ampelbestimmung der
britischen Regierung, die den Frackingunternehmen relativ strenge
Bestimmungen auferlegt, noch Teil des Problems. Aber nicht, wie
Cuadrilla behauptet, weil die Grenzwerte für seismische
Erschütterungen viel zu streng sind, sondern weil die Ampel ein
Türöffner für Frackingunternehmen ist.


Fußnoten:

[1] tinyurl.com/yywdbvnz

[2] https://cuadrillaresources.com/media-resources/press-releases/cuadrilla-shale-gas-initial-flow-test-results/

[3] https://www.greenpeace.org.uk/press-releases/cuadrilla-just-earthquakes-will-make-fracking-work-greenpeace-no-thank/

[4] tinyurl.com/y6s798qd

[5] https://cuadrillaresources.com/
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